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93. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 8. März 1996 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Hans Klein: Die Sitzung ist eröffnet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, müssen 
wir über einen Geschäftsordnungsantrag abstim-
men. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat frist-
gerecht beantragt, die heutige Tagesordnung um die 
Beratung ihres Antrags zur Zurückweisung der An-
griffe auf die Unabhängigkeit des Bundesverfas-
sungsgerichts auf Drucksache 13/2421 zu erweitern. 
Der Antrag soll in verbundener Beratung mit Tages-
ordnungspunkt 13 - ... Gesetz zur Änderung des 
Strafgesetzbuches (Verunglimpfung der Bundes-
wehr) - behandelt werden. 

Zu diesem Geschäftsordnungsantrag hat sich be-
reits der Kollege Gerald Häfner zu Wort gemeldet. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sehr 
verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Bereits bei Abfassung der heutigen Tagesord-
nung hat meine Fraktion die Aufsetzung der mit der 
Drucksache 13/3971 unmittelbar sachverwandten 
Drucksache 13/2421 beantragt. Die Koalition hat das 
aus für uns nicht akzeptablen Gründen abgelehnt. 
Deshalb stelle ich hier namens meiner Fraktion den 
Antrag, unseren Antrag auf Drucksache 13/2421, 
„Zurückweisung der Angriffe auf die Unabhängig-
keit des Bundesverfassungsgerichts", auf die Tages-
ordnung zu setzen und ihn gemeinsam mit dem Ge-
setzentwurf zur Einführung eines besonderen Ehren-
schutzes für Soldaten hier jetzt zu beraten. 

Unser Antrag wurde seinerzeit durch empörende 
Reaktionen gegen das sogenannte Kruzifix-Urteil 
notwendig. Er ist heute genauso aktuell wie damals. 
Die beiden Vorlagen haben unmittelbar miteinander 
zu tun, weil es in beiden darum geht, wie in diesem 
Hause mit Urteilen des Bundesverfassungsgerichts 
und damit mit der Autorität des höchsten deutschen 
Gerichtes und mit unserer Verfassung umgegangen 
wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Der Vorgang ist hier wieder der gleiche - beide Fälle 
verlaufen exakt parallel -: Das Bundesverfassungs

-

gericht fällt ein eindeutiges Urteil auf der Grundlage 

der Verfassungsbestimmungen. Damals ging es um 
die Religionsfreiheit, jetzt um die Meinungsfreiheit. 
Einigen Politikern aus Ihren Kreisen gefällt das nicht. 
Darauf werden zum Teil empörende Äußerungen 
nicht nur über das Urteil selbst, sondern über das 
Bundesverfassungsgericht als solches gemacht. Es 
wird die Frage gestellt, ob man nicht die Zuständig-
keit des Bundesverfassungsgerichts begrenzen oder 
seine Geschäftsordnung ändern könnte und vieles 
andere mehr. Am Ende präsentieren Sie - im einen 
Fall im Bayerischen Landtag und im anderen Fall 
jetzt sogar hier im Deutschen Bundestag - einen Ge-
setzentwurf, der versucht, diese Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts auszuhebeln und zu kon-
terkarieren und damit gleichzeitig zentrale Bestim-
mungen unserer Verfassung leerlaufen zu lassen. 
Das unterhöhlt nicht nur die Autorität des höchsten 
deutschen Gerichtes, sondern das macht unsere Ver-
fassung selbst zum Spielball tagespolitischer Aktivi-
täten; das macht sie löchrig wie einen Schweizer 
Käse, und das ist etwas, was wir auf keinen Fall zu-
lassen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS - Zurufe 
von der CDU/CSU und der F.D.P.: Zur 

Sache!) 

So war es beim Kruzifix-Urteil, und so ist es jetzt wie-
der beim sogenannten Soldaten-Urteil. 

(Dr. Wolfgang von Stetten [CDU/CSU]: Zur 
Sache!) 

Das Ganze fügt sich in eine Reihe von Urteilen des 
Bundesverfassungsgerichts ein, die Ihnen nicht ge-
fallen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Zur 
Sache  reden!)  

Dabei müssen wir dankbar dafür sein, daß über 
dem Parlament und über der Regierung in Streitfäl-
len noch die Instanz des Bundesverfassungsgerichts 
existiert und daß dies, 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Das ist nicht zur 
Geschäftsordnung!) 
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etwa in Urteilen wie denen zum Versammlungsrecht, 
zur informationellen Selbstbestimmung, zum § 218 
oder auch zur Religionsfreiheit und zur Meinungs-
freiheit, zum Thema Drogen, zu Sitzblockaden und 
anderen Fragen, wo nötig, eine Notbremse gegen 
Tendenzen zieht, die die Grund- und Bürgerrechte 
mehr und mehr aushöhlen wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der PDS - 
Zurufe von der CDU/CSU: Zur Geschäfts

-

ordnung!) 

Ich kann verstehen, daß Sie den Zusammenhang 
zwischen der Autorität des Bundesverfassungsge-
richtes - und damit unserem Antrag - und Ihrem 
heutigen Gesetzentwurf gerne vom Tisch weisen 
bzw. mit der Hand wegwischen wollen. Aber das ist 
nicht möglich, denn es besteht ein unmittelbarer Zu-
sammenhang. Es geht um die Akzeptanz und rechts-
politische Bedeutung des Bundesverfassungsgerich-
tes in diesem Lande. Es geht um die Bedeutung un-
serer Verfassung selbst. Und es geht darum, daß Sie 
mehr und mehr versuchen, dieses Ge richt einzu-
schüchtern, gerade im Vorfeld der zu erwartenden 
Entscheidung zum Asylrecht. 

Lassen sie sich deshalb sehr deutlich sagen: Wir 
brauchen in der Demokratie so etwas wie eine Letzt-
entscheidungsinstanz. Ich bin froh, daß es das Bun-
desverfassungsgericht gibt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wer dessen Autorität weiter aushöhlen will, wer je-
desmal, wenn ihm eine Entscheidung nicht paßt, so-
fort  ein neues Gesetz macht - nebenbei: es ist ab-
surd: Sie haben eine Kommission zur Deregulierung, 
also zur Abschaffung überflüssiger Vorschriften, ge-
schaffen und jetzt wollen Sie ein neues, gänzlich 
überflüssiges Gesetz machen, bloß weil Ihnen eine 
Entscheidung nicht paßt -, der legt wirklich die Axt 
an die Grundsäulen unserer Rechtsordnung. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Sie spre-
chen zur Geschäftsordnung. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
spreche zur Geschäftsordnung, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

denn ich begründe gerade, warum unser Antrag un-
mittelbar sachverwandt ist mit dem Antrag, der jetzt 
auf der Tagesordnung steht, und warum deswegen 
diese beiden Anträge auch im unmittelbaren Zusam-
menhang diskutiert werden müssen. Daß Sie das 
nicht wahrhaben wollen, ist erkennbar. Aber es wird 
Ihnen nicht gelingen, diesen Zusammenhang zu ver-
wischen. 

Ich stelle deswegen namens meiner Fraktion noch-
mals den Antrag, die Beratung unseres Antrags, der 
sehr viel länger als der Ihre, - 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit! 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - 
nämlich seit September dieses Jahres, auf dem Tisch 
des Hauses liegt, nicht weiter zu boykottieren, son-
dern ihn jetzt - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Häfner, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen! 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Des-
wegen komme ich ja gerade zum Schluß, Herr Präsi-
dent. 

Vizepräsident Hans Klein: Nein, Sie sind am 
Schluß! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Abschalten!) 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - auf 
die Tagesordnung zu setzen und zu beraten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol-
lege Joachim Hörster. 

Joachim Hörster (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Antrag, den die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen heute auf die Tagesord-
nung setzen möchte, ist am 25. September des ver-
gangenen Jahres gestellt worden, schlummert seit-
dem in der Schublade und ist nach Auffassung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nicht für würdig er-
achtet worden, in diesem Hohen Hause beraten zu 
werden. 

Just der Umstand, daß wir heute auf der Tagesord-
nung haben, durch einen Gesetzentwurf Rechtsklar-
heit zu schaffen, was den Ehrenschutz der Soldaten 
anbetrifft, veranlaßt Sie - so, wie Sie sich jetzt gerie-
ren, sozusagen als Schutzmacht für das Bundesver-
fassungsgericht -, diesen Tagesordnungspunkt jetzt 
auf die Tagesordnung zu bringen. Dabei ist die A rt 

 und Weise, wie Sie argumentieren, Herr Kollege Häf-
ner, wirklich der Gipfel der Heuchelei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im Mai 1993 hat das Bundesverfassungsgericht eine 
Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch getrof-
fen. Diese Entscheidung zum Schwangerschaftsab-
bruch ist von der Europa-Abgeordneten der Grünen, 
Claudia Roth, mit der Äußerung kommentiert wor-
den: „Das Bundesverfassungsgericht hat sich als Ge-
fahr für die Demokratie entpuppt." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Pfui!) 

Es habe gezeigt, daß es nicht „willens" ist, „die ihm 
durch das Grundgesetz anheimgegebene Macht ver-
antwortlich und zurückhaltend zu nutzen" . Die ehe-
malige Vorstandssprecherin von Bündnis 90/Die Grü-
nen, Marianne Birthler, hat die Entscheidung als 
„totale Unmündigkeitserklärung der Frauen" defi-
niert und erklärt, das Urteil sei „schlimmer als erwar- 
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tet". „Bis in den Ton der Begründung hinein" sei die 
Entscheidung des Zweiten Senates „zynisch". Wei-
tere Betrachtungen dieser A rt  der Grünen gegenüber 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
kann ich anführen. 

Der Umstand, daß Sie heute diesen Tagesord-
nungspunkt haben wollen, soll doch nur darüber hin-
wegtäuschen, daß Sie im Grunde genommen nichts 
dagegen haben, wenn es weiterhin geschehen darf, 
daß die Soldaten der Bundeswehr, die im Verfas-
sungsauftrag für den Schutz unseres Landes Dienst 
leisten, als Mörder bezeichnet werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Otto  Schily [SPD]: Sie haben keine 

Ahnung!) 

Denn es sind vor allem Ihre Aktivisten, die hinter den 
Demonstrationen stehen, aus denen diese Rufe den 
Bundeswehrsoldaten entgegenschallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen ist Ihr Antrag heuchlerisch. Es geht Ih-
nen nicht um das Ansehen des Bundesverfassungs-
gerichts, sondern es geht Ihnen darum, zu verhin-
dern, daß der Diffamierung unserer Soldaten ein 
Ende gesetzt wird. Deswegen werden wir diesen An-
trag ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Peter 
Struck, Sie haben das Wort. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist schon sehr bezeichnend, daß 
die Koalitionsfraktionen diesen Antrag der Grünen 
heute nicht diskutieren wollen. Ich kann überhaupt 
nicht verstehen, wieso Sie nicht bereit sind, darüber 
zu sprechen, daß man unqualifizierte Angriffe auf 
das Bundesverfassungsgericht zurückweisen will. 
Wir werden diesen Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen jedenfalls unterstützen, und zwar des-
halb, weil man - - 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

- Herr Präsident, können Sie den Haufen nicht mal 
ein bißchen zur Ruhe bringen? - Ich kann ja warten, 
bis sie sich beruhigt haben. 

Wir unterstützen den Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen deshalb, weil wir nicht wollen, 
daß Soldaten beleidigt werden. Wir wollen aber auch 
nicht, daß das Bundesverfassungsgericht beleidigt 
wird. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Jörg van 
Essen, Sie haben das Wort. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe Verständnis dafür, daß 
eine Partei, die im bayerischen Kommunalwahl-
kampf, zum Beispiel in Erlangen, die Forderung auf- 

stellt, Männer, die nicht in Begleitung einer Frau 
sind, dürften sich nach 22 Uhr nicht mehr in der Öf-
fentlichkeit zeigen, 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zur Sache!) 

wenigstens in Bonn den Eindruck erwecken will, 
eine Partei zu sein, die die Freiheitsrechte schützen 
will. 

(Heiterkeit und Beifall bei der F.D.P. und 
der CDU/CSU - Lachen bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Es ist ein untauglicher Versuch. 

Der Kollege Hörster hat bereits deutlich gemacht, 
daß die Grünen diesen Antrag etwa ein halbes Jahr 
nicht verfolgt haben. Das macht deutlich, wie wichtig 
es ihnen ist, das Bundesverfassungsgericht zu schüt-
zen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir wären bereit gewesen, diese Fragen mit Ihnen 
zu diskutieren. Wir sind aber nicht bereit, die 
Schlachten vergangener Tage zu führen. Wir werden 
diesen Antrag deshalb nicht unterstützen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol-
lege Professor Dr. Uwe-Jens Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte als erstes den anwe-
senden Frauen zum Internationalen Frauentag sehr 
herzlich alles Gute wünschen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich wünsche Ihnen viel Kraft im Kampf für die 
Gleichstellung der Geschlechter. Die Frau Präsiden-
tin hat das heute früh im Fernsehen erklärt. Ich wün-
sche Ihnen viele Verbündete unter den Männern. 
Leider befinden sie sich fast nur auf der linken Seite 
dieses Hauses. 

(Abg. Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS] reicht dem 
Präsidenten eine rote Rose) 

Ich darf Sie bitten, dies der Frau Präsidentin zu über-
geben. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans Klein: Einen Moment. Meine 
Damen und Herren, ich kann bei dem Geräuschpe-
gel nicht einmal hier hinten verstehen, was der Red-
ner spricht. 

(Heiterkeit) 

Das ist aber notwendig. Ich bitte Sie, sich ein bißchen 
zurückzuhalten, damit wir hören können, was Herr 
Professor Heuer zu sagen hat. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Da kommt doch sowieso nur Mist!) 
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Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Ich befürworte mit 
Nachdruck - unter Berufung auf § 20 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung -, den Tagesordnungspunkt um den 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Druck-
sache 13/2421, zu erweitern. Eine verbundene De-
batte zu dem Thema „Zurückweisung der Ang riffe 
auf die Unabhängigkeit des Bundesverfassungsge-
richts" und dem zu Tagesordnungspunkt 13 vorlie-
genden Antrag zur Änderung des Strafgesetzbuchs 
ist dringend geboten. 

Mit dem Antrag Ihrer Fraktionen ist eindeutig eine 
Grundsatzdebatte zur Stellung der Regierung und 
der Koalitionsparteien zur Gewaltenteilung im allge-
meinen und zum Bundesverfassungsgericht im be-
sonderen eingeleitet. In der Regierungsvorlage steht 
nichts anderes als ein weiterer Angriff auf das Bun-
desverfassungsgericht, wenngleich das Urteil in der 
Begründung überhaupt nicht erwähnt wird. Aber es 
ist offensichtlich, daß es um dieses Urteil geht. Der 
Angriff erfolgt diesmal nicht nur durch öffentliche 
Äußerungen von Politikern, sondern durch ein Ge-
setzgebungsverfahren im Bundestag. 

Die Ihnen ja nicht fernstehende „Frankfurter All-
gemeine Zeitung" vom 4. März schrieb drohend an 
die Adresse des Bundesverfassungsgerichts: 

Sein Erster Senat muß dann 

- nämlich dann, wenn Ihr Antrag angenommen ist - 

sehen, ob er es zum dritten Mal und im Blick auf 
den zum Ausdruck gebrachten Willen des Ge-
setzgebers zuwege bringt, die Beleidigung oder 
die Verunglimpfung der Bundeswehr oder ihrer 
Soldaten aus der Welt zu schreiben. 

Sie werden mir zugeben, daß allein die Tonart der 
„FAZ", die sie hier dem Bundesverfassungsgericht 
gegenüber anschlägt, wirklich erstaunlich ist. 

Die Presse der letzten Tage kann sich des Ein-
drucks absolut nicht erwehren, daß es sich um den 
Versuch handelt, die beiden Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts auszuhebeln. Die „Süd-
deutsche Zeitung" schrieb am letzten Montag: 

Die Bonner Koalition zerrt sozusagen Tucholsky 
und Ossietzky vor Gericht. 

Weiter heißt es: 

„Soldaten sind Mörder" - im Jahr 1932 blieb Carl 
von Ossietzky dafür unbehelligt. Würde er den 
Satz noch einmal drucken, Kurt Tucholsky ihn 
noch einmal schreiben, beide würden heute we-
gen „Verunglimpfung" verurteilt, Höchststrafe 
drei Jahre. 

Wir brauchen also eine Grundsatzdebatte über den 
Umgang der Regierung mit der Gewaltenteilung und 
besonders mit dem Bundesverfassungsgericht. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen er-
möglicht eine solche Debatte. 

Ich stehe dem Bundesverfassungsgericht als Insti-
tution und seiner Rechtsprechung gewiß nicht unkri-
tisch gegenüber. Ich habe mich verschiedentlich 

dazu geäußert. Die Kontrolle parlamentarischer 
Mehrheitsentscheidungen auf ihre Verfassungsge-
mäßheit hat verschiedene Seiten. Das Bundesverfas-
sungsgericht kann sich - das wissen wir - zum Ge-
setzgeber aufschwingen. Aber diese Stellung ist im 
Grundgesetz festgeschrieben. Seine Befugnis, über 
Grundrechtsverletzungen zu befinden, ist notwen-
dig. Mit manchen Entscheidungen bin ich nicht ein-
verstanden; andere sind es auch nicht. Aber hier 
geht es nicht um Kritik, sondern hier geht es um die 
Ausübung von politischem Druck auf das Gericht, 
um es in eine bestimmte politische Richtung zu drän-
gen, nämlich das Wächteramt über die Grundrechte 
nicht mehr so genau zu nehmen. 

Der Freistaat Bayern geht ja so weit, ein Kruzifix

-

Gesetz im vollen Bewußtsein der Tatsache zu ma-
chen, daß dieses Gesetz vom höchsten Gericht unse-
res Landes als verfassungswidrig bewertet werden 
muß, falls es zu einem Rechtsstreit kommt. In meinen 
Augen ist das eine ungeheuerliche Provokation des 
Bundesverfassungsgerichts und eine Einschüchte-
rung zugleich. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Auch die Bundesregierung verhält sich nicht viel an-
ders. Sie mutet dem Bundestag zu, ein Gesetz zu ver-
abschieden, von dem jeder weiß, daß es den Intentio-
nen der zwei Entscheidungen zuwiderläuft. 

In dieser Geschäftsordnungsdebatte möchte ich 
zwei Aussagen treffen. Erstens dauern die im Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen monierten An-
griffe auf das Bundesverfassungsgericht fort. Ihre Zu-
rückweisung durch den Bundestag ist dringend, 
wenn eine weitere Beschädigung des Ansehens des 
Gerichts vermieden werden soll. Zweitens. Der Zu-
sammenhang mit der Regierungsvorlage ist unmittel-
bar gegeben. Diese Vorlage ist im Kern ein weiterer 
Angriff auf die Stellung des Bundesverfassungsge-
richts. 

Aus diesen Gründen ist die Gruppe der PDS für die 
Behandlung der Drucksache 13/2421 hier und heute. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer stimmt für den Aufsetzungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen? - Wer stimmt 
dagegen? - Der Aufsetzungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafge-
setzbuches 

(Verunglimpfung der Bundeswehr) 

- Drucksache 13/3971 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. Be- 
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steht damit das Einverständnis des Hauses? - Dies ist 
offensichtlich der Fall. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Norbert  Geis das Wort . 

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Mord ist das 
schlimmste Verbrechen, das Menschen begehen 
können. Das Urteil „Soldaten sind Mörder" ist das 
schlimmste Urteil, das man über Menschen sprechen 
kann. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist unglaublich! - Dr. Herta 
Däubler-Gmelin [SPD]: Dummes Zeug! Ihre 

Behauptung ist eine Lüge!) 

- Es ist nicht dummes Zeug; und es ist auch nicht ein 
Kinderspiel oder nur eine Redewendung. Das emp-
finden die nicht, Frau Kollegin, die dieses Wo rt  in 
den Mund nehmen, und das empfinden vor allen 
Dingen die Menschen nicht, die dieses Wort auf sich 
beziehen müssen. Sie empfinden es als eine 
schlimme Verurteilung. Das ist die Tatsache. Die Be-
völkerung stimmt mit dieser Ansicht überein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Dies ist eine pauschale Verurteilung. Dieses Urteil 
meint auch die Soldaten, die unter Einsatz ihres Le

-

bens ihr Land gegen einen Angreifer, gegen einen 
ungerechtfertigten Angriff verteidigen 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Auch das 
ist eine Lüge! Das ist falsch, und Sie wissen 

das!) 

und die nicht vergleichbar sind mit den  wilden  Hor-
den, die brandschatzen, verwüsten, wahllos töten 
und vergewaltigen. Dennoch sind sie mit diesem 
Wort  gemeint. 

(Otto Schily [SPD]: Nein, sind sie nicht!) 

Deswegen ist dieses Wort ein Unrecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge
-

ordneten der F.D.P. - Dr. Herta Däubler

-

Gmelin [SPD]: Das ist genau die zentrale 
Lüge!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Sol-
daten der Bundeswehr, ihre Familien und mit ihnen 
die Bevölkerung sind über diesen Ausspruch tief em-
pört. Sie empfinden diesen Ruf als Kampfruf gegen 
die Bundeswehr, gegen sich selbst, gegen ihre Fami-
lien und gegen ihre Stellung in der Gesellschaft. Sie 
sind verunsichert. Das Ansehen der Bundeswehr 
selbst steht auf dem Spiel. Wer die Vorgänge anläß-
lich der 40-Jahr-Feier auf dem Bonner Hofgarten er-
lebt hat, wer dieses Gebrüll miterlebt hat, der kann 
diese Empörung nachempfinden und muß sie teilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Der Wehrpflichtige ist der einzige Staatsbürger, 
von dem der Gesetzgeber den Einsatz seines Lebens 
fordert, ohne daß er sich dazu freiwillig entschlossen 

hätte. Deshalb hat der Gesetzgeber auch eine beson-
dere Fürsorgepflicht gegenüber unseren Wehr-
pflichtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Er kann es deshalb nicht hinnehmen, daß die Wehr-
pflichtigen in einer solchen Weise öffentlich verun-
glimpft und aufs schlimmste beschuldigt werden. 
Deshalb haben wir schon sehr früh nach Mitteln und 
Wegen gesucht, um diesem Treiben Einhalt zu gebie-
ten. 

Das Bundesverfassungsgericht sagt in seiner Ent-
scheidung, die Soldaten seien nach wie vor durch die 
Beleidigungsparagraphen geschützt, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Genau! So ist es auch!) 

nach wie vor könnten die Täter verfolgt werden. Es 
sagt, nur dann sei eine Verfolgung ausgeschlossen, 
wenn damit das Soldatenhandwerk, das Kriegshand-
werk ganz allgemein, gemeint sei. 

Dies aber führt in der Praxis dazu, daß kein Rechts-
schutz mehr für die Soldaten besteht. 

(Otto Schily [SPD]: Das ist kompletter 
Schwachsinn!) 

Der Ehrenschutz für die Soldaten existiert in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht mehr. Das ist die 
Tatsache, und an dieser Tatsache kommen wir nicht 
vorbei. 

Heute kann jeder die Soldaten „Mörder" schimp-
fen, wenn er es nur klug anfängt. Wenn er erklärt, er 
habe ja nicht die Soldaten der Bundeswehr, sondern 
die Soldaten ganz allgemein gemeint, er habe das 
Kriegshandwerk ganz allgemein gemeint, dann kann 
er nicht mehr verurteilt werden. Deshalb findet in der 
Praxis bei uns in Deutschland ein Ehrenschutz der 
Soldaten nicht mehr statt. Das ist die Tatsache. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN-Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie fordern den Ehren

-

schutz für das Kriegshandwerk!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Staatsanwälte weigern sich, Ermittlungsverfahren 
einzuleiten. Die Richter weigern sich, entsprechende 
Urteile zu fällen - Sie haben von dem Mainzer Urteil 
neulich gehört -, weil sie damit rechnen müssen, ihr 
Urteil könne aufgehoben werden, eben wegen der 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichts. Deshalb 
muß sich der Gesetzgeber überlegen, was er einer 
solchen Schutzlosigkeit, der die Soldaten ausgesetzt 
sind, entgegensetzen kann. 

Natürlich wissen wir die Meinungsfreiheit hochzu-
schätzen. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Aber nicht zu 
hoch!)  
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Aber gehört es unbedingt zur Meinungsfreiheit, daß 
man andere Menschen aufs schlimmste beleidigt? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Gehört es unbedingt zur Meinungsfreiheit, daß Sol-
daten als Mörder bezeichnet werden können, wahl-
los? Muß diese Äußerung denn wirklich höchstrich-
terlichen Segen erhalten? Das fragen wir uns schon. 
Denn die politische Kultur in der Bundesrepublik 
Deutschland wurde durch diese Äußerung nicht ge-
stärkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie auch immer, wir sind als Gesetzgeber gefor-
dert, hier Einhalt zu gebieten, wir, die wir von den 
Wehrpflichtigen verlangen, daß sie ihre Pflicht erfül-
len - von denen, die wegen ihrer Pflichterfüllung als 
Mörder bezeichnet werden. Dies können wir, wenn 
wir es ernst meinen mit der Wehrpflicht, so nicht 
mehr länger hinnehmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gelingt 
es uns nicht, diese pauschale Verurteilung zu verhin-
dern, sie staatsanwaltschaftlich zu verfolgen, dann 
kann das auch zu einer Gefährdung der Verfassung 
unseres Staatswesens insgesamt führen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ihr Angriff auf das Verfassungs

-

gericht ist eine Gefährdung für den Staat!) 

Unsere Streitkräfte werden im Ernstfall unter Um-
ständen nicht unsere Position mit der Waffe in der 
Hand verteidigen, weil sie ja gerade deswegen als 
Mörder bezeichnet werden können. Dies kann zu-
mindest dazu führen, daß wir bis zu einem gewissen 
Grade politikunfähig werden. Wir werden nicht mehr 
so leicht in der Lage sein, Pressionen standzuhalten. 

Ich zitiere General de Maizière: Wir werden nicht 
so leicht in der Lage sein, Pressionen standzuhalten, 
Angreifer von draußen abzuwehren. Wir werden in 
Gefahr geraten - so wörtlich General de Maizière bei 
seiner Anhörung am 5. Dezember des vergangenen 
Jahres -, bis zu einem gewissen Grad politikunfähig 
zu werden. 

Hinzu kommt ein weiterer Aspekt. Kein Soldat 
kommt in seinen Einsatz, ohne daß er dazu vom Par-
lament direkt den Auftrag erhält. Wer deshalb die 
Soldaten diffamiert, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, diffamiert letztlich diejenigen, die den 
Auftrag zum Einsatz erteilen. Und das ist das Parla-
ment, das sind wir. 

Letztlich sind also wir, um im Schlagwort zu blei-
ben, die Mörder. 

(Zuruf von der SPD: Herr Geis, damit müs

-

sen wir unseren Freitag verbringen!) 

Denn wer die Bundeswehr diffamiert - auch dies ist 
ein Wort von General de Maizière -, diffamiert das 
Parlament. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Das sagte General de Maizière genauso wie unsere 
Wehrbeauftragte bei der von mir zitierten Anhörung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ste-
hen vor der Frage: Wie können wir diesem Faktum 
entgegentreten? Wie können wir künftig verhindern, 
daß solche Äußerungen ungestraft bleiben? 

Nun haben uns viele geraten, es müßte vielleicht 
eine Entschließung, eine Willensbekundung des Par-
laments ausreichen. Wir waren nicht dieser Mei-
nung. Wir haben uns lange überlegt, schon nach 
dem ersten Urteil vom August 1994 und später nach 
dem zweiten Urteil vom Oktober 1995, wie wir dage-
gen vorgehen könnten. 

Nach langer Abwägung, auch nach Anhörung von 
Experten, auch nachdem wir Länderjustizverwaltun-
gen befragt hatten, sind wir zu dem Ergebnis gekom-
men, daß wir es mit einem Gesetz versuchen müssen. 
Denn Aufgabe des Gesetzgebers ist es, dann, wenn 
ein Übel vorhanden ist und die vorhandenen Gesetze 
nicht mehr ausreichen, die Gesetze zu ändern oder 
ein neues Gesetz auf den Tisch zu legen. Genau 
dazu haben wir uns entschlossen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len also ein Gesetz vorlegen, nach dem mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft 
wird, wer öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreitung von Schriften Soldaten in Bezie-
hung auf ihren Dienst in einer Weise verunglimpft, 
die geeignet ist, das Ansehen der Bundeswehr oder 
ihrer Soldaten in der öffentlichen Meinung herabzu-
würdigen. 

Wir wollen diese Vorschrift in die Vorschriften ein-
ordnen, die im Strafgesetzbuch in bezug auf Strafta-
ten gegen die Landesverteidigung stehen. Damit 
wollen wir ein doppeltes Ziel erreichen. 

Einmal geht es uns um den Schutz der Soldaten 
und ihrer Ehre. Zum anderen geht es uns zugleich - 
das machen wir durch die Einordnung in den neu zu 
schaffenden § 109b deutlich - um die Funktionsfä-
higkeit unserer Bundeswehr, um ihre Verteidigungs-
bereitschaft, letztlich auch um unsere Bündnisfähig-
keit. Genau dieses Rechtsgut wird in den §§ 109 ff. 
des Strafgesetzbuches geschützt. Dieses doppelte 
Ziel wollen wir damit zum Ausdruck bringen. 

Natürlich werden wir wegen dieses Gesetzent-
wurfs heftig kritisiert. Wie könnte es auch anders 
sein. Die einen werfen uns vor - das haben Sie eben 
gehört -, wir wollten pauschal das Bundesverfas-
sungsgericht kritisieren, wir wollten es konterkarie-
ren, wir wollten es aushebeln. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie wollen die Meinungsfreiheit 
kaputtmachen!) 

Die anderen sagen: Im Grunde genommen ist dieser 
Gesetzentwurf wirkungslos, weil das Verfassungsge-
richt in seiner Abwägung nach A rt . 5 des Grundge-
setzes, in dem die Meinungsfreiheit normiert ist, 
letztlich durch ein Gesetz nicht gebunden werden 
kann. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: So ist es!) 
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Daß wir die Entscheidung des Verfassungsgerich-
tes kritisieren, leugnen wir nicht. Das haben wir ge-
tan. Aber damit kritisieren wir noch lange nicht die 
Stellung des Verfassungsgerichtes in unserer verfas-
sungsrechtlichen Ordnung. Wir lassen nicht zu, daß 
sie angegriffen wird. In der Verteidigung dieser Stel-
lung lassen wir uns von niemandem und schon gar 
nicht von den Grünen übertreffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Aber es muß möglich sein, eine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes zu kritisieren. Und die 
Verfassungsgerichtspräsidentin selbst fordert uns ja 
auf, 

(Otto Schily [SPD]: Das ist Ihnen unbenom

-

men!)  

„die Entscheidungen aus Karlsruhe nicht kritiklos 
hinzunehmen" . Mit der Kritik an einer Entscheidung 
kritisieren wir nicht die Stellung des Verfassungsge-
richtes. 

Durch das Gesetz hebeln wir auch nicht die Ent-
scheidungsmöglichkeiten des Verfassungsgerichtes 
aus. Wir sehen, es handelt sich um ein Übel, dem wir 
begegnen müssen; als Gesetzgeber machen wir von 
unserem verfassungsgemäßen Recht, von unserer in 
der Verfassung verbrieften Befugnis Gebrauch und 
legen einen Gesetzentwurf vor. Dadurch tangieren 
wir doch nicht die Kompetenz des Verfassungsge-
richtes. 

Die Prüfung, ob das Gesetz verfassungskonform ist 
- und es ist verfassungskonform -, bleibt dem Verfas-
sungsgericht - das ist dann eine Einzelfallentschei-
dung - nach wie vor vorbehalten. Wir tangieren da-
durch doch nicht die Kompetenz des Verfassungsge-
richtes und hebeln seine Machtbefugnisse auch 
nicht aus. Uns diesen Vorwurf zu machen, ist blanker 
Unsinn. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sie kön

-
nen es Gott sei Dank gar nicht!) 

Viel wichtiger nehmen wir die Kritik, wir würden 
ein Gesetz schaffen, das am Ende wirkungslos sein 
könnte, weil das Verfassungsgericht in seiner Abwä-
gung zwischen Meinungsfreiheit auf der einen Seite 
und Ehrenschutz auf der anderen Seite frei sei und 
nicht durch ein Gesetz gebunden werden könne. 
Dies ist ein wichtiger Kritikpunkt, mit dem wir uns 
lange auseinandergesetzt haben. 

Natürlich ist die Meinungsfreiheit ein großes Gut - 
ich habe das bereits gesagt -, und niemand will 
daran rütteln. Es ist ein für die Demokratie wichtiges 
Gut, aber es nicht der „vornehmste Wert", wie es das 
Verfassungsgericht ausgedrückt hat. Der vornehmste 
und höchste Wert unserer Verfassung ist vielmehr die 
Würde des Menschen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Dazu hat sich das Bundesverfassungsgericht in ei-
ner sehr frühen Entscheidung aus dem Jahre 1956 
ausdrücklich und klar erklärt. Zur Würde des Men-
schen gehört immer noch seine Ehre. Auch dazu hat 

sich das Verfassungsgericht in mehreren Entschei-
dungen eindeutig ausgesprochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Der Ehrenschutz, der Schutz der Würde des Men-
schen, ist der höchste Wert unserer Verfassung. 

Nun besteht kein Zweifel, daß seit dem Lüth-Urteil 
das Verfassungsgericht gerade in der Abwägung 
zwischen Meinungsfreiheit und Ehrenschutz mehr 
der Meinungsfreiheit zuneigt. Das ist eine Feststel-
lung, die von allen Rechtswissenschaftlern so getrof-
fen wird. Durch dieses Gesetz, in dem wir als Gesetz-
geber eindeutig erklären, daß es uns sehr stark auf 
den Ehrenschutz der Soldaten ankommt, wollen wir 
diese Tendenz, soweit es auf Grund unserer Kompe-
tenz möglich ist, korrigieren. Das ist aber unser ver-
fassungsmäßiges Recht. Damit greifen wir doch nicht 
in die Kompetenz des Verfassungsgerichtes ein. An-
gesichts der Entwicklung, die wir sehen, müssen wir 
als Gesetzgeber handeln dürfen, ohne daß man uns 
den Vorwurf machen kann, wir würden das Verfas-
sungsgericht aushebeln. Das ist ein schlimmer Vor-
wurf, den wir ganz entschieden zurückweisen müs-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Volker Beck [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Durch die 

Zurückweisung wird es nicht besser!) 

Wir sind der Auffassung, daß das Verfassungsge-
richt sehr wohl die klare Willensäußerung des Ge-
setzgebers - wir tun es schließlich durch ein Gesetz - 
respektieren wird. In Zukunft wird es nach unserer 
festen Überzeugung auf Grund des Gesetzes, das wir 
vorlegen und das hoffentlich auch verabschiedet 
wird, nicht mehr so leicht möglich sein, durchs Land 
zu ziehen und die Soldaten als Mörder zu beschimp-
fen und anschließend zu sagen, ich meine nicht die 
Bundeswehrsoldaten, obwohl jeder Betroffene und 
jeder Dritte, der das wahrnimmt, selbstverständlich 
davon ausgehen muß, daß die Bundeswehr gemeint 
ist. Es wird nicht mehr ungestraft möglich sein, ein 
solches Treiben in der Öffentlichkeit fortzusetzen. 
Wer sich so verhält, wird in Zukunft staatsanwalt-
schaftlich und gerichtlich verfolgt und bestraft wer-
den müssen. Deswegen glauben wir, daß dieses Ge-
setz nicht wirkungslos sein wird. 

In den letzten 50 Jahren haben wir die längste 
Friedenszeit unserer Geschichte erlebt. Die Bundes-
wehr und unsere Bundeswehrsoldaten, ihre Kampf-
kraft und ihre Verteidigungsbereitschaft haben 
daran einen maßgeblichen Anteil. Unsere Soldaten 
haben dafür Anerkennung verdient und nicht den 
Vorwurf, sie seien Mörder. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol-
lege Otto Schily. 
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Otto Schily (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren Kollegen! Der heute zu beratende und 
von Ihnen, Herr Professor Schmidt-Jortzig, zu verant-
wortende Gesetzentwurf, mit dem ein besonderer 
Ehrenschutz für die Bundeswehr begründet werden 
soll, ist - ich muß das in allem Freimut sagen - ein 
ziemlich jämmerlicher Einstieg in Ihr neues Amt als 
Bundesjustizminister. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Michael Glos 
[CDU/CSU]: Wie war denn Ihr Einstieg in 

die SPD?) 

Nachdem Sie noch vor wenigen Tagen etwas ver-
schüchtert ein entsprechendes Ansinnen aus Unions-
kreisen ablehnen wollten, haben Sie sich jetzt für die 
traurige Rolle des Hampelmannes entschieden, der 
sich von einigen gedanklich verschwollenen Gestal-
ten aus dem Koalitionslager in Bewegung setzen 
läßt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wie hieß es noch in einem Interview, Herr Profes-
sor Schmidt-Jortzig, das Sie der „Süddeutschen Zei-
tung" vor einigen Tagen gegeben haben? Sie sagten 
dort, eine schlichte Gesetzesänderung könne den 
Soldaten keine Hilfe bringen. „Es geht eher darum, 
ob verletzende Äußerungen nicht wirklichkeitsnäher 
ausgelegt werden müßten. Aber" - immer noch Ori-
ginalton Schmidt-Jortzig - „da mit dem Gesetzgeber 
einzutauchen wäre Einbruch in die Rechtspre-
chungsdomäne. " Wie wahr! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Aber jetzt sind Sie mit dem Gesetzgeber, um bei Ih-
ren Worten zu bleiben, „eingetaucht" und stehen als 
begossener Pudel da. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Getöse, das einige aus den Koalitionsfraktio-
nen seit einiger Zeit im Zusammenhang mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ver-
anstalten, hat leider eine ziemlich verdrehte Diskus-
sion zustande gebracht. Es ist Ihnen leider gelungen, 
in Teilen der Öffentlichkeit - wie Sie es auch heute 
wieder versucht haben, Herr Geis - den Eindruck 
hervorzurufen, daß die höchstrichterliche Rechtspre-
chung, insbesondere die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, den Ehrenschutz von Solda-
ten der Bundeswehr nicht ernst nehme. Das Gegen-
teil - das betone ich sehr deutlich - ist richtig. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Selbstverständlich haben die Soldaten der Bundes-
wehr als Staatsbürger in Uniform, wie jeder andere 
Bürger auch, Anspruch auf Achtung ihrer Menschen-
würde und auf einen strafrechtlich sanktionierten 
Ehrenschutz. Wer Soldaten der Bundeswehr als Mör-
der beschimpft, macht sich nach geltendem Recht, 

Herr Geis, strafbar. Das war so, das ist so, und das 
wird so bleiben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
F.D.P. - Widerspruch des Abg. Norbert Geis 

[CDU/CSU]) 

Wer einen solchen Ehrenschutz als nebensächlich 
abtut, hat in der Tat nicht begriffen, daß die Soldaten 
der Bundeswehr einen wichtigen Auftrag erfüllen 
und äußerstenfalls sogar ihr Leben aufs Spiel setzen 
müssen, wie beispielsweise bei der Friedensmission 
auf dem Balkan. Sie haben selbstverständlich An-
spruch auf Vertrauen, auf Respekt und Anerken-
nung. Das sagen wir als sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr.  Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ja, ja!) 

Soldaten der Bundeswehr müssen aber auch zu-
gleich so robust - und ich sage: so selbstbewußt - 
sein, daß sie sich mit zugespitzten polemischen oder 
satirischen Äußerungen aus einer radikal pazifisti-
schen Haltung heraus auseinandersetzen können. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und nicht wehleidig sind?) 

Es wäre etwas mit der Ausbildung der Soldaten 
schiefgegangen, wenn sie so zimperlich wären, sich 
durch das bekannte Tucholsky -Zitat aus dem seeli-
schen Gleichgwicht bringen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Zuruf des Abg. Ernst Hins

-

ken [CDU/CSU]) 

Tucholsky hat seinen berühmten Satz, Herr 
Hinsken, in Erinnerung an das gräßliche Gemetzel 
des Ersten Weltkrieges geprägt, in das das deutsche 
Volk seinerzeit von Politikern geführt wurde, 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das kann ich 
doch nicht der Bundeswehr vorwerfen!) 

die in ihrem besessenen Verlangen nach militäri-
schem Ruhm und Stahlgewittern ein mörderisches 
Zerstörungswerk in Gang gesetzt hatten. Dieser Satz 
war zugleich ein Warnruf in Vorahnung der kom-
menden Katastrophe des Zweiten Weltkrieges, der 
leider ungehört blieb, weil Militaristen, Rassisten 
und Nazis in Deutschland die Oberhand gewannen. 

Löst man diesen Satz Tucholskys aus dem histori-
schen Kontext, ist er - auch das sage ich ganz offen - 
wie jedes Pauschalurteil ungerecht und falsch; ge-
nauso falsch und ungerecht, wie es etwa der Satz 
wäre: „Justizminister sind Deppen", obwohl im Ein-
zelfall der Wahrheitsbeweis vielleicht gelingen 
könnte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS - 
Peter  Hintze [CDU/CSU]: Schon wieder so 

ein Scheinargument!) 

Falsche, ungerechte und anstößige Sätze sind je-
doch in einer Demokratie, in der die Meinungsäuße- 
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rungsfreiheit noch etwas gilt, nicht unter Strafe ge-
stellt. 

(Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Noch nicht!) 

Wir müssen uns in einer freiheitlichen Demokratie 
gefallen lassen, daß manches scharf und womöglich 
zu scharf formuliert wird. 

(Jürgen Türk [F.D.P.]: Leider! Das haben wir 
gerade gehört!) 

Sollten wir alle beleidigt sein, wenn irgendwer auf 
den Einfall käme und verkündete, Menschen sind 
Mörder? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie weichen aus! 
Sie reden an der Sache vorbei!) 

- Sie haben das Bundesverfassungsgerichtsurteil nie 
gelesen, Herr Geis, denn sonst wüßten Sie, worauf 
ich abziele. 

(Beifall bei der SPD - Norbert Geis [CDU/ 
CSU]: Das ist auch ein Pauschalurteil, das 

Sie da loslassen! Sie polemisieren nur!) 

Oder einer hielte uns ein Schild mit der Aufschrift 
entgegen - Herr Geis, nun hören Sie gut zu! -: Abge-
ordnete sind Schafsköpfe. Der eine oder andere von 
uns könnte sich getroffen fühlen. Für eine Anklage 
wegen Beleidigung reichte es nicht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Norbert Geis 
[CDU/CSU]: Es gibt allerdings Schafsköpfe 

unter den Abgeordneten!) 

Es ist die offenbar unausrottbare Sehnsucht nach 
dem Obrigkeitsstaat, die Sie für solche Dümmlichkei-
ten nach Art des vorgelegten Gesetzentwurfes anfäl-
lig macht. 

(Beifall bei der SPD - Norbert Geis [CDU/ 
CSU]: Das sind doch dümmliche Schlag

-
worte!) 

Schon fordern einige einen besonderen Ehrenschutz 
für Polizeibeamte. Warum denn nicht gleich für alle 
Ministerialräte, Abgeordnete und Ministerpräsiden-
ten? Wo bleibt der besondere Ehrenschutz für Ge-
richtsvollzieher und Oberförster, für Pastoren und 
Staatsanwälte? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Der ist schon da! 
Sie kennen das Strafgesetzbuch! Den 

haben wir im Strafgesetzbuch!) 

Das kann eine so gewaltige Lawine werden, Herr 
Professor Schmidt-Jortzig, daß Sie Ohrensausen be-
kommen. 

Sie selbst, Herr Professor Schmidt-Jortzig, haben 
vor einer Woche in einem Fernsehgespräch erklärt, 
daß es auch mit der neuen Gesetzesvorschrift - auch 
da müssen Sie gut zuhören, Herr Geis 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Ich höre immer 
gut zu! Im Gegensatz zu Ihnen, Herr 

Schily!) 

- was das Bundesverfassungsgericht angeht, glaube 
ich das nicht,. Herr Geis - jedem völlig unbenommen 
sei, das bekannte Tucholsky-Zitat zu äußern. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Warum das Ganze dann?) 

Sie haben allerdings hinzugefügt, daß das künftig 
nicht gelten solle, wenn das Tucholsky-Zitat in Ge-
genwart eines Bundeswehrsoldaten gebraucht 
werde. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Was soll denn damit nun gemeint sein? Gilt die Mei-
nungsäußerungsfreiheit in Zukunft nur noch außer-
halb einer bestimmten Bannmeile um Bundeswehr-
soldaten? 

Herr Schmidt-Jortzig, Sie haben sich auf juristische 
Torheiten eingelassen, die den guten Juristen, die es 
in den Koalitionsfraktionen durchaus gibt, wirklich 
peinlich sein sollten. Sie begeben sich damit auf das 
Niveau eines gewissen Geheimrats Wagner. Carl von 
Ossietzky war vom Kammergericht 1932 im Zusam-
menhang mit dem Tucholsky-Zitat bekanntlich frei-
gesprochen worden. Der Geheimrat Wagner war ent-
rüstet und schrieb: 

Das durch eine Straflosigkeit solchen vom gesun-
den Sinne des Volkes als strafwürdig empfunde-
nen Schimpfs tief verletzte soldatische Ehrgefühl 
läßt sich auch durch das uralte und doch ewig 
junge Hohe Lied vom heiligen Opfertode des 
Kriegers nicht einschläfern. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Geheimrat Geis!) 

Jetzt soll es wohl wieder so sein, daß derlei Dumpf-
heiten die Oberhand gewinnen. Es wabert wieder in 
Ihren Gefühlen und Gedärmen, es packt Sie wieder 
das Verlangen nach einer sakralen Überhöhung des 
Militärs, was nichts Gutes verheißt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Norbert Geis 
[CDU/CSU]: Sie wollen in Wirklichkeit 

nicht die Soldaten schützen!) 

Nein, die auf Demokratie vereidigte Bundeswehr 
kann getrost auf solchen Schwulst verzichten. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie haben doch 
in der Sozialdemokratischen Partei gar 
nichts verloren! Sie kommen von den Grü

-

nen und gehören dorthin!) 

Die Staatsbürger in Uniform haben nicht mehr, aber 
auch gewiß nicht weniger Anspruch auf Schutz ihrer 
Ehre als jeder andere Staatsbürger auch. Eine mo-
derne Bundeswehr gehört mitten in die zivile Gesell-
schaft und bedarf keines privilegierten Ehrenschut-
zes. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Norbert Geis 

[CDU/CSU]: Wenn ich Sie höre, schon!) 
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Lassen Sie mich mit einem Satz von Tucholsky 
schließen. Er schrieb seinerzeit: 

Aber nun sitzt zutiefst im Deutschen die leidige 
Angewohnheit, nicht in Individuen, sondern in 
Ständen - - 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie können für 
alles ein Zitat finden!)  

- Herr Geis, Sie sind aufgeregt; ich kann das verste-
hen. - 

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich fange das Zitat noch einmal an, Herr Geis, damit 
Sie es in Ihrer Aufgeregtheit mitbekommen. Tuchol-
sky schrieb seinerzeit: 

Aber nun sitzt zutiefst - - 

(Christian  Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Sie 
zitieren nur, weil Sie keine Argumente 

haben!) 

- Herr Tucholsky - - 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

- Jetzt hätte ich doch beinahe Herrn Tucholsky im 
Himmel angesprochen. 

Herr Geis, nur damit Sie es wirklich mitbekom-
men: 

Aber nun sitzt zutiefst im Deutschen 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie sind ein 
Zyniker! Sie gehören nicht ins Parlament! - 
Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident!) 

die leidige Angewohnheit, nicht in Individuen, 
sondern in Ständen, in Korporationen zu denken 
und aufzutreten. Und wehe, wenn Du einer die-
ser zunahe trittst. 

So schrieb Tucholsky im Jahre 1932. 

Dieser Angewohnheit, meine Damen und Herren, 
sollten wir uns entledigen. Deshalb heißt mein Über-
weisungsantrag: Befördern Sie Ihren Gesetzentwurf 
schleunigst in den Papierkorb und vergeuden Sie 
nicht die wertvolle Arbeitszeit des Parlaments und 
der Beamten des Justizministeriums mit derlei juristi-
schem, politischem Unrat, für den wir uns alle zu 
schade sein sollten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Einen Moment, meine 
Damen und Herren. 

Ich weise die Geschäftsführer der SPD und der 
Grünen darauf hin, daß sie dem Präsidenten nicht zu 
raten haben, wann er einen Zwischenruf aufgreift 
oder nicht. 

(Günter Verheugen [SPD]: Was?) 

Auf eine Rede, in der festgestellt wird: Wer sich nicht 
Mörder nennen läßt, ist zimperlich, in der Begriffe 
wie „Hampelmann", „Deppen", „Schafsköpfe", 
„Dümmlichkeit" vorkommen, erfolgen auch schär-
fere Zwischenrufe. Da habe ich zu wägen. 

(Otto Schily [SPD]: Es ist sehr interessant, 
Herr Präsident, daß Sie meine Rede zensie

-

ren! - Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bei so einer Politik kommen 
auch scharfe Zwischenrufe! - Günter Ver

-

heugen [SPD]: Unglaublich! - Weitere 
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Ich habe die Rede nicht unterbrochen. Ich habe 
mich nicht an den einzelnen Begriffen aufgehalten. 
Wenn wir allerdings in so einem Stil miteinander ver-
kehren, tut das dem Parlament nicht gut. 

Wenn in einer solchen Rede scharfe Zwischenrufe 
erfolgen, dann ist das eine natürliche Reaktion, so-
fern sie nicht wirklich beleidigend sind. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sie sind par

-

teilich, Herr Präsident! - Beifall bei der SPD 
- Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört! - 

Unglaublich! ) 

- Frau Kollegin Matthäus-Maier, ich erteile Ihnen ei-
nen Ordnungsruf. 

(Widerspruch bei der SPD - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Und Herr Geis kriegt keinen!) 

Bitte, Frau Fuchs. 

Katrin Fuchs (Verl) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir halten es für einen 
schwerwiegenden Vorgang, wenn einem Kollegen 
von einer anderen Koalition öffentlich gesagt wird: 
„Sie gehören nicht ins Parlament." Wir möchten 
diese Frage geklärt haben und beantragen die Unter-
brechung dieser Sitzung und eine Sitzung des Alte-
stenrates. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Sitzung ist unterbro-
chen. 

(Unterbrechung von 9.50 bis 10.36 Uhr) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen, die Sitzung ist wieder eröffnet. 
Ich erteile dem Kollegen Norbert Geis das Wort. 

Norbert Geis (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Sehr verehrter 
Herr Kollege Schily, Sie sind frei gewählter Abgeord-
neter. Ich respektiere das. Insofern möchte ich mei-
nen Ausdruck von vorhin, Sie gehörten nicht ins  Par-
lament,  zurücknehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Geis, das ist guter 
parlamentarischer Stil. Ich bedanke mich für Ihre Er-
klärung. Schwamm drüber! 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Bundesminister der Justiz, Professor Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Das ist wirklich bemerkenswert, Herr Kollege Schily: 
Sie sind so empfindlich, daß Sie eine parlamentari-
sche Sitzung unterbrechen müssen, weil Sie einen 
bestimmten Zuruf nicht ertragen können, und wollen 
es den deutschen Soldaten zumuten, sich ungestraft 
als Mörder titulieren zu lassen. Das kann doch wohl 
nicht sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Unerträgliche Heuche

-

lei!)  

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister, 
der Kollege Beck möchte gerne eine Zwischenfrage 
stellen. - Bitte. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Verstehe ich Sie richtig, Herr Schmidt-Jortzig, daß 
Sie Ihren Gesetzentwurf insoweit abändern wollen, 
als in Zukunft eine Verunglimpfung der Bundeswehr 
mit einer Entschuldigung abgegolten werden kann 
und dann der staatliche Strafanspruch zurücktritt? 

(Widerspruch bei der F.D.P.) 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Ich habe schon befürchtet, daß mein Großmut, 
Ihnen eine Zwischenfrage zu gestatten, nicht belohnt 
wird. Machen Sie in diesem Niveau nur weiter! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Günter Verheugen [SPD]: Das ist kein Groß

-

mut! Er ist kein Student von Ihnen, Herr 
Professor! Sie sind hier im Parlament! Ler

-

nen Sie das erst einmal!) 

- Herr Verheugen, nach dem Zynismus, den Herr 
Schily vorgeführt hat, sollten Sie sich nicht so echauf-
fieren. Das macht sich nicht gut. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist schon bemer-
kenswert - man sieht es auch hieran -, wie sehr die-
ser Gesetzentwurf die Standpunkte kristallisiert und 
für Klarheit sorgt. 

(Abg. Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Herr Mi-
nister, es ist die Pflicht des Präsidenten, Sie zu fra-
gen, wenn sich ein weiterer Kollege zu einer Zwi-
schenfrage meldet. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Nein, vielen Dank. - Dabei ist aus meiner 
Sicht die Gedankenführung eindeutig: Wer sich zu 
diesem Staat bekennt - und im Sinne des Tucholsky

-

Zitats sage ich ausdrücklich: nicht zu Staat allgemein 
als Organisationsform menschlicher Gemeinschaft, 
nicht zu irgendeinem historischen deutschen Staat, 
sondern zu dieser Bundesrepublik Deutschland -, 
der muß sich auch zu dessen Verteidigungsstreitkräf-
ten bekennen, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zustimmung bei der SPD) 

und wieder deutlich: nicht zu Bewaffnung oder Sol-
datentum allgemein und auch nicht zu irgendeiner 
historischen deutschen Wehrmacht, sondern zu die-
ser deutschen Bundeswehr, 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Und der Kriegs

-

dienstverweigerer?) 

die unter dem Primat der Politik steht, unter vollem 
Verfassungsvorbehalt und unter hoffentlich von uns 
allen gleichermaßen wahrgenommener demokrati-
scher Kontrolle. 

Wer sich zur deutschen Bundeswehr und ihren Sol-
daten bekennt, der muß ihnen auch das zukommen 
lassen, was sie an politischer Akzeptanz, an Schutz 
und Achtung zur Erfüllung ihres anspruchsvollen 
Auftrags benötigen 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Lau

-

ter Allgemeinplätze!) 

- wenn Sie die Verfassung für einen Allgemeinplatz 
halten, dekuvrieren Sie sich letztlich völlig -, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Es ist 
nicht die Verfassung, Herr Schmidt-Jortzig, 
die der Allgemeinplatz ist, sondern Ihre 

Worte!) 

für den sie dieser Staat in Pflicht nimmt, und zwar 
über eine allgemeine Wehrpflicht. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Und die Verwei

-

gerer?) 

Nun hat sich nach zwei intensiv diskutierten Karls-
ruher Entscheidungen zum Tucholsky-Zitat heraus-
gestellt, daß der strafrechtliche Schutz von Ansehen 
und persönlicher Integrität der Soldaten nicht hinrei-
chend ausgestaltet ist. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
falsch!) 

Das ist übrigens keinerlei Kritik am Bundesverfas

-

sungsgericht; so etwas werden Sie von mir nie hören. 

Ich sage vielmehr ausdrücklich, daß beide Ent-
scheidungen nicht nur juristisch vollauf schlüssig 
sind, sondern Karlsruhe auch in der Sache die zum 
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Teil völlig überzogene Kritik - das ist eindeutig - kei-
neswegs verdient hat. 

Nur, gerade wenn man den Verfassungsgerichts-
spruch akzeptiert - das verstehen Sie offensichtlich 
nicht - und als Schlußwort de lege lata hinnimmt, 
dann ist es im gewaltenteiligen Staat die Aufgabe 
der Politik, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sehr 
wahr, des Gesetzgebers!) 

gegebenenfalls über eine Fortentwicklung, Ände-
rung oder Ergänzung dieser Rechtslage nachzuden-
ken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Alles andere wäre eine politische Bankrotterklärung 
und erinnerte stark an die rhetorische Frage Claus 
Jägers: „Wer schützt den Bürger vor der Ohnmacht 
des Staates?" 

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das machen 
zum Beispiel die Arbeiter!) 

Wenn sich also der strafrechtliche Schutz für eine 
bestimmte, von der Verfassung selbst besonders the-
matisierte Gruppe von Menschen in diesem Staat als 
unzulänglich herausstellt, dann ist es die verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit der Politik, und zwar ganz 
konkret dieses Bundestages, hier nachzubessern, das 
heißt, diesen Schutz zu liefern. So einfach ist das. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich nehme an, das wird auch bei Ihnen, bei den So-
zialdemokraten, nicht viel anders gefühlt. Deswegen 
ja auch Ihre Empfindlichkeit. 

Wer diesen Zusammenhang leugnet, enthüllt je-
denfalls, daß er im Grunde mit den verfassungsrecht-
lichen Einrichtungen und ihrer Ordnung nicht ein-
verstanden ist oder den notwendigen Schutz einer 
ganz bestimmten Gruppe von Menschen nicht ernst 
nehmen will. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 

doch unglaublich!) 

Für die Liberalen jedenfalls ist es selbstverständ-
lich, hier ohne Zögern anzutreten; denn für uns geht 
es darum, die Freiheit und auch die persönliche Inte-
grität der Menschen zu verteidigen, auch derer, die 
besonders laut und grölig schreien. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Deswegen hat Herr Hirsch 

Redeverbot!) 

Wir schützen Menschen, die das selber nicht hinrei-
chend können 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

- z. B. die Soldaten -, und zwar auch gegen Bedro-
hungen durch andere Gesellschaftskräfte. Wir su-
chen uns dabei nicht die genehmen Personengrup-
pen aus, wie das offenbar die Grünen mit ihrem 
rechtsstaatlichen Verständnis tun wollen, die immer 
nur diejenigen mit Rechten bedenken wollen, die ih-
nen lieb sind. Wenn es aber andere sind - in diesem 

Fall ist es ja dekuvrierend, daß Sie sich gegen einen 
Ehrenschutz für die deutschen Bundeswehrsoldaten 
richten -, dann melden sie sich ab. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Wann haben Sie denn 

gedient?) 

Über den juristisch besten Weg einer Ehrenschutz

-

verbesserung für die Bundeswehr kann man natür-
lich streiten. Sie alle sind herzlich eingeladen, meine 
Damen und Herren, in der parlamentarischen Bera-
tung noch wirksamere Vorschläge zu erwägen und 
vorzubringen, wie es besser gemacht werden kann. 

(Otto Schily [SPD]: Ein Regierungsmitglied 
erlaubt uns parlamentarische Beratung!) 

- Aber ich will Ihnen gern, selbst wenn es Sie über-
fordert, Herr Schily, noch einmal zu erklären versu-
chen, weshalb dies der richtige Weg ist. Hören Sie 
gut zu, denn das ist wahrscheinlich wichtig, damit 
Sie über die Polemik hinwegkommen und sich der 
Sache angemessen nähern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Hermann Otto Sohns [F.D.P.]: Die verste

-

hen es doch sowieso nicht!) 

Die Kritik, soweit sie überhaupt zur Sache vor-
dringt - denn, wie gesagt, häufig wird da ja nur Wut 
und Ärger geäußert, und das bestätigt nur die Rich-
tigkeit der Initiative -, ist, wenn ich es richtig sehe, 
widersprüchlich. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: So etwas 
ist Justizminister!) 

Einerseits wird der Initiative vorgeworfen, die Sa-
che bringe rechtlich gar nichts Wirkliches zustande. 
Andererseits wird das Vorhaben als Anschlag auf die 
Meinungsfreiheit gebrandmarkt. 

(Lachen des Abg. Joseph Fischer [Frank

-

furt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Hören Sie gut zu, Herr Fischer, Sie können noch et-
was lernen, denn das hat ein werter Fraktionskollege 
von Ihnen gesagt. Diesen schönen Ausspruch hat 
Herr Beck getan, es sei ein Anschlag auf die Mei-
nungsfreiheit. Jetzt höre ich von der gleichen Frak-
tion, das bringe ja gar nichts. Was soll es nun sein? 
Sie müssen sich entscheiden. Das widerspricht sich. 
Gehen Sie einmal mit sich zu Rate. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wie ist es mit Ihrer eigenen Kritik?) 

Wer sich den Vorschlag für einen neuen § 109 b 
StGB, Herr Fischer, einmal genau und vorurteilsfrei 
anschaut, wird ohnehin feststellen - - 

(Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Seit wann sind Sie der Mei-
nung, die Sie hier vortragen? Wieviel Tage 
sind Sie denn dieser Meinung? Drei Tage?) 

- Lieber Herr Fischer, gestern haben wir das schöne 
Wort  gehört: Sie sind zwei Zentner fleischgewordene 
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Selbstgefälligkeit. Ich füge gern hinzu: und Selbstge-
rechtigkeit. Hier zeigen Sie es deutlich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist ein 

Justizminister!) 

Meine Damen und Herren, sehen Sie sich einmal 
den vorgeschlagenen neuen Strafrechtsparagraphen 
an. Versuchen Sie es doch einmal in aller Ruhe, die 
der Sache angemessen ist. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wo bleibt der Ehrenschutz 
der Dicken, mein Lieber? Das sage ich auch 
im Namen des Bundeskanzlers! - Heiterkeit 
und Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN und bei der SPD) 

- Machen Sie eine Abmagerungskur, dann sind Sie 
möglicherweise besser dran. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Solche Hägerlinge wie Sie 
und der Westerwelle werden hier zum 
neuen Typus aufgebaut! - Heiterkeit und 
Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD) 

- Ich bestätige Ihnen gern, daß in Ihrem Fall nur das 
Gewicht das Format ausmacht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der F.D.P. und 
der CDU/CSU - Joseph Fischer [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das gilt auch 

für den Bundeskanzler!) 

Ich wiederhole gern, was ich sage, weil Sie es beim 
erstenmal offenbar nicht verstehen. Sie machen zu-
viel Krach. Hören Sie zu, das ist viel besser. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Das ist doch ein 
Zentner juristische Luft!) 

- Bei Ihnen reagiere ich gar nicht; denn das läßt sich 
eh nicht verstehen. . 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das war sehr gut! Haben 
Sie es gehört: ein Zentner juristische Luft!) 

Meine Damen und Herren, bitte versuchen Sie ein-
mal, sich in Ruhe diesen Paragraphen anzusehen, 
der nach Ihren Worten angeblich gar nichts bringt. 
Dann gehe ich gern auch noch auf das Argument ein, 
es sei ein Einbruch in die Meinungsfreiheit. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Mager, mager!) 

- Hören Sie erst einmal zu, und versuchen Sie dann, 
bei Ihrer nächsten Abmagerungskur erfolgreicher zu 
sein. 

Es wird hier ein spezieller Tatbestand formuliert 
und die Sache aus dem offenbar ganz unkonturierten 
- jedenfalls haben wir das so der Rechtsprechung 
entnommen - Zusammenhang der Beleidigungsde-
likte in den Teil verlagert, der sich um die Verfas-
sungseinrichtungen kümmert. 

Die deutsche Bundeswehr - ich habe Wert darauf 
gelegt, daß die Argumentationsfolge unzweifelhaft 

ist - ist eine Einrichtung dieser Verfassung und ist 
deshalb mit sechs Paragraphen im Strafgesetzbuch 
ausdrücklich geschützt. Hier muß, da sich heraus-
stellt, daß die Ehre der Soldaten nicht hinreichend 
geschützt wird, 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
falsch!) 

auch der Schutz der Soldaten der Bundeswehr pla-
ziert werden. Ob das falsch ist, werden wir in den Be-
ratungen sehen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Otto Schily [SPD]: 
Nein, das kann man jetzt schon sehen!) 

Irgendein Einbruch in bewährte, festliegende 
Grundrechtskonstellationen erfolgt hingegen nicht. 
Im Zusammenhang mit dem Recht der freien Mei-
nungsäußerung - ich will Ihnen das gern vorlesen, 
da Sie offenbar noch nicht in die Verfassung ge-
schaut haben - heißt es in der entsprechenden Pas-
sage - hören Sie gut zu -: 

Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzli-
chen Bestimmungen zum Schutze der Jugend 
und in dem Recht der persönlichen Ehre. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Otto Schily [SPD]: Also 
steht es schon in der Verfassung!) 

- „Und in dem Recht der persönlichen Ehre", Herr 
Schily. 

Wenn wir versuchen, das unübersehbarer und 
wirksamer zu gestalten, regen Sie sich darüber auf. 
Versuchen Sie, die Verfassung zu lesen, ernst zu neh-
men und dann auch umzusetzen; das wäre gut. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-
ten der CDU/CSU - Angelika Beer [BÜND

- NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das müssen Sie 
gerade sagen!) 

Dabei bleibt die Meinungsfreiheit in dem ihr von 
der Verfassung zugewiesenen Rahmen vollauf ge-
währleistet. Aus meiner Sicht kann auch künftig das 
Tucholsky-Zitat im Rahmen allgemeiner politischer 
Diskussionen völlig straffrei geäußert werden. 

Anders wird es allerdings dann sein - das ist der 
Punkt, weshalb wir den neuen Paragraphen brau-
chen -, wenn es sich speziell gegen die Verfassungs-
einrichtung Bundeswehr richtet. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
heute schon so, Herr Schmidt-Jortzig!) 

Wer das Zitat auf einem Spruchband vor einer Bun-
deswehrkaserne entrollt oder in unmittelbarer Anwe-
senheit von Bundeswehrsoldaten vorbringt, wird 
künftig nicht mehr überzeugend dartun können, 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
heute schon so! Das ist es doch gerade!) 
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daß damit keine Verunglimpfung der Bundeswehr 
erfolgt oder eine solche gar vom Recht auf freie Mei-
nungsäußerung gedeckt sei. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn wir uns heute über dieses Ziel vergewissern 
können, ist schon viel gewonnen; denn die Zeit ist 
reif. Deswegen - ich sage das ganz deutlich - bin ich 
davon überzeugt, daß der Weg, den wir jetzt ein-
schlagen, nämlich diesen Einzelpunkt hier und heute 
in die Entscheidungsbahn zu bringen, angebrachter 
ist als die Lösung, die mir vorher vorschwebte, näm-
lich das Ganze in eine Gesamtreform einzubinden. 
Mit dieser Gesamtreform werden Sie noch konfron-
tiert werden. Jetzt machen wir erst einmal das Einzel-
stück; denn die Zeit für eine Entscheidung ist reif. 

Die erste Tucholsky-Entscheidung liegt anderthalb 
Jahre zurück. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: 1932 war die 
erste!) 

- Daß Sie dabei nicht das Bundesverfassungsgericht 
im Kopf haben, habe ich mir schon gedacht, Herr 
Heuer. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Gerhard Zwerenz 
[PDS]: Sie können von der Weimarer Ent

-

scheidung auch noch etwas lernen!) 

Die erste Tucholsky-Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts - nur das akzeptiere ich - liegt an-
derthalb Jahre zurück. Seitdem hat sich die Diskus-
sion hinreichend entfaltet. Für die betroffenen Solda-
ten und ihre Angehörigen ist es einfach unzumutbar, 
weiter zuwarten zu müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich rufe also die Opposition und ganz speziell die 
SPD auf; denn ich weiß im Gegensatz zu Ihrem Ge-
schrei von ganz bestimmten Sympathien aus Ihren 
Reihen für diese Initiative. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Schreien 
tun nicht wir, schreien tun nur Sie!) 

- Ich meine nicht Sie, Frau Däubler-Gmelin. Das 
sage ich ausdrücklich. Aber Sie sind in gewisser 
Nachbarschaft, die Sie nicht übersehen können, je-
denfalls ich nicht überhören kann. So war es ge-
meint. 

(Zuruf von der SPD: Wir hörten auch von 
Antipathien in Ihrer Koalition!) 

Ich sage noch einmal: Machen Sie mit, meine Da-
men und Herren von der Opposition, jedenfalls von 
der SPD. 

(Otto Schily [SPD]: Bei Unsinn machen wir 
nicht mit!) 

Ich fordere Sie auf, hier mitzuringen, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ringen ist immer gut!) 

daß wir gemeinsam einen verbesserten Schutz des 
Ansehens der Bundeswehr zustande bringen. Stim

-

men Sie sich heute also erst einmal positiv auf die 
Grundzüge unserer Initiative ein! Dann wäre uns 
und im übrigen dieser Republik schon sehr geholfen. 

(Anhaltender Beifall bei der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion hat sich der Kollege Dr. Burkhard Hirsch gemel-
det. 

Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Herr Justizminister, 
ich habe mich zu dieser Inte rvention unmittelbar 
nach Ihrer Rede gemeldet, weil es mir einmal darum 
geht, die persönlichen Ang riffe, denen Sie in der bis-
herigen Debatte ausgesetzt gewesen sind, unmittel-
bar zurückzuweisen, und weil ich außerdem mit Ih-
nen in dem Ziel übereinstimme, daß Beleidigungen 
der Soldaten der Bundeswehr unzulässig sein und 
bleiben müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Nun kommt das Aber: Das Beispiel, das sie eben 
eingeführt haben, das Transparent vor der Kaserne, 
bezeichnet das Bundesverfassungsgericht in der Tat 
unverändert als eine Beleidigung und als strafwür-
dig, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

und zwar in der gleichen Weise, wie es das Reichs-
kammergericht in der Carl-von-Ossietzky-Entschei-
dung 1932 getan hat. 

Ich zitiere dazu den Bundespräsidenten in seiner 
Rede vor der 35. Kommandeurstagung, wo er aus-
drücklich, bezogen auf das Urteil des Verfassungsge-
richts, sagt: 

Es kann bestraft werden, wer konkrete Soldaten 
einfach deshalb, weil sie Soldaten sind, als Mör-
der bezeichnet, und es kann sogar bestraft wer-
den, wer die Bundeswehr als Ganzes - also im-
merhin einen Kreis von 340 000 Personen - als 
Mörder bezeichnet. 

Dies alles auf der Grundlage der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, die insoweit weder Kri-
tik noch einer weiteren Korrektur bedarf. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Begründung des Gesetzentwurfs bestätigt das. 

Nun gibt es darüber hinaus aber weitere Strafbe-
stimmungen, die bisher nicht erwähnt worden sind, 
zum Beispiel den § 109d des Strafgesetzbuches, der 
die Störpropaganda gegen die Bundeswehr unter 
Strafe stellt, also den Fall, daß jemand unwahre oder 
verzerrte Behauptungen über die Bundeswehr auf-
stellt und damit ihre Funktionsfähigkeit beeinträch-
tigt. Der Funktionsschutz, der hier dargestellt wor-
den ist, ist mit einer Strafe von fünf Jahren Gefängnis 
nach geltendem Recht bedroht. 
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setzentwurf, außer den Versuch zu unternehmen, das 
einzuschränken, was das Bundesverfassungsgericht 
als ein klares konstitutives Element der Demokratie 
bezeichnet die Meinungsfreiheit, 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

die um so höher zu veranschlagen ist, als es nicht um 
den Ehrenschutz des Soldaten oder der Bundeswehr 
insgesamt, sondern um die Funktionsfähigkeit, um 
die Anerkennung geht? 

Ich bin der Überzeugung - und viele mit mir -, daß 
es auch in diesem Staat möglich sein muß, extrem pa-
zifistische Äußerungen polemisch von sich zu geben. 
Das muß möglich sein. Das muß eine Demokratie 
aushalten, wie es auch 1932 ausgehalten wurde. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Hier fehlt die klare Begründung des Gesetzes, 
auch in Ihrer Rede. Das muß ich leider sagen. Soll die 
Äußerung dieses Zitats strafbar sein oder nicht? 
Würde Carl von Ossietzky heute vor Gericht gestellt 
werden, würde das Gesetz eine Auslegung zulassen, 
die ihn zum Straftäter machte? - Die Antwort steht 
offen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister, 
wollen Sie replizieren? 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Nein, danke. 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Dann gebe ich das Wort 
 zu einer weiteren Kurzintervention der Kollegin Dr. 

Däubler-Gmelin. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Bundesju-
stizminister, ich wäre Ihnen schon dankbar, wenn 
auch ich Ihre Aufmerksamkeit bei dieser Kurzinter-
vention finden könnte, weil ich gerade im Anschluß 
an Ihre Rede den Eindruck habe, daß Sie die Überle-
gungen, die ich Ihnen vortragen will, aufnehmen 
und dann vielleicht doch noch einmal replizieren 
sollten. 

Kollege Hirsch hat völlig recht. Ich bin ihm dank-
bar dafür, daß er die entsprechenden Passagen der 
Rede des Herrn Bundespräsidenten Herzog vor der 
Kommandeurstagung im November letzten Jahres 
vorgetragen hat. Ich selbst erachte es auch für Ihre 
Verpflichtung als Bundesjustizminister, hier im Bun-
destag klarzustellen, daß der Ausgangspunkt falsch 
ist, von dem Ihr Gesetzentwurf ausgeht, von dem 
aber auch, wie Kollege Geis es dargelegt hat, die 
CDU/CSU-Fraktion und die F.D.P.-Fraktion als 
Ganze ausgehen. Ich meine den Ausgangspunkt, 
den Sie so dargestellt haben - es waren Ihre Worte, 

ich habe mitgeschrieben; bitte entschuldigen Sie, 
wenn ich nicht ganz wörtlich zitiere, aber sinngemäß 
ist es richtig -: Es hat sich nach zwei intensiv disku-
tierten Urteilen des Bundesverfassungsgerichts her-
ausgestellt, daß der strafrechtliche Schutz der Solda-
ten nicht ausreichend ist. - Jetzt füge ich mit dem 
Bundespräsidenten hinzu: Dies ist falsch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein! - Jörg van 
Essen [F.D.P.]: Das ist richtig!) 

Es wäre Ihre Aufgabe als Bundesjustizminister gewe-
sen, klarzulegen, daß dies falsch ist. 

Als zweites - lassen Sie mich das hinzufügen - 
wäre es Ihre Aufgabe als Bundesjustizminister gewe-
sen, sich nicht nur mit den Worten, die Kritik an 
Karlsruhe sei „überzogen" , vor das Verfassungsor-
gan Bundesverfassungsgericht und seine Richter zu 
stellen, sondern auch solche Äußerungen wie - ich 
zitiere den Kollegen Geis -: seine Rechtsprechung sei 
„verfassungswidrig", oder - ich zitiere den stellver-
tretenden Vorsitzenden der CSU -: es handele sich 
um „Schandurteile" - bitte, das ist die Sprache der 
Nazis - 

(Zustimmung bei der SPD - Widerspruch 
bei der CDU/CSU) 

oder - ich zitiere den CSU-Politiker Peter Gauweiler -: 
es sei die „Rechtsprechung von juristischen Kazi-
ken" , in diesem Bundestag so deutlich als Beleidi-
gung zurückzuweisen, wie wir dies alle gemeinsam 
tun, wenn das Zitat „Soldaten sind Mörder" auf die 
Bundeswehr und ihre Soldaten angewandt wird. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Herr Bundesmi-
nister. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Kollegin Däubler-Gmelin, ich hatte ei-
gentlich versucht, die Grundlinien herauszuarbeiten 
und die juristischen Feinheiten diesem Haus nicht 
zuzumuten, denn da sage ich Ihnen ganz deutlich: 
Mit der juristischen Bewertung liegen Sie und im 
übrigen auch der Kollege Hirsch falsch. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Dazu lassen Sie uns bitte in die Fachberatungen ein-
steigen. Dort nehme ich Anregungen herzlich gerne 
auf, und ich habe Sie ja auch ausdrücklich dazu auf-
gerufen. 

Zum zweiten. Sie haben die Szene möglicherweise 
nicht richtig beobachtet. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Ach ja!) 

Der Justizminister Schmidt-Jortzig hat am 24. Januar 
dieses Jahres zum erstenmal der Presse verkündet, 
daß sich diese Koalition für den Ehrenschutz der Sol-
daten einsetzen will  und die Überlegungen anstellt, 
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die notwendig sind, das in der sachlich gebotenen 
Form zu tun. 

(Zustimmung bei der F.D.P. - Freimut Duve 
[SPD]: Und wie ist es mit dem Ehrenschutz 

des Verfassungsgerichts?) 

Der entsprechende Text einer nochmaligen Presseer-
klärung vom 9. Februar 1996 lautet: 

Bundesjustizminister: Ehrenschutz der Soldaten 
sicherstellen. 

Seitdem ist das Bundesjustizministerium - ich sage 
Ihnen wirklich: sehr viel gehaltvoller und tiefgehen-
der und umfassender, als Sie es sich möglicherweise 
vorstellen wollen - dabei gewesen, die verschiede-
nen Alternativen zu prüfen. Es war ausgemacht, daß 
wir am Freitag, dem 1. März 1996, in der Koalition 
über die Ergebnisse dieser ruhigen, sachlichen, in-
tensiven Prüfung beraten und dann entscheiden 
wollten. Genau dies ist passiert. Ich nehme einmal 
an, verehrte Frau Kollegin, genau das ist auch die 
Aufgabe des Bundesjustizministers und seines Hau-
ses. 

(Freimut Duve [SPD]: Und das Verfassungs

-

gericht vor falschen Angriffen zu schützen!) 

Die haben wir vielleicht nicht in Ihrem Sinne ausge-
übt, aber in der Sache völlig richtig. 

Danke. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer weiteren Kurz-
intervention gebe ich das Wort dem Kollegen Profes-
sor Dr. Rupert Scholz. 

Dr. Rupe rt  Scholz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren, vor allem von der Opposi-
tion! Ich glaube, Sie haben dem Bundesjustizminister 
vor allem in einem Punkt nicht hinlänglich zugehört. 
Er hat nämlich auf einen ganz entscheidenden 
Aspekt hingewiesen, indem er die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts völlig korrekt wie-
dergegeben hat. Er hat deutlich gemacht - das ist die 
Quintessenz der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts -, daß hier in der Tat Abgrenzungspro-
bleme nicht nur tatbestandlicher, sondern auch sach-
verhaltsmäßiger Art bestehen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat völlig mit Recht 
gesagt: Wenn Soldaten als Mörder bezeichnet wer-
den, kann dies Soldaten schwer kränken und treffen. 
Das ist wohl wahrhaftig unbestreitbar. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Das Gericht hat auf der anderen Seite festgestellt, 
daß sich aus den Sachverhalten erhebliche Probleme 
ergeben können. Das Bundesverfassungsgericht hat 
beispielsweise - Herr Hirsch, das haben Sie offen-
kundig bei Ihrer Kurzintervention übersehen - in ei-
nem Fall, bei dem ein Spruchband mit der Aufschrift 
„Soldaten sind Mörder" vor einem Informationsstand 
von Bundeswehrsoldaten aufgestellt worden ist, 

einen Freispruch veranlaßt. Das ist genau der Fall, 
Herr Hirsch, den Sie nicht beachtet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der zweite Punkt, auf den ich im Anschluß daran 
hinweisen möchte, ist folgender: Wir alle erinnern 
uns an den Zapfenstreich zum 40jährigen Geburtstag 
der Bundeswehr und an die für mich entsetzlichen 
Sprechchöre „Mörder, Mörder, Mörder! " Gegen 
diese Täter ist nach meiner Kenntnis bis auf den heu-
tigen Tag kein Ermittlungsverfahren eingeleitet wor-
den. 

(Günter Verheugen [SPD]: Warum ist denn 
nichts passiert? Warum denn nicht? Haben 
Sie denn irgend etwas unternommen? 
Haben Sie Anzeige erstattet? - Dr. Wolfgang 
Schäuble [CDU/CSU]: Weil Sie in Nord

-

rhein-Westfalen regieren! - Günter Verheu

-

gen [SPD]: Haben Sie Anzeige erstattet, 
Herr Schäuble?) 

- Darf ich weiterreden? Leider bin ich heute mit mei-
ner Stimme nicht so laut, daß ich Sie überschreien 
könnte. 

Der entscheidende Punkt für mich ist: Diese eben 
von mir genannten Fälle machen deutlich, daß wir in 
dieser Frage in der Tat die Konstellation einer unbe-
streitbaren rechtlichen Unsicherheit haben. Der Bun-
desjustizminister hat mit Recht deutlich gemacht, 
daß es in solchen Situationen die Aufgabe des Ge-
setzgebers ist, für die nötige Rechtssicherheit zu sor-
gen. Rechtssicherheit ist ohnehin ein elementares 
Gebot, insbesondere des Strafrechts. Das ist unsere 
Aufgabe. Das hat der Bundesjustizminister deutlich 
gemacht. Ich unterstreiche das mit Nachdruck, auch 
Ihnen gegenüber, Herr Hirsch. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich meine, daß Sie in dieser Frage Ihrem Justizmi-
nister und Fraktionskollegen gegenüber nicht ge-
recht gewesen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Däubler

-

Gmelin, Sie sind mit dieser Kurzintervention ange-
sprochen worden. Sie haben die Möglichkeit der Ge-
genrede. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Bundes-
justizminister, ich habe mich in meiner Kurzinterven-
tion ausdrücklich darauf bezogen, daß Sie und die 
Fraktionen von CDU/CSU und F.D.P. von falschen 
Voraussetzungen ausgehen. Ich darf das noch einmal 
aufgreifen, nachdem auch der sehr verehrte Kollege 
Scholz erneut ein Wirrwarr-Spiel betrieben hat, in-
dem er das, was vom Tathergang erfaßt und beurteilt 
werden muß, was Aufgabe des Gerichts ist, mit der 
Regelungsaufgabe des Gesetzgebers vermischte und 
in einen Topf warf. 

Den Nachweis, daß jemand mit dem Zitat „ Solda-
ten sind Mörder" auf die Bundeswehr oder auf Bun-
deswehrsoldaten zielte, muß ein Gericht führen. Die-
sen Nachweis kann kein Gesetzgeber ersetzen oder 
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selbst führen. So ist das. Sie haben das übrigens vor 
14 Tagen in dem Interview in der „Süddeutschen 
Zeitung" selbst überzeugend ausgeführt. Das, was 
Sie dort  sagten, sollte hier jetzt nicht in Zweifel gezo-
gen werden. 

Der Hauptvorwurf in meiner Kurzintervention Ih-
nen gegenüber war - ich betone das nochmals, denn 
Sie sind leider nicht darauf eingegangen -, 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Warum wohl?) 

daß Sie als Bundesjustizminister die Richter aus 
Karlsruhe 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Zum 
Glück sind das nicht Ihre Richterkollegen 

geworden!) 

als Mitglieder eines Verfassungsorganes, die eindeu-
tig beleidigt wurden - über Zuordnungs- und Sub-
sumtionsprobleme ist da ja gar nicht zu streiten -, 
nicht in Schutz genommen haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Sie haben sich statt dessen mit dem Wo rt  begnügt 
- ich darf Sie wieder zitieren -, die Kritik sei „über-
zogen". Es war aber eine Beleidigung, eine gezielte 
Schmähkritik. Das ist schlimmer als alles andere, was 
in diesem Hause gesagt worden ist. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Volker Beck, Bündnis 90/Die Grü-
nen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Wenn 
Sie Rede und Gegenrede zulassen, müßte 
jetzt Herr Schmidt-Jortzig das Wort erhal-
ten! - Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wird der Präsident 
jetzt von unten gesteuert, oder was ist los?) 

- Ich bitte um Nachsicht. Er hat zwar nicht die Mög-
lichkeit der Gegenrede; aber als Mitglied der Bun-
desregierung hat er jederzeit die Möglichkeit zu re-
den. Ich gebe also dem Bundesjustizminister das 
Wort . 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ja, er 
muß doch antworten können!) 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Kollegin Däubler-Gmelin, darf ich Ihre 
geschätzte Aufmerksamkeit auf meine Antwort rich-
ten? 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Ja, ich 
höre zu!) 

Ich würde gerne klarstellen, daß das, was Sie getan 
haben, nicht im Sinne dieser Diskussion ist. Das ha

-

ben wir durch Ihren Kollegen Schily schon vor der 

Pause gehabt. Es bringt nichts, mit Unwahrheiten 
und Polemik die Dinge zu verdrehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU - Widerspruch des Abg. Otto 

Schily [SPD]) 

Ich sage noch einmal deutlich: Das Bundesverfas-
sungsgericht hat die überzogene Kritik an diesem 
Punkt nicht verdient. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
aber sehr vornehm!) 

Nur zu diesem Punkt spreche ich; denn das andere 
ist, wenn ich die Abstimmung nach der Geschäfts-
ordnungsdebatte richtig mitbekommen habe, wohl 
nicht angenommen worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! - Dr. 
Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr pein

-

lich!) 

Deswegen sprechen wir zu diesem Punkt. An diesem 
Punkt sage ich noch einmal: Das Bundesverfassungs-
gericht hat die Kritik nicht verdient. 

(Zuruf von der F.D.P.: So ist es! - Zuruf von 
der SPD: Immerhin!) 

Wenn Sie daraus machen, ich hätte peinlicherweise 
das Bundesverfassungsgericht vor irgend etwas nicht 
in Schutz genommen, zeigen Sie damit deutlich, daß 
es Ihnen nicht um die Sache geht, sondern um Pole-
mik. Es geht Ihnen um Polemik! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach die-
ser Diskussion auch in der F.D.P. freue ich mich 
schon auf die namentliche Abstimmung zur zweiten 
und dritten Lesung. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Ha, ha, ha! - Dr. Hermann Otto 
Solms [F.D.P.]: Ich dachte, Sie wollten sich 

im Ausschuß damit befassen!) 

Heute beschäftigt sich das Parlament jetzt schon 
über zwei Stunden mit den wirklich wichtigen Fra-
gen, die dieses Land umtreiben: nicht mit dem Skan-
dal von 4,27 Millionen Arbeitslosen oder ähnlichen 
Geringfügigkeiten, nein, 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Jetzt wird 
es aber ganz dünn! - Ulrich Hein rich 
[F.D.P.]: Wo waren Sie denn gestern im Par-
lament? - Günther Friedrich Nolting 
[F.D.P.]: Wo waren Sie gestern und vorge-
stern? Wir reden die ganze Woche darüber!) 

es geht um Wichtigeres. Es geht um die gekränkte 
Ehre. 
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Ausgerechnet Sie, Herr Geis, wollen nach dem, 
was Sie hier heute aufgeführt haben, den Bürgerin-
nen und Bürgern draußen im Land Nachhilfeunter-
richt in Respekt und Ehre geben. Ich glaube, Sie sind 
dafür der ungeeignete Lehrmeister. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Auf dem Tisch des Hauses liegt eines der zentralen 
rechtspolitischen Reformprojekte dieser Koalition, 
der erste Gesetzentwurf, der eindeutig die Hand-
schrift des neuen liberalen Bundesjustizministers 
trägt. 

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf - 
das wird sich erweisen - ist ein Nullum, und diese 
Debatte ist ein Mißbrauch des Parlaments für billige 
Wahlkampfzwecke. Zwei Stunden für solch einen 
Blödsinn - es ist wirklich unglaublich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS - Wider

-

spruch bei der CDU/CSU - Dr. Hermann 
Otto Solms [F.D.P.]: Da klatscht ja nicht ein

-

mal die PDS!) 

Herr Bundesjustizminister, Sie haben einfach die 
hetzerischen Presseerklärungen des CSU-Kollegen 
Geis in einen Gesetzentwurf gegossen - fürwahr ein 
liberales Meisterstück. 

Es ist unerträglich und infam - das muß ich Ihnen 
schon sagen -, wie Sie von der Union mit dem Bun-
desverfassungsgericht umspringen. Erst wird das 
Kruzifix-Urteil des Bundesverfassungsgerichts falsch 
dargestellt und diffamiert. Rechtsstaatswidrig wurde 
aus Ihrer Fraktion zur Abberufung von Richtern und 
aus Ihrer Partei zum Boykott des Urteils aufgefordert. 
Die CSU macht in Bayern ein Kruzifix-Gesetz, das 
eindeutig die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts unterläuft. Hier in Bonn erwecken Sie 
in dieser Debatte mit Ihrem Gesetzentwurf den Ein-
druck, als habe das Bundesverfassungsgericht Bun-
deswehrsoldaten Beleidigungen schutzlos ausgelie-
fert. Das ist eine Lüge, und das wissen Sie. Dennoch 
setzen Sie Ihre Kampagne gegen das Bundesverfas-
sungsgericht fort. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Was Sie betreiben, ist die Nötigung eines Verfas-
sungsorgans. 

(Zuruf von der F.D.P.: Was?) 

Ich glaube, das geschieht nicht ohne Kalkül. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Na, 
na! Herr Präsident! Nötigung eines Verfas

-

sungsorgans wird uns hier vorgeworfen!) 

Sie haben schon die kommende Entscheidung zum 
Asylrecht im Blick. Sie wissen, daß der Asylkompro-
miß die Menschenwüide und die Garantie des 
Rechtswegs für Asylbewerber verletzt. Sie nötigen 
Karlsruhe, damit Ihnen nicht demnächst das Asyl

-

recht um die Ohren fliegt. Ich kann nur hoffen, daß 
diese Rechnung nicht aufgeht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Beck, darf ich Sie einen Augenblick unterbrechen. 
Ich will nicht anheizen. Aber wir hatten heute mor-
gen eine Geschäftsordnungsdebatte, und wir haben 
einen Antrag nicht auf die Tagesordnung gesetzt. Ich 
muß Sie deshalb bitten, zu dem Gesetzentwurf zu 
sprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. Ich spreche jetzt dazu, was Karlsruhe zu dem 
„Soldaten sind Mörder"-Urteil gesagt hat, wenn der 
Präsident mir das gestattet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das gestatte ich 
Ihnen; aber die Einleitung war nicht ganz zur Sache. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Ganz genau!) 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Einige andere Beiträge heute waren das auch nicht. 

Karlsruhe hat ausdrücklich anerkannt, daß in der 
Gleichstellung mit einem Mörder eine tiefe Krän-
kung zu sehen ist. Hierfür brauchen wir also keine 
neue Strafvorschrift. Die Strafgerichte sind keines-
falls gehindert, wegen herabsetzender Meinungsäu-
ßerungen zu bestrafen, die auf Soldaten der Bundes-
wehr als überschaubare Gruppe bezogen sind. 

Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch - das 
scheint hier massiv zu stören - den hohen Rang der 
Meinungsfreiheit für eine freiheitliche Gesellschaft 
bekräftigt. Eine Beschränkung ist nur insoweit zuläs-
sig, wie dies zum Schutz der persönlichen Ehre erf or-
derlich ist. 

Einer nicht abgrenzbaren und unüberschaubaren 
Gruppe wie den Soldaten auf der Welt schlechthin 
kommt aber schwerlich eine persönliche Ehre zu. Die 
Gerichte müssen daher genau prüfen - Frau Däub-
ler-Gmelin hat das erwähnt -, ob die Mitglieder der 
Bundeswehr überhaupt angesprochen sind. Darüber 
hinaus müssen sie prüfen, welcher objektive Sinn der 
getroffenen Aussage zukommt, ob sie einen ehren-
rührigen Gehalt hat oder beispielsweise nur satirisch 
gemeint ist. Daß eine Aussage polemisch, vielleicht 
sogar verletzend formuliert ist, entzieht sie deshalb 
noch nicht generell dem Schutzbereich des Grund-
rechts auf Meinungsfreiheit. Worin besteht also der 
Skandal? 

Das Bundesverfassungsgericht hat auch gesagt: 
Insbesondere macht der Umstand, daß Soldaten Waf-
fendienst leisten, als Wehrpflichtige hierfür vom 
Staat herangezogen werden und dabei Gehorsam 
üben müssen, ihre persönliche Ehre nicht schutz-
würdiger als diejenige von Angehörigen ziviler Be-
völkerungsgruppen. Ich kann nur sagen: Jawohl! 

Sie streuen der Öffentlichkeit Sand in die Augen; 
denn Sie wissen genau: Nur eine solche verfassungs-
konforme Auslegung Ihres absurden Vorschlags wird 
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zulässig sein. Da bleibt von Ihrem lausigen Entwurf 
nicht viel übrig. Welche Aussage wird denn zukünf-
tig strafbar sein, die bislang nicht als Beleidigung ge-
wertet wurde? 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das weiß er doch nicht!) 

Sie haben den Beweis dafür, daß hier etwas Neues 
geschieht, nicht angetreten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben den 
Entwurf überhaupt nicht gelesen!) 

Sie führen hier eine reine Schauveranstaltung auf. 
Tucholskys gesammelte Werke werden nicht verbo-
ten werden. Moralische und ethische Aussagen über 
Kriegshandwerk und Soldatentum werden weiter er-
laubt bleiben müssen. 

Das heißt: Außer einer Erhöhung des Strafmaßes 
von zwei Jahren auf drei Jahre für die Verunglimp-
fung von Bundeswehrsoldaten ändert sich praktisch 
nichts. Bei der Strafandrohung von drei Jahren ha-
ben Sie allerdings alle Maßstäbe verloren. Ein Ge-
walttäter muß schon ganz schön auf eine alte Frau 
einprügeln, um drei Jahre aufgebrummt zu bekom-
men, und Sie wollen das für einen Beleidigungstat-
bestand einführen. Das zeigt den Verlust jeglicher 
Dimension. Mit solchen Vorschlägen heizen Sie das 
innenpolitische Klima an, und Sie beschädigen Ver-
fassungsorgane in ihrem Ansehen. 

Meine Damen und Herren von der  F.D.P.,  Sie se-
kundieren der Union, zumindest in Ihrer Mehrheit, 
wenn diese bei den Wahlen in Bayern und Baden

-

Württemberg auch noch den letzten Republikaner

-

Stammtisch mit solchen Vorschlägen zur Stimmab-
gabe bewegen will. Das zeigt, wie weich das Rück-
grat der Gefälligkeitsdemokraten von der F.D.P. in-
zwischen ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Selbst Hindenburg meinte, es sei Ansichtssache, 
ob Soldaten Mörder seien. Ich weiß ja, daß sich die 
F.D.P. immer stärker nationalliberal aufführt. Gene-
ralfeldmarschall Hindenburg aber brauchen Sie nun 
wirklich nicht rechts zu überholen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sie sind schwer zu 
ertragen!) 

Sie, Herr Minister, sind für mich wirklich eine be-
sondere Enttäuschung. Völlig zu Recht haben Sie der 
„Süddeutschen Zeitung" verkündet - das steht groß 
in der Überschrift -: „Wir brauchen keine Lex Bun-
deswehr" . 

(Beifall des Abg. Heinrich Graf von Ein

-

siedel [PDS]) 

Keine Woche später haben Sie genau dafür einen 
Entwurf auf den Tisch gelegt. Sie sind wirklich ein 
Gefälligkeitsdemokrat par excellence. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 
der SPD - Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist das! 
Ein bißchen mehr Gewicht wäre nicht 

schlecht!) 

Erstmals in Ihrer Amtszeit haben Sie rechtspolitisch 
Stellung bezogen. Gleich danach sind Sie wieder ein-
geknickt. Die Halbwertszeit Ihrer Überzeugungen 
gehört wirklich ins Guinness-Buch der Rekorde. 

Wir brauchen keine neue Strafvorschrift, meine 
Damen und Herren. Unsere Antwort ist klar: Bundes-
wehrsoldaten sind keine Mörder. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Wer 
hat denn die Demonstrationen organisiert?) 

Selbstverständlich aber werden sie auch zum Töten 
ausgebildet. Das kann man nicht bestreiten. Das muß 
man auch weiterhin sagen dürfen. 

(Zustimmung bei der PDS - Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Für viele religiös wie politisch motivierte Pazifisten 
ist jedes Töten im Krieg Mord. Ich teile diese Ansicht 
nicht, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Alles 
Heuchelei!) 

sie muß aber weiterhin geäußert werden dürfen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, die 
schlimmsten Diffamierungen der Bundeswehr kom-
men aus Ihrer Ecke. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Wenn Bundeswehrsoldaten in einem Atemzug mit 
der Wehrmacht genannt werden, 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Ausgerech

-

net Sie!) 

wenn der ehemalige Wehrbeauftragte Biehle in der 
Zeitschrift „Luftwaffe" einen Ehrenschutz gleicher-
maßen für die Verteidiger von Auschwitz und die 
Bundeswehr forde rt , 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

wenn die CSU seit Jahren eine Rehabilitierung der 
Wehrmachtsdeserteure verhindert, 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist das 
letzte! Das ist ungeheuerlich! - Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 



8266 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 93. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. März 1996 

Volker Beck (Köln) 

weil sie dies für die Bundeswehr für abträglich hält, 
dann sind das doch wirklich Diffamierungen. Die 
müssen wir zurückweisen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 
der SPD - Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo er recht 

hat, hat er recht!) 

Ich frage Sie: Welches Recht hat eine Claire Ma-
rienfeld - dahinten sitzt sie -, einen besonderen 
Ehrenschutz für Bundeswehrsoldaten zu fordern, 
wenn sie Zivildienstleistende öffentlich als Egoisten 
herunterputzt und herabwürdigt? 

(Günter Verheugen [SPD]: Das hat sie doch 
nicht! Mit keinem Wort!) 

Sie beschimpft Zivildienstleistende, obwohl diese ge-
nauso wie Wehrdienstleistende ihrer vom Gesetzge-
ber vorgesehenen Dienstpflicht nachkommen. Wo ist 
denn Ihr Gesetzentwurf für den Ehrenschutz von 
Kriegsdienstverweigerern und Zivildienstleistenden? 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Meine Damen und Herren, es ist kein Zufall, daß 
Ihr Vorstoß in Zeiten kommt, in denen die  Aufgaben-
stellung der Bundeswehr grundlegend verändert 
wird. Die Bundeswehr wird gegenwärtig zu einer 
potentiell weltweit einsetzbaren Interventionsarmee 
umstrukturiert. Das kann man deutlich an den neuen 
Ausbildungskonzepten sehen. Die Armee soll nicht 
mehr Kriege verhüten, sondern sie führen können, 
und an der zunehmenden Zahl der Kriegsdienstver-
weigerer ist zu sehen, daß diese Umstrukturierung in 
weiten Kreisen der Bevölkerung nicht mehr akzep-
tiert wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Deshalb rüsten Sie hier politisch auf gegen die Kriti-
ker Ihrer Politik. Hier offenbart sich das autoritäre 
Staatsverständnis der Koalition. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS - Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, man muß weiter Pazi-
fist sein können in Deutschland. Wer den Pazifismus 
als geistige Strömung kriminalisieren will, der will 
eine andere Republik. Deshalb weisen wir Ihren Ge-
setzentwurf als versuchten, aber untauglichen An-
schlag auf das Grundrecht auf Meinungsfreiheit zu-
rück. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Zuruf von der CDU/CSU: 

Unerträglich!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Jörg van Essen, F.D.P. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt." Von dieser aus  

guten Gründen an die Spitze des Grundrechtskata-
logs gestellten Bestimmung muß man sich dem 
Thema Ehrenschutz für Soldaten nähern; denn von 
ihr wird nicht nur der Dienst in der Bundeswehr, son-
dern auch unsere Verpflichtung für die Bundeswehr 
bestimmt. Und ich hätte mir gewünscht, daß auch 
unsere heutige Debatte von dieser Verpflichtung be-
stimmt gewesen wäre. 

Die Soldaten der Bundeswehr geloben oder be-
eiden, das Recht und die Freiheit tapfer zu verteidi-
gen. Sie machen sich nach dem Wehrstrafgesetz zu-
sätzlich strafbar, wenn sie Befehle ausführen, die 
Straftaten zum Gegenstand haben. Es gibt keine 
Streitkraft, die eine höhere Rechtsbindung hat als 
unsere Bundeswehr. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es gibt deshalb nicht den geringsten Anlaß, sie mit 
denen pauschal auf eine Stufe zu stellen, die das 
schlimmste Verbrechen unserer Rechtsordnung be-
gehen, nämlich andere Menschen aus niedrigen Be-
weggründen zu töten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Soldaten fordern zu Recht unseren Schutz ein. 
Die Befehls- und Kommandogewalt über die Solda-
ten hat die Politik. Sie erteilt den Soldaten die Be-
fehle und Aufträge und ist dabei selbst gebunden. 
Die Präambel des Grundgesetzes erteilt unserem 
Staat den Auftrag, den Frieden in der Welt zu hüten. 
Artikel 26 des Grundgesetzes verbietet alle Handlun-
gen, die geeignet sind, das friedliche Zusammenle-
ben der Völker zu stören, und verbietet insbesondere 
den Angriffskrieg. 

Ich wiederhole deshalb das, was Hans-Dietrich 
Genscher in einer Aktuellen Stunde im vorigen Jahr 
festgestellt hat: 

Der freiheitliche Rechtsstaat würde sich selbst in 
Frage stellen, wenn er denen den Schutz verwei-
gert, die in der Bundeswehr ihre grundgesetzli-
che Verantwortung für den Frieden erfüllen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir machen einen Gesetzgebungsvorschlag und 
folgen damit unserer Aufgabe als Gesetzgeber. Der 
Vorwurf, wir würden das Bundesverfassungsgericht 
nicht achten, ist doch absurd. Frau Däubler-Gmelin, 
das Bundesverfassungsgericht ist nicht kritikfrei. 
Auch für die Beurteilung seiner Leistungen, seiner 
Arbeit gilt die Meinungsfreiheit. Die Aufgeregthei-
ten sind doch nur ein Punkt und ein Teil der Unehr-
lichkeiten, mit denen in dieser Frage diskutiert wird. 

(Jörg Tauss [SPD]: Von Ihrer Seite!) 

Nahezu alle, die sich jetzt als Schützer der dritten 
Gewalt aufführen, haben doch ganz andere Töne an-
geschlagen, als ihnen andere Entscheidungen - und 
wir haben heute morgen eine gehört -, etwa die des 
Europäischen Gerichtshofes zur Gleichberechtigung 
oder die des Bundesverfassungsgerichts zur Abtrei-
bung, nicht gefallen haben. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
doch nicht wahr!) 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 93. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. März 1996 	8267 

Jörg van Essen 

Dabei übersehen Sie im übrigen, daß das Bundes-
verfassungsgericht selbst - zuletzt bei der Sitzblocka-
denentscheidung - ausdrücklich darauf hingewiesen 
hat, daß es dem Gesetzgeber freisteht, seinen politi-
schen Willen durch Gesetzgebung durchzusetzen. 

Welch ein Sturm der Entrüstung, insbesondere in 
den Medien, tobt durch dieses Land, wenn von ir-
gend jemandem fälschlich angedeutet wird, alle 
Kriegsdienstverweigerer seien Drückeberger! Dann 
wird natürlich nicht das Hohelied der Meinungsfrei-
heit gesungen, sondern mindestens ein Rücktritt ge-
fordert. Ein Nachdenken darüber, ob nicht zwischen 
dem Vorwurf der Drückebergerei und dem Vorwurf, 
Mörder zu sein, Welten liegen, findet natürlich nicht 
statt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Könnte es nicht auch zu den Unehrlichkeiten gehö-
ren, daß all die, die Soldaten Mörder schelten, natür-
lich behaupten, Radikalpazifisten und gegen jedes 
Militär zu sein? Wie anders ist es zu erklären, daß die 
Veranstaltungen der Bundeswehr in Erfurt und Bonn 
im letzten Jahr in völlig unwürdiger Weise durchge-
hend durch Mörder-Rufe gestört wurden, von ähnli-
chen Aktionen aber im Zusammenhang mit dem 
Krieg auf dem Balkan oder im Kaukasus nichts, aber 
auch rein gar nichts zu hören war? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sehr 

richtig!) 

Frau Däubler-Gmelin, Herr Kollege Dr. Hirsch, es 
ist doch nur theoretisch so, daß die Bundeswehr 
durch das bisherige Beleidigungsstrafrecht geschützt 
ist. Aus meiner eigenen Praxis als Oberstaatsanwalt - 
auch ich habe die entsprechenden Verfahren einge-
stellt - weiß ich, daß alle Ermittlungsverfahren schon 
deshalb eingestellt werden müssen, weil sich natür-
lich alle einlassen, sie seien Radikalpazifisten und 
gegen jedes Militär. Wir haben genau die Strafbar-
keitslücke - Frau Kollegin, ich rate Ihnen dringend, 
einmal mit den Vertretern der Praxis zu sprechen -, 
die hierdurch geschlossen werden muß. 

(Zuruf des Abg. Dr. Burkhard Hirsch 
[F.D.P.]) 

Ich stelle fest: In der Praxis gibt es keinen wirksa-
men Ehrenschutz der Bundeswehr. Ich frage auch: 
Wie muß sich eigentlich ein Soldat fühlen - ich selbst 
kann es persönlich nachempfinden, weil ich als Be-
obachter des Deutschen Bundestages in Sarajevo ge-
wesen bin und dort unter hoher Lebensgefahr eva-
kuiert worden bin -, der tagtäglich sein Leben aufs 
Spiel setzt, um für Frieden und Freiheit in Bosnien 
seinen Dienst zu leisten? Wie muß er sich eigentlich 
fühlen, wenn er diese Debatte, diesen intellektuellen 
Hochmut des Kollegen Schily und die Oberflächlich-
keit des Kollegen Beck erlebt? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es gibt eine dringende Gesetzgebungsnotwendig-
keit schon deshalb, weil man über den Begriff der 
Ehre in unserem Land neu nachdenken muß. Es hat 
Zeiten gegeben, in denen die Ehre zum Teil grotesk 
überbewertet worden ist - ich sage das kritisch -, 

auch und gerade beim Militär. Ich habe aber das Ge-
fühl, daß der Beg riff der Ehre, der ganz wesentlich 
zur Menschenwürde gehört, in unserem Lande er-
neut falsch, nämlich extrem unterbewertet wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Wir müssen wieder in einer der Menschenwürde ge-
recht werdenden Weise mit diesem Beg riff umgehen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich habe es deshalb sehr begrüßt, daß der Bundes-
justizminister eine Gesamtreform des Ehrenschutz

-

rechtes angekündigt hat und auch weiter anstrebt. 
Dies ist allerdings eine umfangreiche und deshalb 
zeitraubende Diskussion, die noch dadurch er-
schwert wird, daß die Sozialdemokraten - und ich 
bedaure das - ihr Mitwirken bereits abgelehnt ha-
ben. 

Es ist unsere Position - und die F.D.P.-Bundestags-
fraktion hat die Einbringung mit einer Ausnahme be-
schlossen -, daß die F.D.P. diesen Weg der Vernunft 
und des Augenmaßes mitträgt. Die neue Schutzvor-
schrift schützt die Institution Bundeswehr und ihre 
Soldaten, wie wir auch andere Institutionen unseres 
Staates strafrechtlich schützen. 

Ich sagte: nur die Bundeswehr. Ich weiß, daß es na-
türlich auch Beleidigungen in anderen Bereichen, 
insbesondere bei der Polizei, gibt. Aber es gibt zwei 
fundamentale Unterschiede. Zum einen gibt es kei-
nen Angehörigen des öffentlichen Dienstes, außer in 
der Bundeswehr, der zu seiner Tätigkeit durch uns 
verpflichtet worden ist, nämlich durch die Wehr-
pflicht. Die Tätigkeit der anderen Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes beruht auf einer grundsätzlich 
persönlich-freiwilligen Entscheidung. Wir müssen 
gerade auch unsere Wehrpflichtigen schützen, de-
nen wir diesen Dienst als Auftrag auferlegt haben. 

Zweitens ist mir nicht bekannt, daß sich andere Be-
rufsgruppen dera rt  penetrant öffentlich in einer sol-
chen Breite und dera rtigen Allgemeinheit in 
schwerster Weise beschimpfen lassen müssen, wie es 
den Angehörigen der Bundeswehr ständig ge-
schieht. Niemandem sonst wird vorgeworfen, Mörder 
zu sein. Diese Beleidigungen gehen nie so weit und 
so tief wie die des Tucholsky-Zitats, das unseren Sol-
daten ihren Platz im Rechtsstaat entzieht. 

Es ist daher vernünftig, diese Schutzvorschrift den 
Soldaten der Bundeswehr vorzubehalten. Es grenzt 
die Bundeswehr im übrigen nicht aus, wie der Ham-
burger Justizsenator behauptet hat, genausowenig 
wie die Schutzvorschrift für Amt und Person des Bun-
despräsidenten diesen ausgrenzt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege van 
Essen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Penner? 

Jörg van Essen (F.D.P.): Danke, ich würde gern 
weitermachen. - Es ist vernünftig, sie in Anlehnung 
an ähnliche Strafrechtsvorschriften zu gestalten, die 
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ebenfalls die Institutionen des demokratischen 
Rechtsstaats schützen. 

Ich stelle ebenfalls fest: Es hat die notwendige Ab-
wägung zum Grundrecht auf Meinungsfreiheit statt-
gefunden. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist der Höhepunkt des 

Liberalismus!) 

Nicht nur Liberale wissen, daß dieses Grundrecht 
fundamental für eine freiheitliche Demokratie ist. 
Wie diese Abwägung zu geschehen hat, darauf hat 
wiederum Hans-Dietrich Genscher in zutreffender 
Weise hingewiesen: Das Grundrecht auf Meinungs-
freiheit verankert das uneingeschränkte Recht, die 
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik unse-
res Landes zu kritisieren, und beinhaltet auch das 
Recht, die Existenz der Bundeswehr in Frage zu stel-
len. Aber die Menschenwürde auch der Bürger in 
Uniform muß unantastbar bleiben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Recht auf freie Meinungsäußerung selbst wird 
in seinem Kern beschädigt, wenn diejenigen, die die-
ses Grundrecht zusammen mit allen anderen Grund-
freiheiten schützen, als Mörder bezeichnet werden 
dürfen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das ist unbestrit

-

ten!) 

Der Wert der neuen Vorschrift liegt da rin, daß sie ge-
nau diese Abwägung in einer verfassungskonformen 
Weise vornimmt. 

Niemand behauptet, die Strafbarkeit der einfachen 
Beleidigung verletze das Grundrecht auf Meinungs-
freiheit. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der zitiert Genscher wie 

andere Mao Tse-tung) 

Der Bundesjustizminister hat ja A rt . 5 des Grund-
gesetzes vorgelesen, der ausdrücklich die Meinungs-
freiheit aus Gründen der Ehre einschränkt. Das gilt 
dann natürlich um so mehr für das Verunglimpfen, 
also die erhebliche Ehrkränkung. Mindere Ehrkrän-
kungen als die Verunglimpfung müssen nach dem 
bisherigen Beleidigungsrecht beurteilt werden. 

Dazu kommt: Es reichen Tathandlungen im klein-
sten Kreise nicht aus. Do rt  muß das freie Gespräch 
möglich sein. Nur dann, wenn es öffentlich, in einer 
Versammlung oder durch Schriften, geschieht, ist die 
strafrechtliche Schutzpflicht des Staates gefragt. 

Weil der Kollege Beck es angesprochen hat: Der 
Strafrahmen ist dem der anderen „Institutionenvor-
schriften" des Strafgesetzbuches angelehnt. Auch 
von daher ist das keine Besonderheit. 

Wir legen Ihnen das Ergebnis unserer Überlegun-
gen in dieser ersten Lesung vor und sind offen für 
alle Anregungen, die zu einer weiteren Verbesse-
rung führen können. An der Lagefeststellung und 

am Ziel lassen wir jedoch nicht den geringsten Zwei-
fel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Der jetzige strafrechtliche Schutz der Bundeswehr ist 
unzureichend. Wir werden unsere Soldaten vor uner-
träglichen Angriffen auf ihre Menschenwürde schüt

-

zen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Gerhard Zwerenz, PDS. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Womit 
haben wir das verdient?) 

Gerhard Zwerenz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! „Nicht der Pazifist ist ein Schwäch-
ling; der Bellezist, der Kriegsgläubige ist es." - 
„Wenn Töten Sünde ist, so kann Töten en masse doch 
unmöglich ein mildernder Umstand sein . " - „Der 
Krieg - sich schlagen! Erwürgen, niedermetzeln .. . 
und wir besitzen heute Schulen, wo man lernt zu tö-
ten ..." „... wir brauchten aus wechselseitigem 
Mißtrauen keine stehenden Heere von vielen hun-
derttausend Mördern mehr zu füttern ..." - Soldaten 
sind „Taugenichtse und Heuchler." - „Krieg heißt 
doch schließlich auf deutsch privilegierter Mord." 

Ich habe diese Zitate willkürlich aneinanderge-
reiht; das sind sechs Zitate von Axel Eggebrecht, Vic-
tor Hugo, Maupassant, Hein rich Heine, dem Alten 
Fritzen und Tucholskys Vater. 

Ich will damit nur sagen: Sie werden, wenn Sie in 
die Literatur gehen werden, noch viele Verbote 
durchdrücken müssen. Ich denke an Autoren wie: 
Swift, Voltaire 

(Günter Verheugen [SPD]: Das AT!) 

- Altes Testament, bitte sehr -, Laotse, Jesus, Sokra-
tes, Erasmus, Kant, Grimmelshausen, Schubart, Lich-
tenberg, Freiligrath, Peter Hebel, Büchner, Borche rt . 
Ich habe sehr viele vergessen; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Karl Marx!) 

wenn Sie wollen, können wir noch mehr nennen. 

Mir geht es darum: Es ist hier fortwährend vom 
Ehrenschutz der Soldaten gesprochen worden. Dies 
bedeutet zugleich, daß Tucholskys Worte „Soldaten 
sind Mörder" in einen Zusammenhang gebracht wer-
den, der nicht original ist. Die drei Worte des Satiri-
kers von 1932 richteten sich gegen den Ersten Welt-
krieg. Unter den Reichswehroffizieren, die sich laut 
Minister Groener damals beleidigt fühlten, befanden 
sich junge zukünftige Kommandeure wie Keitel und 
Jodl, die nach dem Zweiten Weltkrieg ja bekanntlich 
als Kriegsverbrecher hinge richtet worden sind. Das 
heißt: Tucholskys Warnung war Analyse und sehr ge-
naue Prognose. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Otto Schily 

[SPD]) 
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Er nannte im gleichen Zusammenhang Krieger-

denkmäler „Reklamedenkmäler" zur Ehrung „er-
mordeter Mörder". 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Wollen 
Sie die Wehrmacht mit der Bundeswehr 

gleichsetzen?) 

Wollen Sie das alles verbieten, wenn es auf Plakaten 
steht? Soll das nur noch in Büchern stehen können? 
Wann legt man dann auch Hand an die Bücher? 

Tucholsky schrieb: „Wir speien auf das Militär." 
Ich gebe ja zu, daß das nicht die schönste Sprache ist. 
Aber es ist die Sprache seiner Erfahrung im Ersten 
Weltkrieg, weil er mitgewirkt hat. Es ist die umge-
drehte Sprache des Kriegsgegners wie - damals 
sagte man es so - ein umgedrehtes Bajonett. Damit 
wird der Antikrieg auf den schärfsten möglichen Be-
griff gebracht. 

Ernst Jünger, der von Ihnen und auch vom Bundes-
kanzler geehrt wird, ist als heroischer Kriegsmitläu-
fer des 20. Jahrhunderts bekannt. Es gibt eine 
schöne Geschichte von ihm darüber, wie er die Exe-
kution eines Dese rteurs leitet. Ich habe oft in Schulen 
gehört, wie diese Geschichte vorgelesen worden ist. 
Ich weiß, daß sie gut geschrieben ist. Aber ich habe 
stets mit dem hinge richteten Dese rteur sympathi-
siert. Ich glaube, daß diese schöne Literatur einfach 
ein Gegenbild braucht. Tucholsky hat dieses Gegen-
bild, diese Gegensprache geliefert. Er empfand Mit-
schuld. Es ist doch gar nicht so, daß er „Soldaten sind 
Mörder" gesagt und auf andere gewiesen hat. Er hat 
auf sich gewiesen; denn er ist derjenige gewesen, 
der bei Kriegsgerichten die Akten gehalten hat, wäh-
rend die Exekutionen stattgefunden haben. Das hat 
ihn zu diesem Satz gebracht. In dem Satz „Soldaten 
sind Mörder" ist also Selbstkritik enthalten. Das wird 
von Ihnen nicht beachtet. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Norbert Blüm - in diesem Hause gewiß nicht unbe-
kannt - am 10. Juli 1978 im „Spiegel": 

Ob einer im KZ Hitler gedient hat oder an der 
Front, macht in meinen Augen nur einen graduel-
len Unterschied aus. Das KZ stand schließlich nur 
so lange, wie die Front hielt. 

Sie erinnern sich: Prompt wurde ihm von Franz Josef 
Strauß vorgeworfen, den deutschen Frontsoldaten 
herabzusetzen. Ich frage mich: Wieso eigentlich? 
Auch wer in einem Krieg nicht persönlich tötet, ist 
doch so etwas wie ein Schräubchen in einer Tötungs-
maschinerie. Davon kann man sich doch gar nicht 
freisprechen. 

(Beifall bei der PDS) 

So ist es gemeint, daß Soldaten im Krieg doch Mör-
der sind. 

Ich weiß nicht, ob wir, wenn wir hier jetzt mit 
Sprachverboten bedroht werden, in unserer Kritik an 
möglichen Entwicklungen der Bundesrepublik und 
auch der Bundeswehr so frei sind, wie wir sein müs-
sen. 

General a. D. Kießling: „Die Wehrmacht gehört zur 
Bundeswehr-Tradition." Staatssekretärin Geiger am 
29. Februar 1996 hier im Parlament: 

Was die Kriegsgeneration an Beispielen militäri-
scher Tüchtigkeit, Tapferkeit, Opfermut und Ka-
meradschaft erbracht hat und in zahlreichen 
Zeugnissen ... vorlebte, das gehört auch zum un-
bestrittenen Erbe der deutschen Militärge-
schichte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich bestreite dies entschieden. Auf jeden Fall gibt es 
den Widerspruch der Kriegsgegner, der Pazifisten 
und der Verweigerer, die sich ihre Sprache nicht ver-
bieten lassen. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Es gibt einen Friedensnobelpreisträger, den wir 
vergessen haben. Ich muß zugeben, daß auch ich ihn 
vergessen habe. Er heißt Ludwig Quidde. Er hat 
1927 als Deutscher den Friedensnobelpreis bekom-
men. 

(Walter Kolbow [SPD]: Er war ein Liberaler! 
- Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das waren noch Zeiten! - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Lang ist's her!) 

- Er war ein Liberaler. Das ist doch etwas für eine 
Partei, die umfällt, noch bevor sie den Befehl zum 
Umfallen erhält, wie wir es jetzt wieder beim Justiz-
minister gesehen haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie müssen zum 
Schluß kommen, Herr Zwerenz. Ihre Redezeit ist ab-
gelaufen. 

Gerhard Zwerenz (PDS): Ich höre, daß ich zum 
Schluß kommen muß. Es tut mir leid, ich hätte gern 
noch weiter gesprochen. - Von diesem Ludwig 
Quidde gibt es das wunderbare Wo rt  - - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, welches?) 

Aber ich muß jetzt gar nicht zitieren. Jeder, der es 
wissen möchte, kann das Zitat von mir bekommen. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Gerhard, das 

hättest du vorlesen sollen!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  für die 
Bundesregierung hat Minister Rühe. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Aus meiner Sicht, aus der Sicht des Verteidigungsmi-
nisters, geht es in dieser Debatte um das Verhältnis 
des Staates zu seinen Streitkräften, um das Verhält-
nis Deutschlands zu seinen Streitkräften und um das 
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Verhältnis des deutschen Parlaments zu seinen 
Streitkräften. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Und 
zu den Soldaten!) 

Bei einem Staat, der nicht in der Lage ist, seine Sol-
daten vor den Rufen „Mörder! Mörder! " zu schützen, 
ist etwas nicht in Ordnung. Er hat ein gestörtes Ver-
hältnis zu seinen Soldaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege Schily, Ihre Rede hat mich erschreckt. 

(Jörg Tauss [SPD]: War gut, eine ausge

-

zeichnete Rede!) 

Die SPD wird noch darüber nachzudenken haben. 
Ich sage Ihnen, warum: Sie verkennen völlig den be-
sonderen Dienst, den wir von unseren Soldaten ver-
langen: treu zu dienen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Otto Schily [SPD]: Den 
habe ich ausdrücklich erwähnt!) 

- Jetzt hören Sie mal einen Augenblick zu! 

Wer in einer Art  grünem Spott Oberförster, Mi-
nisterpräsidenten und Abgeordnete mit Soldaten ver-
gleicht, von denen wir notfalls verlangen, daß sie ihr 
eigenes Leben geben, damit dieses Land und das 
Bündnis verteidigt werden, 

(Otto Schily [SPD]: Das habe ich doch aus

-

drücklich gesagt!) 

der hat ein gestörtes Verhältnis zu den Streitkräften, 
und das ist nicht gut. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Jörg van Essen [F.D.P.]: Intellektueller 

Hochmut!) 

Herr Schily, für mich ist das alles sehr konkret. Ich 
habe gerade gestern wieder Soldaten, Pionieren, be-
fohlen, Aufträge in Bosnien durchzuführen, nämlich 
eine Brücke zu bauen, wissend, daß sie durch ver-
mintes Gelände gehen müssen, um diese Brücke zu 
bauen. Ich frage mich, ob ich das Recht habe, solche 
gefährlichen Aufträge zu erteilen, wenn ich nicht 
Leuten wie Ihnen entgegentrete, die sagen, es gehe 
um eine „sakrale Überhöhung des Militärischen". Es 
geht vielmehr um den Schutz der Soldaten, die ge-
fährliche Aufträge für uns durchführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Habe ich das Recht, so etwas von den Soldaten zu 
verlangen, wenn ich nicht im Parlament in der Lage 
bin, sie zu schützen? 

Ich habe mir, als Sie geredet haben, einen gestan-
denen Feldwebel vorgestellt. Gott sei Dank kommen 
sie aus allen Bereichen unserer Gesellschaft. Es sind 
auch gestandene Sozialdemokraten aus dem Ruhrge-
biet dabei. Ich sehe diesen Feldwebel jetzt in Benko-
vac bei den Pionieren vor mir. Was muß er empfin-
den, wenn Sie ihn in dieser Weise vergleichen und 
mit Spott überziehen? Er ist bereit, sein Leben einzu

-

setzen, und deswegen müssen wir ihn auch schüt-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Otto  Schily [SPD]: Sie haben bei meiner 

Rede nicht zugehört, Herr Rühe!) 

- Herr Schily, ich habe sehr wohl zugehört. 

(Abg. Walter Kolbow [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Ich lasse jetzt keine Zwischenfrage zu. 

Herr Schily, Sie haben gesagt, es gehe um eine 
„sakrale Überhöhung des Militärischen", 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Eine 
verräterische Sprache!) 

und Sie haben von „privilegiertem Ehrenschutz" ge-
sprochen. Ich muß Ihnen in Bitterkeit sagen: Die Sol-
daten haben bei einer sehr gefährlichen Mission 
auch das Privileg zu sterben. 

(Zuruf von der PDS: Das haben wir auch!) 

Deswegen schuldet ihnen das deutsche Parlament ei-
nen ausreichenden Schutz; sonst können solche Auf-
träge nicht durchgeführt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich frage mich: Was soll ich einem jungen Jugend-
offizier sagen, der in die Schulen geht, in unser aller 
Auftrag für die Wehrpflicht wirbt und hört, daß Sie 
hier die Formulierung des Bundesverfassungsge-
richts in einer anderen Entscheidung immer in den 
Mittelpunkt stellen, nämlich die vom Parlaments-
heer? Das ist ja auch richtig. Der junge Mann, der 
den Wehrdienst ableistet, hätte vielleicht lieber seine 
Lehre absolviert oder studiert oder etwas anderes ge-
macht. Aber wir, das deutsche Parlament, nehmen 
ihn in die Pflicht. Und Sie sagen, die Bundeswehr sei 
ein Parlamentsheer. - Ja, dann muß dieses Parlament 
verdammt noch mal die Soldaten auch schützen. Wer 
etwas von den Soldaten verlangt, der muß ihnen 
auch den notwendigen Schutz geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will mich nicht in die juristischen Einzelheiten 
einmischen. Aber die Soldaten der Bundeswehr 
konnten mit dem, was das Bundesverfassungsgericht 
gesagt hat, nicht zufrieden sein. Deswegen bin ich 
froh, daß es hier eine solche Initiative gegeben hat. 
Die Soldaten brauchen unseren Ehrenschutz; da ist 
nichts an Privilegien dabei. Wir verlangen von ihnen 
mehr als von anderen. 

(Walter Kolbow [SPD]: Den haben sie!) 

- Sie haben ihn in der Praxis nicht. 

(Walter Kolbow [SPD]: Doch, sie haben ihn!) 

- Entschuldigung, ich war doch beim Großen Zap-
fenstreich hier in Bonn selbst dabei. Da war die Bun-
deswehr angetreten und nicht die Reichswehr. Ich 
habe die Rufe „Mörder! Mörder!" gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Walter  Kolbow [SPD]: Sie haben sie doch 

nicht in Schutz genommen!) 
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- Ich habe sie in Schutz genommen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Mit Reden hier, 
aber Sie haben nichts getan! - Paul Breuer 
[CDU/CSU]: Was haben Sie ihnen denn 

gesagt?) 

Der Militärbischof Dr. Löwe fand letztes Jahr beim 
ökumenischen Gottesdienst zum 40jährigen Be-
stehen der Bundeswehr Worte, für die ich dankbar 
bin. Er sagte: 

Wofür Soldaten einstehen, das ist nicht schon der 
Frieden Gottes, aber der irdische Friede, die Ab-
wesenheit von Krieg, die wir zusammen mit der 
Politik ganz wesentlich auch der Bundeswehr 
verdanken. Das dürfen wir nicht selbstverständ-
lich nehmen, nicht gedankenlos wahr sein lassen. 

Der Militärbischof hat die Soldaten als „Diener des 
Friedens" bezeichnet. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie heißt denn der Militär

-

bischof?) 

Das hat ihnen gutgetan. Es trifft den Kern ihres Auf-
trags. Deswegen ist es gut, daß dieses deutsche Par-
lament versucht, den Soldaten den ihnen zustehen-
den Schutz für ihre schwere Aufgabe zu geben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Günter Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wer das Instru-
ment, das Sie vorschlagen, um den Schutz der Ehre 
unserer Soldaten zu gewährleisten, für falsch hält, 
hat deshalb noch kein gestörtes Verhältnis zu den 
Streitkräften. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Hat der Bundespräsident ein gestörtes Verhältnis 
zu den Streitkräften? Das Zitat, das Kollege Hirsch 
am Anfang bereits zitiert hat, hat eine Fortsetzung. 
Auf der Kommandeurstagung am 15. November 1995 
in München fuhr der Bundespräsident nach dem, 
was Herr Hirsch bereits zitiert hat, fort: 

Entscheidend ist nun allerdings, was die Strafge-
richte aus den Richtlinien des Verfassungsgerich-
tes machen. Und klar ist auch, daß jede einzelne 
Äußerung sorgfältig darauf überprüft werden 
muß, ob sie eine solche Behauptung wirklich auf-
stellt. Das gebietet schon der Grundsatz „in dubio 
pro reo". 

- Wir haben es hier mit dem Rechtsstaat zu tun.  - 

Die  Dinge liegen hier bei Soldaten nicht anders 
als bei Beamten, Unternehmern, Gewerkschaf

-

tern und bei Richtern. Und diese Diskussion wer-
den wir alle miteinander auch aushalten müssen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie der Abg. 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [F.D.P.] 
und des Abg. Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]) 

Die Wehrbeauftragte hat vor wenigen Tagen ihren 
Bericht vorgelegt - Drucksache 13/3900 vom 5. März. 
Ich finde darin zu der rechtspolitischen Fragestel-
lung, mit der der Justizminister seine Rede eingelei-
tet hat, den Satz: 

Ich freue mich daher, daß der Stellenwert der 
Bundeswehr in der Öffentlichkeit wieder gestie-
gen ist. 

Die Wehrbeauftragte forde rt  in ihrem Bericht mit 
keinem Satz einen besonderen gesetzlichen Ehren-
schutz für Soldaten, 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist auch nicht die 
Aufgabe der Wehrbeauftragten! Diese For

-

derung kann sie gar nicht stellen!) 

sondern zitiert präzise das, was ich gerade aus der 
Rede des Bundespräsidenten zitiert habe. Damit 
könnte, wenn es ernst gemeint wäre, die Debatte ei-
gentlich beendet sein. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Ich habe mich bei den Einlassungen des Bundesju-
stizministers gefragt, ob sich Herr Professor Schmidt-
Jortzig vielleicht einen Scherz machen wollte. Haben 
wir da einen braven Soldaten Schwejk auf der Regie-
rungsbank sitzen, 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Verheugen, unterstes Niveau!) 

der einen Auftrag in so absurder Weise erfüllt, daß 
der Auftraggeber am Ende als der Dumme dasteht? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Doch, diese Frage muß man sich ernsthaft stellen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Aber ich fürchte, ein so seltenes subtiles Stück angel-
sächsischen Humors gibt es in der deutschen Politik 
nicht. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Der humorige Verheugen!) 

Das Gesetzesvorhaben, so erkennbar es auch sei-
nen angestrebten politischen Zweck verfehlen muß, 
ist ganz ernst gemeint, und so offenbart sich bei dem 
Bundesjustizminister nicht eine köstliche List, son-
dern eine ganz gewöhnliche politische Charakter-
schwäche. 

(Beifall des Abg. Gerhard Zwerenz [PDS] - 
Widerspruch bei der CDU/CSU und der 

F.D.P) 
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- Ja, es ist so. Es tut Ihnen weh. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Von Cha

-

rakter müssen Sie reden! - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie hat Herr Möllemann gesagt: Schmidt 

für die Linken, Jortzig für die Rechten!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Verheugen, würden Sie einen Augenblick zuhören? 
- Ich finde, die persönliche Kennzeichnung mit 
„Charakterschwäche" und ähnlichem paßt nicht ins 
Parlament. Sie sollten das gleich korrigieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Günter Verheugen (SPD): Ich muß das akzeptieren, 
Herr Präsident, obwohl ich gesagt habe: eine „poli-
tische Charakterschwäche". Aber ich akzeptiere das. 

Es geht um die Ehre unserer Soldaten. Die Beto-
nung liegt nach dem Willen der Koalition auf „un-
sere", denn die bei uns stationierten Angehörigen 
der Streitkräfte befreundeter Nationen sollen nicht 
besonders in ihrer Ehre geschützt werden. Das fällt 
als erstes in Ihrem Gesetzentwurf auf. 

Nun ist es sicher richtig, daß es in militärischen Or-
ganisationen traditionell einen besonderen Ehrbe-
griff gibt. In nicht einmal allzu ferner Vergangenheit 
führte das zu einem grotesk übersteigerten Ehrenko-
dex. Es mußte Blut fließen, damit beleidigte Ehre 
wiederhergestellt werden konnte. Ein beleidigter 
Offizier griff nicht zum Strafgesetzbuch, sondern zur 
Waffe. Das ist nun Gott sei Dank vorbei. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sie sind im letzten Jahrhundert! - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wenn Sie so weitermachen, 

Herr von Stetten, kommen wir dahin!) 

- Ich sage doch: Das ist vorbei. Es lohnt sich aber, ein 
bißchen die historischen Zusammenhänge zu ken-
nen. 

Wir wollen keine Offizierskaste mehr, keinen aus 
der Gesellschaft herausgehobenen Soldatenstand. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Unser Leitbild ist der „Bürger in Uniform". 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Ja, genau!) 

Die Ehre des Soldaten in unserer Zeit ist selbstver-
ständlich schutzwürdig und schutzbedürftig - aber 
nicht mehr und nicht weniger als die Ehre jedes an-
deren Bürgers auch. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ein besonderes Strafrecht zum Schutz der Soldaten-
ehre dient den Interessen der Soldaten in einer de-
mokratischen Gesellschaft nicht; denn es hebt die 
Soldaten hervor, und es sondert sie ab. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Eine solche Absonderung hat die Bundeswehr im 
41. Jahr ihres Bestehens wahrlich nicht verdient. Ihr 
großes, im vergangenen Jahr von uns allen gewür-
digtes Verdienst ist gerade ihre Normalität, ihre Inte-
gration in die Gesellschaft. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Deswegen dür

-

fen wir sie auch nicht als Mörder bezeich

-

nen!) 

Darum sollte es für sie kein besonderes politisches 
Strafrecht geben. Vielmehr muß der Bundeswehr zu-
zumuten sein, daß die bereits geltenden Strafge-
setze, die vor Beleidigung, Verleumdung und übler 
Nachrede schützen, auch für sie ausreichen. 

Ich verstehe die Gefühle vieler Soldaten im Zusam-
menhang mit der „Soldaten sind Mörder"-Debatte 
sehr gut. Herr Kollege Rühe, auch in mir ist die kalte 
Wut hochgestiegen, als beim Großen Zapfenstreich 
anläßlich des 40jährigen Bestehens der Bundeswehr 
auf der Bonner Hofgartenwiese die „Mörder! Mör-
der! "-Rufe skandiert wurden. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Ich finde es aber ungeheuerlich - Sie haben das eben 
vielleicht nicht mitbekommen -, wie der Kollege 
Schäuble auf dieses Problem reagie rt  hat. Er hat 
nämlich dazwischen gerufen: „Wo war die nord-
rhein-westfälische Justiz?" Ich frage: Wo waren Sie, 
Herr Verteidigungsminister? Warum haben Sie, 
wenn das so schlimm war, keinen Strafantrag wegen 
Beleidigung gestellt? - Sie haben gute Gründe ge-
habt. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Das ist doch 
Sache der Staatsanwaltschaft!) 

- Es ist ein Antragsdelikt, Herr Kollege; das wissen 
Sie so gut wie ich. - Warum haben Sie es nicht getan, 
Herr Verteidigungsminister? Sie hätten es tun kön-
nen. Ich konnte es nicht tun. Aber der Verteidigungs-
minister, der Generalinspekteur, der auch do rt  ge-
standen hat, hätte es gekonnt. Machen Sie nicht die 
nordrhein-westfälische Justiz für etwas verantwort-
lich, was Sie selbst nicht in Gang gesetzt haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Im übrigen sage ich Ihnen: Diese „Mörder! Mör-
der! "-Rufe bei der Veranstaltung waren eine 
schwere Herabsetzung - keineswegs nur für die Sol-
daten, sondern für die demokratische Gesellschaft in 
unserem Land insgesamt. 

Der Satz, den Tucholsky 1931 geschrieben und den 
Carl von Ossietzky gedruckt hat, nämlich „Soldaten 
sind Mörder", war der - vielleicht überhart formu-
lierte - Ausdruck einer Erfahrung der damaligen 
Zeit, einer Erfahrung, die im Zweiten Weltkrieg noch 
einmal in furchtbarster Weise gesteigert wurde. In 
der Bundesrepublik Deutschland ist diese Erfahrung 
bei der Schaffung der Bundeswehr in einer Weise 
verarbeitet worden, die diesen Satz - heute und auf 
die Bundeswehr und ihre Soldaten bezogen - zu ei-
ner intellektuellen Unmöglichkeit macht - eben weil 
es Kadavergehorsam und weil es verbrecherische Be-
fehle gegeben hat, die befolgt wurden. Dabei macht 
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sich die Mehrheit des Deutschen Bundestages - 
wenn ich Ihnen das bei der Gelegenheit auch noch 
mal sagen darf - leider wenig Sorgen um die Ehre 
derjenigen Wehrmachtsangehörigen, die sich sol-
chen Befehlen widersetzt haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Weil es das alles gab, haben wir ein Soldatenge-
setz, in dem unter § 10 zu den Pflichten des Vorge-
setzten steht: 

Er darf Befehle nur zu dienstlichen Zwecken und 
nur unter Beachtung der Regeln des Völker-
rechts, der Gesetze und der Dienstvorschriften er-
teilen. 

Das heißt: Der Soldat wird nicht über das Recht ge-
stellt, selbst im Krieg nicht. - Es geht noch weiter. 
§ 11 desselben Gesetzes schränkt auch die Gehor-
samspflicht ein: 

Ein Befehl darf nicht befolgt werden, wenn da-
durch eine Straftat begangen würde. 

Diese beiden Bestimmungen sind fundamental für 
den demokratischen und rechtsstaatlichen Charakter 
unserer Armee. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Ich habe das 
bereits ausgeführt!) 

Sie sind zu Gesetzestext gewordene historische Er-
fahrungen. Wer vor diesem Hintergrund Tucholskys 
„Mörder-Zitat" auf die Bundeswehr oder einzelne ih-
rer Angehörigen anwendet, hat von unserer Ge-
schichte und unserer Demokratie nichts beg riffen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Jörg van Essen 
[F.D.P.]: Ziehen Sie doch die Konsequenz 

daraus!) 

Eine ganz andere Sache, verehrter Kollege, sind 
pazifistische Meinungsäußerungen. Ein Angehöri-
ger der Bundeswehr mag es persönlich als kränkend 
empfinden, wenn einer ihm sagt: Soldaten dürfen 
oder müssen im Ernstfall töten. Sie werden sogar 
dazu ausgebildet, es zu können. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Deswegen sind 
sie doch keine Mörder!) 

- Das weiß ich doch. - Ich kann das nicht billigen, 
weil ich das Töten ablehne. Eine solche pazifistische 
Gesinnung wird vom Grundgesetz ausdrücklich ge-
schützt. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das ist 
doch unstreitig!) 

Sie ist die Begründung für die Verweigerung des 
Kriegsdienstes aus Gewissensgründen. 

Wenn wir uns über die Ehre der Soldaten unterhal-
ten, wenn wir darüber sprechen, daß es für Soldaten 
eine Beleidigung ist, im Zusammenhang mit diesem 
Zitat genannt zu werden, dann möchte ich allerdings 
auch darum bitten, daß darauf hingewiesen wird, 
daß es für junge Zivildienstleistende auch eine Belei-
digung ist und auch sie eine schützenswerte Ehre ha

-

ben, wenn ihnen gesagt wird, sie gehörten einer Ge-
neration von Drückebergern und Faulenzern an. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Aber 
das ist doch nicht gleichzusetzen! - Gegen

-

ruf der Abg. Dr. Barbara Hend ricks [SPD]: 
Natürlich! Das sind alles Staatsbürger! Das 

ist also doch gleichzusetzen!) 

- Aber selbstverständlich ist das gleichzusetzen. 

Für den Soldaten, meine Damen und Herren, er-
gibt sich daraus eine Situation - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Verheugen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Penner? 

Günter Verheugen (SPD): Nein, das tue ich nicht. - 
Ach, Entschuldigung! 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Willfried, ich bitte um Entschuldigung. Ich hatte den 
Namen nicht verstanden. Aber ich kann das jetzt 
nicht mehr korrigieren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Nein ist nein. 

Günter Verheugen (SPD): Nein ist nein, tut mir 
leid. 

Für den Soldaten ergibt sich daraus eine paradoxe 
Situation, die für ihn nicht immer leicht zu verstehen 
ist. Er muß ja die pazifistische Gesinnung, die ihn 
und sein Tun ablehnt, nicht nur respektieren und to-
lerieren. Er muß auch bereit sein, eine pazifistische 
Gesinnung unter Einsatz seines Lebens zu verteidi-
gen, weil sein Dienst gerade darin besteht, einen 
Staat zu schützen, zu dessen demokratischer Ord-
nung die Garantie der Meinungsfreiheit und der Ge-
wissensfreiheit unverzichtbar gehört. Das ist viel ver-
langt, meine Damen und Herren. 

Der Verteidigungsauftrag unserer Streitkräfte 
dient dem Schutz der Grundrechte vor Gefährdun-
gen von außen. Als Voltaire seinen berühmten Satz 
„Ich billige Ihre Meinung nicht; aber ich werde mit 
meinem Leben dafür eintreten, daß Sie sie äußern 
können" sagte, gab es noch keine Streitkräfte, die ei-
nen solchen Auftrag hätten erfüllen müssen. Heute 
gibt es sie, und heute könnte es Voltaire geschehen, 
daß er tatsächlich mit seiner Gesundheit und seinem 
Leben für diese seine Überzeugung eintreten muß. 
Insofern glaube ich schon, daß der Beruf des Solda-
ten in unserer Zeit ein besonderes Ethos hat, weit 
entfernt von dem als Soldatenehre getarnten Stan-
desdünkel der Vergangenheit. 

Dieses soldatische Ethos ist schutzwürdig. Aber 
das ist keine Sache des Strafrechts. Meine Damen 
und Herren, für das Ansehen der Bundeswehr oder 
ihrer Soldaten in der öffentlichen Meinung - was im-
mer hier, Herr Bundesjustizminister, mit „öffentlicher 
Meinung" gemeint sein mag; aber so steht es nun 
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einmal im Gesetzentwurf - ist nicht der Strafrichter 
zuständig. Dafür sind wir alle verantwortlich. 

(Beifall bei der SPD - Norbert Geis [CDU/ 
CSU]: Deswegen müssen wir das Gesetz 

machen!) 

Eine demokratische Armee in einer demokrati-
schen Gesellschaft ist nur dann möglich, wenn beide 
die Integration der Streitkräfte in die Gesellschaft 
wollen und fördern. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Dann darf man 
nicht zulassen, daß man sie Mörder nennt!) 

Soldaten haben daher einen Anspruch darauf, daß 
die politisch Verantwortlichen bei der verfassungsge-
mäßen und gesetzestreuen Erfüllung ihres Auftrages 
hinter ihnen stehen. Das ist der Grund, warum wir 
bei vielen Anlässen gerade im vergangenen Jahr der 
Bundeswehr dafür gedankt haben, daß sie gesetzes-
treu und verfassungsgemäß ihren Auftrag erfüllt und 
daß wir eine demokratische Armee in einem demo-
kratischen Staat haben. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Wolfgang Freiherr 
von Stetten [CDU/CSU]: Dann war das ja 

wohl Heuchelei!) 

Ich habe gesagt, zum erstenmal in der deutschen 
Militärgeschichte und in der deutschen politischen 
Geschichte haben wir eine Armee, auf die wir alle 
gemeinsam stolz sein können. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Mehr an politischer Unterstützung, mehr an Verteidi-
gung des besonderen Ethos der Bundeswehr können 
Sie allerdings von der Politik auch nicht verlangen. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Ja, von 
der SPD nicht! Das ist wohl wahr!) 

- Lieber Herr Nolting, übertreffen Sie das erst ein-
mal, und dann können wir wieder darüber reden. 

Eine ernsthafte, in die Tiefe gehende Diskussion 
über die ethischen Grundlagen des Soldatenberufs - 
und der Wehrpflicht übrigens auch -, die ja nach 
dem, was die Wehrbeauftragte vor wenigen Tagen 
bekanntgegeben hat, notwendig wäre, trüge zum 
Ansehen der Bundeswehr jedenfalls mehr bei als der 
Versuch einer strafrechtlichen Sonderbestimmung, 
die noch dazu so konstruiert ist, daß sie den freiheitli-
chen Charakter unseres Staates verändert. Eine Ar-
mee, die auf die Verteidigung der Freiheit vereidigt 
ist, Wehrpflichtige, die auf die Verteidigung der Frei-
heit ein Gelöbnis ablegen, werden in Wahrheit her-
abgesetzt, wenn man ihnen sagt, erst müßte die Frei-
heit beeinträchtigt werden, damit der Soldat sie auch 
schützen kann. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das ist doch ein abstruser Gedanke!) 

Unsere Bundeswehr braucht sich nicht zu verstek-
ken. Sie braucht auch nicht dem Meinungsstreit und 
der Kritik entzogen zu werden. Die Offiziere und Sol-
daten sind sich ihres Wertes sehr wohl bewußt. Sie 

jedenfalls brauchen dieses Gesetz nicht. Im Gegen-
teil, eine solche Gesetzesvorlage ist in Wahrheit ein 
Mißbrauch der Bundeswehr zu sehr durchsichtigen 
politischen Zwecken. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dieses Gesetz wird den Rechtsstaat und die Frei-
heit beschädigen, es wird mit der Bundeswehr aber 
auch genau die Institution beschädigen, die es zu 
schützen vorgibt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat die Kollegin Dr. Barbara 
Höll. Darf ich die Bitte äußern, daß Sie sagen, auf 
welche Rede Sie sich beziehen, damit nicht immer 
Unklarheit in dieser Hinsicht besteht. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Herr Präsident! Recht herz-
lichen Dank für die Worterteilung. Ich beziehe mich 
auf die Rede des Herrn Bundesministers für Verteidi-
gung, weil ich mich mit dieser Rede zu Unrecht ver-
einnahmt fühle. 

Herr Rühe hat in seiner Begründung für den not-
wendigen Ehrenschutz der Soldaten ausgeführt, daß 
wir alle, das heißt alle Mitglieder dieses Parlaments, 
die Soldaten unter anderem nach Ex-Jugoslawien 
entsandt hätten. Hierzu möchte ich eindeutig fest-
stellen, daß ich mich auf dem Boden des Grundgeset-
zes bewege. Ich anerkenne die Wehrpflicht, aber 
sehe im Grundrechtskatalog gleichzeitig die Mög-
lichkeit der Kriegsdienstverweigerung. Auf dieser 
politischen Grundlage trete ich - wie viele Kollegin-
nen und Kollegen der PDS - für die Abschaffung der 
Wehrpflicht ein. 

Wir - auch ich - haben in allen Abstimmungen die-
ses Bundestages zu diesem Thema gegen die Entsen-
dung deutscher Soldaten außerhalb des NATO-Ge-
bietes, nach Somalia, aber auch nach Ex-Jugosla-
wien, votiert. Aus diesem Grunde ist, so denke ich, 
der von Ihnen hergestellte Zusammenhang nicht 
richtig, weil er impliziert, daß das gesamte Haus Ih-
ren Befehl unterstützen würde, die Soldaten dahin zu 
entsenden. 

Als letztes lassen Sie mich dazu noch ausführen: 
Ich würde mir wünschen, an Stelle dieser sehr wider-
sprüchlichen Diskussion heute eine Diskussion in 
Deutschland zu führen, in der man reflektiert, daß 
die Bundesrepublik Deutschland der zweitgrößte 
Waffenexporteur der Welt ist. 

(Erich G. Fritz [CDU/CSU]: Schon wieder!  - 
Dr.  Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 

CSU]: Das hat nichts damit zu tun!) 

Ich glaube, es wäre notwendig, eine Devise aufzu-
greifen, die in der DDR leider unterdrückt wurde: 
Schwerter zu Pflugscharen, Frieden schaffen ohne 
Waffen! Ich wünschte, daß sich die Bundesrepublik 
Deutschland dies zu eigen macht und dies mit den 
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Emotionen und in der Ausführlichkeit diskutiert, wie 
das heute in dieser Debatte der Fall ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Höll, bleiben Sie bei der Sache! 

Dr. Barbara Höll (PDS): Entschuldigung. - Ab-
schließend möchte ich sagen, daß ich mich aus die-
sem Grunde zu Unrecht vereinnahmt fühle und das 
in der Öffentlichkeit klargestellt wissen möchte. 

Ich danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wird die Gegen-
rede gewünscht? - Nein. Dann hat der Kollege Paul 
Breuer, CDU/CSU, das Wo rt . 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In der vergange-
nen Woche hat die Wehrbeauftragte des Deutschen 
Bundestages, Claire Marienfeld, ihren Jahresbericht 
1995 dem Parlament zugeleitet und veröffentlicht. In 
diesem Jahresbericht ist ein, so meine ich, sehr nach-
denkenswertes Beispiel erwähnt - ich zitiere von der 
Seite 7 des Berichtes -: 

Ein Soldat berichtete, daß sein Kind, als es in der 
Schule vom Lehrer nach dem Beruf des Vaters ge-
fragt wurde und wahrheitsgemäß „Soldat" ant-
wortete, vom Lehrer vor den Mitschülern zu hö-
ren bekam: „Also auch so ein Mörder" . 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 
Unglaublich! - Winfried Nachtwei [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hat der Vater 
Anzeige erstattet?) 

Dann stellt sie weiter fest: 

So etwas haben unsere Soldaten und ihre Fami-
lien nicht verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Sie können sich 
nicht dagegen wehren! - Winfried Nacht

-

wei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dafür 
braucht man doch kein Gesetz!) 

Meine Damen und Herren, versuchen wir einmal 
gemeinsam, uns in die Lage dieses Kindes zu verset-
zen und zu fragen: Was geht im Kopf dieses Kindes 
vor? Dieses Kind erfuhr offensichtlich in der Schule 
keinen Schutz - ganz im Gegenteil. 

(Otto Schily [SPD]: Herr Breuer, Sie haben 
vollkommen recht, aber dann müssen Sie 
etwas gegen den Lehrer unternehmen! - 
Volker  Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie glauben, das sei gegenwärtig 
nicht strafbar?) 

Was geht in dieser Familie vor? Sie sieht nur die 
Möglichkeit, die Wehrbeauftragte des Deutschen 
Bundestages anzurufen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da ist sie arm dran!) 

Sie wendet sich an dieses Parlament, und dieses Par-
lament hat Antworten zu geben, und zwar klare Ant-
worten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Otto  Schily [SPD]: Da hätte der Disziplinar

-

vorgesetzte des Lehrers eine Antwort geben 
müssen!) 

Ich habe am Tag nach der Feier zu Ehren des vier-
zigjährigen Bestehens der Bundeswehr, die im Bon-
ner Hofgarten abgehalten wurde, hier im deutschen 
Parlament gefragt: Was geht eigentlich im Kopf eines 
jungen Soldaten vor, der dort die Rufe „Mörder! Mör-
der! " ertragen mußte? 

(Abg. Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Paul Breuer (CDU/CSU): Nein. 

Ich frage weiter: Was geht heute im Kopf dieses 
jungen Soldaten vor, wenn er feststellen muß, daß 
keiner dieser „Mörder! Mörder! " -Rufer vom Bonner 
Hofgarten rechtlich belangt werden kann? Das ist 
nämlich die Tatsache, meine Damen und Herren. 

Die Notwendigkeit ist, daß der Deutsche Bundes-
tag zu klaren Gesetzen kommt und damit der deut-
schen Öffentlichkeit und der Strafjustiz eine klare 
Orientierung gibt. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Jetzt wissen wir, warum die Verweige

-

rungszahlen zunehmen!) 

Herr Kollege Verheugen, Sie haben den Bundes-
präsidenten für sich in Anspruch genommen und ihn 
zitiert. Ich habe im Zwischenruf gefragt: „Und wei-
ter?" Sie sagten: „Zitat Ende. " Ich erweitere Ihr Zitat. 
Der Bundespräsident stellte fest: „Es ist mein 
Wunsch, daß alle maßgeblichen Stellen dem Ehren-
schutz unserer Soldaten den ihm zustehenden hohen 
Stellenwert einräumen. " 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Die erste Stelle, die diesen Stellenwert einräumen 
muß, ist das deutsche Parlament mit der Gesetzge-
bung, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Günter Verheugen [SPD]: Das hat die Wehr

-

beauftragte gesagt!) 

- Herr Kollege Verheugen, lesen Sie den Be richt der 
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages nach, 
die sich im Zusammenhang mit der Rede des Bun-
despräsidenten auf der 35. Kommandeurtagung der 
Bundeswehr genau damit auseinandersetzt. 

(Günter Verheugen [SPD]: Sie haben falsch 
zitiert! Die Abführungszeichen stehen vor 

diesem Satz!) 
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Sie haben gesagt, Herr Kollege Verheugen: Wir 

wollen keinen herausgehobenen Soldatenstand. Ich 
sage Ihnen: Wir von der CDU/CSU wollen auch kei-
nen herausgehobenen Soldatenstand; aber wir wol-
len, daß die Soldaten der Bundeswehr, die auf der 
Basis des Grundgesetzes ihren Dienst tun, die sich 
den Auftrag nicht selbst geben, sondern ihn vom 
deutschen Parlament bekommen, den Ehrenschutz 
erfahren, der notwendig ist. Das ist nur durch klare 
Gesetzgebung möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagen, Herr Kollege Verheugen, wer so agiere, 
wie wir es tun, der hebe die Soldaten hervor und son-
dere sie ab. Ich bin erstaunt. Sie verwechseln Ursa-
che und Wirkung. 

Derjenige, der die Soldaten beleidigt, sondert sie 
ab, und derjenige, der sie in Schutz nimmt, integ riert 
sie in die Solidarität unserer Gesellschaft, meine Da-
men und Herren. 

Wer bei einem öffentlichen Gelöbnis der Bundes-
wehr ein Transparent „Soldaten sind Mörder" zeigt 
oder „Mörder! " -Rufe anstimmt, trifft natürlich die 
Soldaten unserer Bundeswehr. Ich behaupte, er will 
sie auch treffen, sonst niemanden. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Aber 
natürlich!) 

Er will genau die Soldaten treffen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Und wir können 
ihn nicht verfolgen!) 

Die Beleidigung, Herr Kollege Schily, kommt an, 
egal, wie die Äußerung gemeint war - angeblich ge-
meint war. 

Es geht darum, zu einer klaren Gesetzgebung zu 
kommen, um der deutschen Strafjustiz und der Pra-
xis in unserer Gesellschaft eine klare Orientierung zu 
geben. Wer das nicht zur Kenntnis nehmen will, ar-
gumentiert auf irgendeiner theoretischen Ebene, 
aber nicht in der Realität unserer Gesellschaft. 

Unsere Soldaten und der weitaus größte Teil unse-
rer Bevölkerung - im übrigen nach meinem Empfin-
den und nach meiner Erfahrung auch der weitaus 
größte Teil der Sozialdemokraten in Deutschland - 
sind sich dieses Zusammenhangs voll bewußt. Die 
Menschen haben ein sehr feines Gefühl für die Reali-
tät. 

Es kommt nicht von ungefähr, daß viele Menschen 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 10. Oktober 1995 nicht verstanden haben. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Ich kann sie 
auch nicht verstehen!) 

Sie stößt auf Unverständnis. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie ist in der Praxis nicht nachvollziehbar und nicht 
begreifbar. 

Die Zielsetzung des Deutschen Bundestages muß 
es sein, nicht im Widerspruch zum Verfassungsge-
richt, sondern in der Orientierung daran - wir sind 

der Gesetzgeber und niemand anders - klar und 
deutlich zu wirken. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Günter Verheu-
gen. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist schon wichtig, daß der 
Bundespräsident in einer solchen Debatte absolut 
richtig zitiert wird. Die Rede des Bundespräsidenten 
vom 15. November 1995 auf der 35. Komman-
deurtagung der Bundeswehr endet, was diesen Teil 
angeht, genau an der Stelle, die ich zitiert habe. 

Die Wehrbeauftragte hat in ihrem Bericht - Druck-
sache 13/3900 - aus der Rede des Bundespräsidenten 
mehrere Sätze zitiert und das Zitat durch Anfüh-
rungszeichen am Anfang und Abführungszeichen 
am Ende kenntlich gemacht. Es heißt am Schluß: 

Ergänzend führte er 

- der Bundespräsident - 

aus: „Entscheidend ist nun allerdings, was die 
Strafgerichte aus den Richtlinien des Bundesver-
fassungsgerichtes machen". 

Dann sagt sie, die Wehrbeauftragte: 

Es ist mein Wunsch, daß alle maßgeblichen Stel-
len dem Ehrenschutz unserer Soldaten den ihm 
zustehenden hohen Stellenwert einräumen. 

Das ist der Satz der Wehrbeauftragten und nicht des 
Bundespräsidenten. Ich lege großen Wert darauf, daß 
ich den Bundespräsidenten vollständig und korrekt 
zitiert habe. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Gegen-
rede. Zu einer weiteren Kurzintervention hat der Kol-
lege Otto Schily das Wo rt . 

Otto Schily (SPD): Herr Minister Rühe und Herr 
Kollege Breuer, ich will ungeachtet des polemischen 
Tons, den auch ich angeschlagen habe und den Sie 
erwidert haben, vorweg sagen, daß ich Ihr Engage-
ment für die Bundeswehr und deren Ehrenschutz zu 
würdigen weiß. 

Der Kollege Rühe hat sich vor die Soldaten der 
Bundeswehr gestellt und auf ihren riskanten Auftrag 
hingewiesen. Darin gebe ich ihm völlig recht. Unser 
Meinungsunterschied, Herr Rühe und Herr Breuer, 
liegt allein da rin, daß Sie nach meiner Überzeugung 
in unverantwortlicher Weise in der Öffentlichkeit den 
Eindruck verstärken, der von einigen hervorzurufen 
versucht wird, daß nach geltendem Recht der Ehren-
schutz von Soldaten nicht gesichert sei. 

Das Strafgesetzbuch stellt die Beleidigung von 
Bundeswehrsoldaten als einzelnen und der Bundes- 
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wehr als Ganzem unter Strafe. Es ist nicht Sache des 
Bundestages, die Rechtsanwendung vorzugeben. 
Das wiederum ist Sache der einzelnen Gerichte. 

Ich möchte noch einmal den Bundespräsidenten 
aus seiner Rede auf der 35. Kommandeurtagung zi-
tieren. Er hat dort folgendes gesagt: 

Lassen Sie mich jetzt in diesem Zusammenhang 
einige Worte zum jüngsten Stand der unglückse-
ligen „Mörder"-Debatte sagen. Es mag ja sein, 
daß Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts nicht immer ganz leicht zu lesen sind. Auf 
Grund meines beruflichen Werdegangs bin ich 
aber ziemlich sicher, daß ich sie jedenfalls nicht 
völlig falsch verstehe, und da sagt mir die Lektüre 
des Beschlusses vom 10. Oktober 1995 zunächst 
einmal ganz einfach folgendes: Es kann bestraft 
werden, wer konkrete Soldaten einfach deshalb, 
weil sie Soldaten sind, als Mörder bezeichnet, 
und es kann sogar bestraft werden, wer die Bun-
deswehr als Ganzes ... als Mörder bezeichnet. 

Das ist die angeblich „graue Theorie" des Bundes-
präsidenten, der auch einmal Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts war. Ich muß Ihnen sagen: Ich 
traue dem Urteil des Bundespräsidenten mehr als 
dem, was einige hier gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gegenrede, Herr 
Kollege Breuer. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Schily, der 
Bundespräsident - ich habe diese Rede persönlich 
miterlebt - hat nach meinem Verständnis den Ver-
such unternommen, im Zusammenhang mit dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts eine klarstel-
lende Interpretation zu geben. Das war sein Versuch. 

(Otto Schily [SPD]: Nein, er hat den Inhalt 
wiedergegeben! - Walter Kolbow [SPD]: Er 

wollte Gesellschaftsfrieden stiften!) 

Aber die Rechtspraxis ist die, daß ein amtierender 
Amtsrichter öffentlich in flehentlicher Weise sagt: 
Gebt mir rechtliche Orientierung! Ich komme mit die-
sem Orientierungsrahmen des Verfassungsgerichts 
nicht klar. - Das ist doch die Realität. Das haben wir 
als Gesetzgeber zur Kenntnis zu nehmen und hier für 
eine entsprechende klare Gesetzgebung zu sorgen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zurufe von der SPD und 

der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es wäre mir lieb, 
wenn der Dialog von einer Bank zur nächsten etwas 
milder sein könnte, damit die Rednerin eine Chance 
hat. 

Das Wort hat die Kollegin Angelika Beer, Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Minister Schmidt-Jortzig, die Vielfalt der unter-
schiedlichsten und zum Teil widersprüchlichen Be-
gründungen für die Notwendigkeit Ihrer heute dis-
kutierten Gesetzesvorlage aus dem eigenen Regie-
rungslager zeigt, glaube ich, daß heute eigentlich 
eine Diskussion geführt werden müßte, die deutlich 
eine ablehnende Begründung gegen die Absicht der 
Regierung formuliert, dogmatische Verfassungsge-
richtsschelte nun durch eine „Lex Bundeswehr" mit 
Regierungsmehrheit vom Parlament absegnen zu las-
sen. Wir brauchen eine Debatte über das Demokra-
tieverständnis ebendieser Bundesregierung. Wir wei-
sen den Versuch der Einschränkung der Meinungs-
freiheit zurück. 

Der Kollege Breuer, der gerade gesprochen hat, 
war mit dem Strafmaß von drei Jahren noch gar nicht 
zufrieden. Er wollte fünf Jahre Strafmaß. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Das stimmt nicht!) 

Es ist kein Zufall, daß gerade jetzt die Debatte um 
diesen sogenannten Ehrenschutz der Soldaten ge-
führt, hochgekocht und stilisiert wird. 

Die Bundeswehr wird umgerüstet, um potentiell 
weltweit einsetzbar zu sein. Sie wird zum normalen 
Mittel deutscher Außenpolitik. Dies läßt sich viel-
fach in Zitaten des Kanzlers, des Verteidigungsmini-
sters und auch anderer Koalitionsmitglieder nach-
weisen. Die Folge davon ist - das wird keiner bestrei-
ten -, daß die Soldaten realitätsnah für Kampfsitua-
tionen ausgebildet werden. Der deutsche Soldat wird 
wieder kämpfen und kämpfen müssen. Deutsche 
Soldaten werden töten müssen. Sie werden wieder 
das Risiko eingehen, getötet zu werden. Das ist eine 
Tatsache, die Grundlage für eine sachliche Debatte 
ist. 

Bundeswehrsoldaten sind keine Mörder. Darüber 
brauchen wir uns hier überhaupt nicht zu streiten. 
Eine pauschale Diffamierung von Bundeswehrsolda-
ten, insbesondere von Individuen, lehnt meine Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen eindeutig ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf von der SPD: Das ist gut zu hören!) 

Es paßt nicht - das ist jetzt der Hintergrund dieser 
Debatte - in das Konzept der Bundesregierung, daß 
der nationale Wehrwille noch fehlt. Die Bundesrepu-
blik hat sich als zivile Gesellschaft entwickelt, der 
das Militär von oben aufgedrückt wurde. Darüber 
geriet die Regierung in Begründungsnöte. 

Aus dem deutschen Nazismus haben die Bürger 
unseres Landes die Lehre gezogen, daß Krieg kein 
Mittel der Politik sein darf. Deshalb und vor dem 
Hintergrund der Neuorientierung der Bundeswehr 
auf Kampf- und Kriegseinsätze im Ausland brauchen 
wir eine offene Diskussion in unserer Gesellschaft, 
eine Diskussion, die ohne Strafandrohung über den 
Auftrag der Bundeswehr, deutsche Interessen not-
falls auch mit Waffengewalt umzusetzen, geführt 
werden können muß: in der Gesellschaft und hier im 
Parlament. 

Die Bundesregierung will dies verhindern: Deser-
teuren des Zweiten Weltkriegs wird die Anerken-
nung verweigert, Zivildienstleistende werden als 
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Drückeberger diffamiert, Pazifistinnen und Pazifisten 
sogar mit dem Vorwurf, sie hätten Auschwitz und 
Srebrenica gar erst möglich gemacht, in unerträgli-
cher Weise verunglimpft. Nun will die Koalition, wol-
len die Konservativen und Neoliberalen mit staats-
autoritären Mitteln diese Kritikerinnen und Kritiker 
mundtot machen. Diese „Lex Bundeswehr" werden 
wir versuchen mit allen Mitteln zu verhindern. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es muß mög-
lich sein, die bedrohliche Entwicklung der Außenpo-
litik zu diskutieren. Militär verträgt keine Kritik. Wir 
wissen das. Innere Führung war immer umstritten. 
Oft ist bis in die jüngste Zeit versucht worden, auf 
alte, nicht gerade positive Werte zurückzukommen. 

Ich möchte zum Schluß darauf hinweisen, daß das 
NATO-Mitglied Türkei, von dessen Armee Teile sehr 
wohl als Mörder und mit dem Satz „Soldaten sind 
Mörder" bezeichnet werden müssen, wenn sie gegen 
die Zivilbevölkerung vorgehen, eine ähnliche „Lex 
Bundeswehr" in der Strafgesetzgebung hat, die die 
Diskreditierung ebendieser Sondereinheiten unter 
Strafe bis zu sechs Jahren stellt. Herr Schmidt-Jort-
zig, Sie tun unserer Armee keinen Gefallen, wenn 
Sie mit Ihrem Vorschlag initiieren, daß die Bundes-
wehr ähnliche Aufträge durchführen würde. Unsere 
Bundeswehr braucht diesen Schutz nicht, weil sie 
diese Aufträge nicht hat und auch nicht durchführen 
wird. 

Ich zitiere am Ende den Satz von Tucholsky - ich 
denke, er sollte hier einmal fallen -, der von der Koa-
lition für diesen Gesetzentwurf mißbraucht wird. Ich 
zitiere diesen Satz, um meinen Respekt vor diesem 
Vertreter eines anderen Deutschlands, eines demo-
kratischen und antifaschistischen Deutschlands, aus-
zudrücken. Es ist der Satz, der das Handeln der Sol-
daten vor den Greueln des Ersten Weltkrieges, des 
ersten europäischen Massenmordes in diesem Jahr-
hundert, bewertet: 

Da gab es vier Jahre lang ganze Quadratmeilen 
Landes, auf denen war Mord obligatorisch, wäh-
rend er eine halbe Stunde davon entfernt ebenso 
streng verboten war. Sagte ich: Mord? Natürlich 
Mord. Soldaten sind Mörder. 

So Kurt Tucholsky am 4. August 1931. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Freiherr von Stetten, CDU/CSU. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Es 
ist beschämend, was die letzte Rednerin insgesamt 
gesagt hat. Ich muß auch sagen, die Debatte wurde 
dem zugrunde liegenden Sachgegenstand über-
haupt nicht gerecht. 

(Gerhard Zwerenz [PDS]: Das fand ich aber 
gar nicht beschämend!) 

- Herr Zwerenz, das kann ich mir vorstellen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Tucholsky ist Literatur und nicht 

beschämend!) 

Die Debatte heute und die Gesetzesinitiative der 
CDU/CSU- und F.D.P.-Fraktionen zum Ehrenschutz 
unserer Soldaten ist deswegen notwendig geworden, 
weil das Bundesverfassungsgericht die Chance, 
seine zumindest mißverständliche Beschlußfassung 
vom August 1994 klarzustellen, in der Entscheidung 
vom 10. Oktober 1995 verpaßt hat. Dies ist bedauer-
lich, weil das höchste Ge richt dadurch und in Verbin-
dung mit verschiedenen anderen Urteilen und Be-
schlüssen an Ansehen verloren hat; dies übrigens 
weniger wegen der Ergebnisse, sondern insbeson-
dere wegen unverständlicher Leitsätze und für Laien 
nicht nachvollziehbarer Begründungen. 

(Otto Schily [SPD]: Das ist ja interessant! 
Jetzt treten die wahren Absichten zutage!) 

Das Verfassungsgericht muß lernen, daß es nicht frei-
schwebend im luftleeren Raum für juristische Kolle-
gien und Seminare urteilt, sondern, wenn es sich 
schon für befugt hält, in kleine und kleinste juristi-
sche Fragen einzusteigen, dies in einer für Bürger 
verständlichen und nachvollziehbaren Form tun 
muß. Dies müßte bei so viel massiertem, hochqualifi-
ziertem Sachverstand eigentlich möglich sein. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zur Sache!) 

Das hohe Gericht muß sich auch fragen lassen, ob 
es sich nicht immer mehr zu einem letzten Tatsa-
cheninstanzgericht herabwürdigt, wenn es Tatsa-
chenfeststellungen der hohen und höchsten Landes-
und Bundesgerichte in Frage stellt. In nahezu einem 
Dutzend Entscheidungen hat das Bundesverfas-
sungsgericht selbst entschieden, daß die Feststellung 
und Würdigung des Tatbestandes und die Ausle-
gung und Bewe rtung einfachen Rechts sowie seine 
Anwendung auf den jeweils einzelnen Fall allein Sa-
che des dafür allgemein zuständigen Gerichts ist und 
das Verfassungsgericht nicht zu einer Nachprüfung 
befugt ist. Das Verfassungsgericht ist kein Rechtsmit-
telgericht. An diese eigene Erkenntnis hält sich das 
Gericht nicht. Dies hat - überzeugend und sehr 
schlüssig - die Richterin am Bundesverfassungsge-
richt, Frau Dr. Haas, in ihrem Minderheitsvotum aus-
geführt. Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Die Folgen der beiden Entscheidungen waren ein 
ungeahnter Wildwuchs an Beleidigungen von Solda-
ten und der Bundeswehr, indem man sich fälschlich, 
aber eben doch auf das Bundesverfassungsgericht 
berief. Wörtlich wurde auf die Begründung zurück-
gegriffen, auf die allgemeine Meinungsfreiheit ge-
pocht und erklärt, man meine ja nicht den einzelnen 
oder die Gruppe Soldaten, erst recht nicht die Bun-
deswehr, aber das Soldatenhandwerk im allgemei-
nen und alles im übrigen nur literarisch. Aber es wa-
ren eben die Soldaten, die auf der Straße und in Zü-
gen offen verhöhnt und beleidigt wurden, und es wa- 
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ren Staatsanwälte, die Verfahren nicht angefangen 
oder zurückgewiesen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist die nackte Tatsache. Alles andere ist graue 
Theorie. 

Als Politiker können wir nicht zulassen, daß unsere 
Soldaten Freiwild für Beschimpfungen sind. Schon 
von unserem grundgesetzlichen Auftrag her sind wir 
verpflichtet einzugreifen. Ziel war es, einen Weg zu 
finden, um für die Zukunft sicherzustellen, daß un-
sere Bundeswehr und ihre Soldaten nicht straflos mit 
oder ohne Zitat, mit oder ohne Umgehung als Mörder 
bezeichnet oder mit Mördern verglichen werden. 

Ich will es noch einmal wiederholen: Wer bei dem 
Großen Zapfenstreich anläßlich des 40jährigen Be-
stehens unserer Bundeswehr in Bonn anwesend war 
und die kreischenden, hysterischen „Mörder!" -Rufe 
einer kleinen Gruppe hörte, die in die Dunkelheit 
gellten, wird dies nicht vergessen. Er wird diese 
„Mörder!" -Rufe wohl kaum mit der Soldateska zum 
Beispiel in Burundi oder Sarajevo in Verbindung 
bringen. Sie waren eine gezielte Verunglimpfung 
und Schmähkritik der angetretenen Soldaten der 
deutschen Bundeswehr und der Bundeswehr als In-
stitution. 

Wenn unter diesen johlenden Straftätern auch Ab-
geordnete des Deutschen Bundestages gewesen sein 
sollten, dann ist das eine Schande. Diese haben sich 
entweder als Täter, Anstifter oder Gehilfen ebenfalls 
einer Straftat schuldig gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Leider sind diese Dinge - wie wir hier heute ausge-
führt haben - nicht zu ahnden. 

Wir können und wollen das nicht hinnehmen. Die 
Rechtspolitiker der CDU/CSU und der F.D.P. hatten 
übrigens im Januar mit einer ganzen Reihe von Ver-
fassungsrichtern eingehende Gespräche, in denen 
wir auch die umstrittenen Urteile ansprachen. Wir 
wurden geradezu ermuntert, als Gesetzgeber tätig zu 
werden, wenn wir ein anderes Ergebnis wünschten. 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Genau so ist es!) 

Dies tun wir heute. Dabei haben wir verschiedene 
rechtliche Wege abgeklopft. 

So habe ich zum Beispiel vor einem Jahr vorge-
schlagen, § 130 StGB zu ergänzen und ein Umge-
hungshindernis entsprechend § 86a Abs. 2 StGB ein-
zubauen. In zahlreichen Gesprächen mit den Vertei-
digungspolitikern, dem Verteidigungsministerium 
und den Länderministerien haben wir dann aber die 
Sache sozusagen zunächst auf Eis gelegt, in der Er-
wartung - leider vergeblich -, daß das Bundesverfas-
sungsgericht seine Haltung erläutere. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege von 
Stetten, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen von Einsiedel? 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): 
Nein. 

Nachdem dies nicht geschehen war, die Beleidi-
gungen und Verleumdungen der Soldaten zunah-
men und ihren Höhepunkt beim Großen Zapfen-
streich im Hofgarten von Bonn fanden, wurde be-
schlossen, gesetzliche Schritte einzuleiten. Professor 
Rupert Scholz und andere prüften mit gewichtigen 
Gründen, den Ehrenschutz in einem neuen § 187b 
StGB zu regeln, wobei wir von der CDU/CSU sehr 
ernsthaft über die Möglichkeit der Aufnahme der 
Polizei zusätzlich zu den Soldaten nachgedacht 
haben. 

Wir haben uns dann aber einstimmig - aus ebenso 
wichtigen Gründen - in der Verhandlungskommis-
sion mit dem Minister auf die Formulierung des 
neuen § 109b StGB, der Ihnen vorliegt, geeinigt. Da-
mit haben wir dokumentiert, daß wir mit zahlreichen 
Gerichten der unteren, mittleren und höchsten In-
stanzen der Meinung sind, daß im Grunde genom-
men die Bestimmungen der §§ 185 ff. StGB - Beleidi-
gung, üble Nachrede oder Verunglimpfung - reichen 
würden, wenn sie richtig angewandt würden. Dem 
ist leider nicht so. Deswegen müssen wir handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Abg. Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
unterhält sich mit Abg. Paul Breuer [CDU/ 

CSU]) 

- Herr Fischer, würden Sie bitte einmal Ihr Gequat-
sche sein lassen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege von 
Stetten, das Wort „Gequatsche" höre ich nicht so 
gerne. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Ich 
nehme das Wort „Gequatsche" zurück; ich be-
zeichne es als ein leises, nettes Säuseln. Entschuldi-
gung. 

Durch den neuen Straftatbestand des § 109b StGB 
wurde der erweiterte Ehrenschutz in den Fünften 
Abschnitt „ Straftaten gegen die Landesverteidi-
gung" aufgenommen und der Ehrenschutz nun aus-
drücklich auf die Verfassungsinstitution „Bundes-
wehr" entsprechend unserem politischen Willen aus-
gedehnt. 

Art. 5 Abs. 1 des Grundgesetzes garantiert das 
Recht auf freie Meinungsäußerung. Viele übersehen 
aber oder verschweigen bewußt - dazu möchte ich 
beinahe Herrn Schily und Herrn Beck zählen -, daß 
Art . 5 Abs. 2 des Grundgesetzes deutlich sagt: Diese 
Rechte finden ihre Schranken in den Gesetzen. 

(Otto Schily [SPD]: Ja, selbstverständlich!) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich auf die 
Literatur beruft, dann kann das nicht immer als Aus-
rede gelten. Wenn ich zum Beispiel im Hinblick auf 
bestimmte Volksgruppen Lessing aus „Nathan der 
Weise" zitieren würde, würde Ihnen das Blut in den 
Adern gefrieren. 

Die gesetzlichen Schranken haben wir mit diesem 
Gesetz verdeutlicht. Dies sind wir unseren Soldaten, 
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aber auch den Müttern, Vätern, Ehefrauen und  Kin

-

dern unserer Soldaten und Wehrpflichtigen schuldig, 
weil ihre Söhne, Ehemänner und Väter keine Mörder 
sind. 

Der Wehrdienst ist gemäß Art . 12 a des Grundge-
setzes die Pflicht für junge Männer, der Ersatzdienst 
die Ausnahme. Tatsächlich ist dies heute bei den ho-
hen Zahlen der Ersatzdienstleistenden nicht mehr 
der Fall. Das hat auch damit zu tun, daß sich junge 
Männer eben nicht ohne strafrechtliche Abwehrmög-
lichkeit als Mörder beschimpfen lassen wollen. 

Ein Staat ist verpflichtet, seinen jungen Bürgern, 
die er zur Wehrpflicht verpflichtet und die damit ei-
nen Dienst für die Allgemeinheit leisten, den not-
wendigen Schutz ihrer persönlichen Ehre vor Verun-
glimpfung und Beleidigung zukommen zu lassen. 

Ich würde mich auch gegen die Verunglimpfung 
oder Beleidigung von Wehrdienstverweigerern stel-
len, wenn es denn nötig wäre, weil ich weiß, daß sie 
teilweise schwere und schwerste Arbeit leisten und 
in vielen Bereichen we rtvolle Mitarbeiter sind. 

Wehrdienstverweigerer sollten aber nicht so tö-
richt sein, sich vor den Karren politischer Hetzer 
spannen zu lassen. Denn beide leisten aus Gewis-
sensgründen einen Dienst: der eine seinen vom 
Grundgesetz vorgesehenen Wehrdienst, der andere 
seinen vom Grundgesetz zugelassenen Ersatzdienst. 
Sie sollten gemeinsam gegen die protestieren, die 
gar keinen Dienst leisten. 

Dabei sei daran erinnert: Es waren nicht die Pazifi-
sten, die die Abrüstung gebracht haben. Es war die 
klare und unmißverständliche Politik Kanzler Kohls 
und der Koalition von CDU/CSU und F.D.P. beim 
NATO-Nachrüstungsbeschluß, die es ermöglicht hat, 
daß die Raketen abgebaut wurden. 

(Otto Schily [SPD]: Jetzt aber zur Sache! 
Herr Präsident!) 

Dies war der Anfang der f riedlichen Befreiung Ost-
europas, der Wiedervereinigung und des Abzuges 
der sowjetischen Armee. Sie, die Sie sich heute 
künstlich über den Gesetzentwurf aufregen, sind 
doch mit Ihren Umarmungen der SED und der 
Machthaber den Friedensbewegungen in der ehe-
maligen DDR in den Rücken gefallen. Auch Sie ha-
ben Ihre Freiheit der NATO und der Bundeswehr zu 
verdanken. 

Mit diesem Gesetzentwurf wollen wir die Ehre und 
Würde unserer Soldaten vor militanten und unein-
sichtigen Verleumdern schützen. Wir wollen ein poli-
tisches Signal an die derzeitigen, die früheren und 
die zukünftigen Soldaten senden, daß wir uns vor sie 
stellen und zu ihnen halten und daß sie nicht - auch 
nicht im entferntesten - ungestraft als Mörder be-
schimpft werden dürfen. Dazu soll dieses Gesetz die-
nen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  für 
eine Kurzintervention hat der Kollege Breuer. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident, ich muß 
dem Kollegen Verheugen eine Antwort auf die Frage 
des Zitats geben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Entschuldigung, 
Herr Kollege Breuer! Das geht nicht. Es gibt die Mög-
lichkeit der Kurzintervention auf einen Redebeitrag, 
aber nicht auf eine Kurzintervention. So steht es in 
unserer Geschäftsordnung, und an die wollen wir 
uns halten. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Dann lassen Sie 
mich kurz feststellen: Herr Verheugen hat 

recht, aber der Bundespräsident auch!) 

- Nein, nein! Auch nicht „kurz feststellen" ! Regeln 
sind dazu da, daß sie eingehalten werden. Gerade in 
einer solchen Debatte sollten Sie das einsehen. 

Dann hat jetzt die Kollegin Däubler-Gmelin, SPD

-

Fraktion, das Wort . 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Vielleicht kann ich dem 
Kollegen Breuer - sozusagen in Amtshilfe - zur Seite 
springen. Er wollte sagen, der Kollege Verheugen 
habe recht, und der Bundespräsident habe auch 
recht. Damit das für das Protokoll erhalten ist, glaube 
ich, sollte man das wiederholen. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: In diesem Punkt!) 

- Ja, natürlich, in diesem Punkt. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Aber 
nur in diesem Punkt!) 

Meine Damen und Herren, nachdem in dieser De-
batte ziemlich viel an Unfug geredet und ziemlich 
viel an falschen Behauptungen aufgestellt und er-
neuert wurde, möchte ich gerne vier Punkte deutlich 
machen. Meine Bitte ist, daß Sie vielleicht doch noch, 
obwohl es spät geworden ist, dem einen oder ande-
ren Ihr Ohr leihen. 

Der erste ist die Feststellung: Wer beleidigt, ver-
dient unsere Verachtung. Wir stehen auf der Seite 
der Opfer der Beleidigung, die unterstützen wir. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das gilt für die Solda-
ten und die Bundeswehr, wenn das Zitat „Soldaten 
sind Mörder" auf sie angewandt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das gilt aber auch für die Richter und das Bundes-
verfassungsgericht, wenn hier, zumal aus den Rei-
hen christdemokratischer Politiker, die es besser wis-
sen müssen, Beleidigungen an ihre Adresse gerichtet 
und ständig wiederholt werden. 

Es gilt zum dritten auch - lassen Sie mich das noch 
einmal sagen -, wenn Zivildienstleistende als eine 
Generation von Egoisten dargestellt werden. 

Ihnen, Frau Marienfeld, möchte ich sagen: Sie 
müssen sich einmal überlegen, wie das auf junge 
Leute wirkt, die - übrigens auch auf Grund einer 
Verpflichtung der Verfassung und des Grundgeset- 
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zes - zum Beispiel beim Deutschen Roten Kreuz mo-
natelang Tag und Nacht Menschen retten, wenn Sie 
dann im letzten Sommer - Rüdiger Moniac von der 
„Welt" hat übrigens gesagt, Sie hätten ihm bei einem 
Segeltörn im Mittelmeer Ihre Stellungnahme erläu-
tert - hören müssen, sie, die Zivildienstleistenden, 
seien eine Generation von Egoisten und von Indivi-
dualisten, die ihr persönliches Wohlergehen dem Ge-
meinsinn vorzögen. Sie mögen das vielleicht nicht als 
Beleidigung gemeint haben, aber in dem Sinne Ihres 
neuen Gesetzes, Herr Bundesjustizminister, war das 
allemal dazu geeignet, eine Beleidigung zu sein. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sie hören bei 
manchen Dingen einfach nicht hin!) 

Das gehört einfach aus der Welt. Einmal muß das 
klargestellt werden. 

Zweitens. Beleidigungen sind schon lange strafbar. 
Dies hat auch Karlsruhe festgestellt. 

(Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin! 

Herta Däubler-Gmelin (SPD): Noch einen kleinen 
Moment bitte. Ich möchte den zweiten Punkt zu 
Ende ausführen. Dann bin ich gern mit einer Zwi-
schenfrage einverstanden. 

Es gibt da auch keinen Unterschied zwischen 
Theorie und Praxis. Wenn Strafantrag gestellt wird, 
gehen die Gerichte dem auch nach, Herr Bundesver-
teidigungsminister. Wenn es eines Beweises bedarf, 
dann bitte ich Sie, zur Kenntnis zu nehmen und dies 
hier auch zu sagen, was auch Sie in den letzten Ta-
gen in den Zeitungen lesen konnten: Wegen Beleidi-
gung der Bundeswehr wurde, weil Strafantrag ge-
stellt wurde, sogar zu dem mit Sicherheit sehr groben 
und unverhältnismäßigen Mittel der Redaktions-
durchsuchung und Beschlagnahme der „taz" gegrif-
fen! 

Herr Nolting, ich glaube, Sie waren es, der vorhin 
im Zusammenhang mit dem Amtsrichter so vehe-
ment Einspruch einlegte. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Wie Sie 
es abgetan haben, darum geht es doch!) 

- Nein, nicht „wie „ . Seien Sie doch bitte so freund-
lich, erst einmal zuzuhören. Möglicherweise stimmen 
Sie mir sogar zu. 

Herr Nolting, ein Amtsrichter, der sagt, das Zitat 
„Soldaten sind Mörder" sei nach Überzeugung des 
erkennenden Gerichtes auf die Bundeswehr ange-
wandt worden, der muß nach Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts verurteilen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]) 

Wer als erkennender Richter aber sagt: Ich darf nicht 
verurteilen!, obwohl dies nach Überzeugung des Ge-
richts feststeht, der ist entweder ein schlechter Rich-
ter oder hat überhaupt nicht gelesen, was Karlsruhe 

sagt. Das geht nicht. Das muß hier sehr deutlich fest-
gestellt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]) 

Bitte schön, Herr Kollege. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ir-
mer, jetzt haben Sie die Möglichkeit, eine Zwischen-
frage zu stellen. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Frau Kollegin, Sie haben eben 
darauf hingewiesen, daß Frau Marienfeld Wehr-
dienstverweigerer als Egoisten und Individualisten 
bezeichnet haben soll. Ich unterstelle einmal, daß das 
so ist. 

Ich möchte Sie fragen: Sehen Sie nicht doch einen 
ganz gravierenden Unterschied zwischen den fol-
genden zwei Sachverhalten? 

Da leistet ein junger Wehrdienstverweigerer einen 
absolut aufopferungsvollen Dienst, zu dem er sich 
nach einer Gewissensentscheidung verpflichtet hat. 
Er wird als Egoist bezeichnet - das ist äußerst un-
freundlich. Er wird als Individualist bezeichnet - das 
ist eher ein Kompliment. 

Den anderen jungen Mann, der - auch auf Grund 
einer Gewissensentscheidung - bei der Bundeswehr 
dient, noch dazu für bestimmte Situationen zum Tö-
ten ausgebildet wird, weil das dazu gehört - er hat 
die Gewissensentscheidung getroffen, daß er dazu 
unter Umständen bereit ist -, bezeichnet man als 
Mörder. 

Besteht dazwischen nicht ein himmelweiter Unter-
schied? Würden Sie mir nicht zustimmen, daß man 
diese beiden Sachverhalte nun wirklich nicht ohne 
weiteres miteinander vergleichen kann? 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Sehr wahr! Des-
wegen sollten Sie das auch nicht tun. 

Erstens. Ich sage es jetzt, glaube ich, zum 25. Mal: 
Wenn jemand einen Soldaten der Bundeswehr als 
Mörder bezeichnet, ist das schon heute strafbar. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordne

-

ten Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.] und Joseph 
Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN] - Günter Verheugen [SPD]: „Ist" !) 

Zweitens. Lieber Herr Kollege Irmer, lassen Sie uns 
doch bitte wenigstens dieses allgemeine Geschwätz 
nicht mitmachen. Individualisten und Egoisten gibt 
es überall. Es gibt sie bei den älteren Generationen 
meiner Erfahrung nach mindestens genauso zahl-
reich wie bei den jungen. Es gibt sie mit Sicherheit 
bei Zivildienstleistenden nicht mehr als bei Wehr-
pflichtigen. Also: Was soll das alles? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
F.D.P. und der PDS) 
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Der Punkt ist: Der Versuch - Herr Rühe, davon 

kann ich auch Sie leider nicht freisprechen -, heute 
die Bundeswehr mit Hilfe dieses Gesetzes auch par-
teipolitisch für eine Koalition zu vereinnahmen, ist 
höchst gefährlich 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Paul Breuer [CDU/CSU]: Stimmt 
doch gar nicht! Das krasse Gegenteil war 

der Fall!) 

und, wie ich glaube, außerordentlich schäbig. Das 
geht nicht. 

Ich habe den Eindruck, daß Sie, Herr Rühe, diesen 
Eindruck - ich will mich ganz vorsichtig ausdrücken - 
zumindest gerne befördert haben. Ich sage Ihnen: So 
weit darf die Rechthaberei nicht gehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

So weit darf auch das Engagement in unserem Parla-
ment nicht gehen. Man darf nicht an diese Grundfe-
sten unseres Staates, an diese Gemeinsamkeit heran-
gehen. 

Das ist übrigens auch der Grund, warum ich den 
Bundesjustizminister dringend gebeten habe, sich in 
adäquater Weise vor das Bundesverfassungsgericht 
zu stellen. Das ist doch kein Argument, daß Sie heute 
hier diesen Bereich nicht diskutieren wollen. Ich fand 
diesen Einwand von Ihnen außerordentlich unange-
messen, Herr Bundesjustizminister; denn Sie wissen 
natürlich, daß die eindeutig beleidigenden Äußerun-
gen und auch die Ang riffe auf das Bundesverfas-
sungsgericht und seine Rechtsprechung sowie die 
Versuche, es an die Kandare zu nehmen, sehr wohl 
mit dem hier diskutierten Urteil und dem Tucholsky

-

Zitat zu tun haben. Das wissen Sie so gut wie ich. 

Das alles ist der Versuch, die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts durch Anwürfe gegen 
die Richter inhaltlich an die Kandare zu nehmen. 

Wie übel das heute schon läuft, sollten Sie, Herr 
Schmidt-Jortzig, bei Herrn Fromme nachlesen, auch 
das, was er zu und wie er es über den Verfassungs-
richter Hoemig namentlich sagt. Das sollten Sie noch 
einmal aufmerksam lesen; vielleicht verstehen Sie 
dann besser, daß wir von Ihnen nichts Unrechtes 
wollen, nicht einmal etwas Parteipolitisches, sondern 
wir wollen, daß Sie Ihrer Aufgabe als Verfassungs-
minister in diesem Hause nachkommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Däubler-Gmelin, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Kollegen Graf Einsiedel? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Aber bitte. 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Frau Kollegin 
Däubler-Gmelin, soviel ich weiß, sind Sie Ju rist, und 
ich bin kein Jurist. Belehren Sie mich doch einmal. 
Ich höre hier so viel über die Rechtssicherheit, die ge-
schaffen werden muß. Ich bin einer der wenigen hier 
im Bundestag, der noch am letzten Krieg teilgenom-
men hat. Aber folgendes sollten hier alle wissen. Von 

Guernica bis Hiroshima hat es zum Beispiel in den 
Luftwaffen aller Nationen Leute gegeben, die - ob 
sie wollten oder nicht - viele Zivilpersonen durch 
ihre Angriffe getötet haben. Sie waren in diesem 
Falle nicht Mörder, Totschläger an wehrlosen Leuten. 

Ich will  fragen: Wäre es eine Beleidigung eines 
Bundeswehrsoldaten, wenn ich mit ihm diskutiere 
und sage, Soldaten werden im Krieg federleicht zu 
potentiellen Totschlägern, Mördern? Ist das bereits 
eine Beleidigung? 

Oder wenn ich das Wort  „Soldaten sind Mörder" 
umwandele und sage „K rieg ist Mord" und damit im-
pliziere, daß Soldaten, die an einem Krieg teilneh-
men, Mörder sein könnten, ist das auch bereits eine 
Beleidigung? 

Ich bin kein Jurist, aber es würde mich in diesem 
Zusammenhang interessieren, was für Folgen diese 
Gesetzeseingabe, die uns vorliegt, haben würde. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Ich glaube, wir 
werden das alles noch besprechen können. 

Ich würde sehr gern auf den Fall eingehen, den der 
Herr Breuer hier zitiert hat, weil der ganz eindeutig 
eine Beleidigung bedeutet. Wenn ein Kind in einem 
Klassenzimmer von einem Lehrer so behandelt wird, 
wenn der Lehrer - auf die Frage nach dem Beruf des 
Vaters: Soldat - sagt, also „Mörder", dann ist das ein-
deutig eine Beleidigung. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. 
Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]) 

Ich sage Ihnen, Herr Hoyer, nachdem ich den Be-
richt der Wehrbeauftragten gelesen habe, habe ich 
mich sehr gewundert, daß hier nicht auch aufgezeigt 
wurde, was als Folge dagegen unternommen wurde. 
Ich habe mich auch gewundert, daß Sie das heute al-
les zitieren wie die Wehrbeauftragte und der Bundes-
verteidigungsminister, ohne etwas dagegen getan zu 
haben. Ich sage Ihnen, wir werden diesem Fall nach-
gehen und werden Ihnen hier im Bundestag berich-
ten, 

(Beifall bei der SPD) 

was daraus geworden ist. Denn wenn es sich so ab-
gespielt hat, dann ist es heute strafbar. Wenn das so 
war, dann wird - das wissen Sie ganz genau -, dieser 
Lehrer außer strafrechtlicher Verfolgung auch eine 
ganze Menge mehr Unannehmlichkeiten haben. 

Meine Damen und Herren, ich möchte sehr gern 
zu einem dritten Punkt kommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Nun ja, es ist halt nicht zu bestreiten, Herr Kleine rt , 
und Sie wissen das auch. Aber immer bloß polemisie-
ren und dann die Möglichkeiten, die man hat und 
nutzen kann, um in der Praxis Abhilfe zu schaffen, 
außer acht lassen und dann fälschlicherweise so tun, 
als müßte man ein neues Gesetz machen, das geht 
eben nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß hier auch einmal deutlich gesagt werden. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 93. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. März 1996 	8283 

Dr. Herta Däubler Gmelin 

Jetzt aber zu der Frage des Nachweises. Der Nach-
weis, daß eine Beleidigung auf Bundeswehr oder 
Bundeswehrsoldaten gezielt ist, muß in jedem Fall 
erbracht sein. Dies ist Sache der Gerichte. Dies gilt 
für die Beleidigungsvorschrift, die heute im Strafge-
setzbuch steht, und, Herr Bundesjustizminister, sie 
gilt auch für den Gesetzentwurf, den Sie jetzt leider 
eingebracht haben. 

Wenn Sie jedoch beabsichtigen sollten - Herr Fi-
scher und Herr Breuer, darf ich gerade noch einmal 
kurz um Ihre Aufmerksamkeit bitten, es könnte näm-
lich ein Pferdefuß in der neuen Formulierung enthal-
ten sein -, wenn Sie, Herr Bundesjustizminister, und 
die CDU/CSU und die F.D.P. mit den Worten „ge-
eignet ist" beabsichtigen sollten, daß Richter den 
Nachweis der Beleidigungsabsicht und der Richtung 
der Beleidigung auf Bundeswehr oder Bundeswehr-
soldaten nicht mehr führen müssen, wenn damit also 
die Unterstellung verbunden sein sollte, daß hier die 
Beweislast außer Kraft gesetzt werden soll, die in je-
dem Strafgesetz gilt, dann wäre dies eine Anmutung 
und eine Unterstellung, die nicht geht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

In diesem Punkt muß hier völlige Klarheit herr-
schen, daß dies nicht der Fall ist. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Aber das ist 
doch klar!) 

- Gut, wenn das klar ist, und ich bedanke mich sehr 
deutlich, der Kollege Geis hat hier für die CDU/CSU

-

Fraktion erklärt, das ist klar, dann ändert sich über-
haupt nichts in diesem eigentlich wichtigen Punkt, es 
ändert sich überhaupt nichts. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Es muß immer 
geeignet sein, ihn herabzusetzen!) 

Dann, meine Damen und Herren, bedeutet Ihr Ge-
setzentwurf allein, daß Sie die Bundeswehr mit ei-
nem besonderen Ehrenschutz bedenken wollen und 
daß Sie die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichtes in der Öffentlichkeit an die Kandare neh-
men wollen. Beides ist falsch. 

Lassen Sie mich zu dem ersten Punkt noch etwas 
sagen. Herr Bundesjustizminister, ich hoffe, daß Sie 
noch einmal darüber nachdenken. Wir alle sind stolz 
auf die Bundeswehr und auf das Ideal des Bürgers in 
Uniform. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wie Sie damit einen besonderen Ehrenschutz verein-
baren können, müssen Sie ausführlich und beson-
ders begründen. Sie können es nicht damit begrün-
den, daß allein Wehrpflichtige einen verfassungs-
rechtlich gebotenen Dienst tun - den tun sie - und 
daß wir ihnen - von meiner Familie sind sowohl 
junge Leute bei der Bundeswehr wie auch beim Zi-
vildienst - bei der Bundeswehr eine Menge zumuten. 
Das ist gar keine Frage. Nur, Herr Rühe, vergessen 
Sie nicht, daß wir das auch den Zivildienstleistenden 
zumuten. Für die aber haben Sie offensichtlich kei-
nen Ehrenschutz beabsichtigt. Das ist dann unge-
recht. Wir muten auch dem Verfassungsorgan Bun

-

desverfassungsgericht und seinen Richtern zu, in der 
Öffentlichkeit und der Kritik zu stehen. Die sind ech-
tes Verfassungsorgan, ohne daß Sie einen besonde-
ren Ehrenschutz für sie vorschlagen. Auch das ist 
dann ungerecht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie können auch nicht sagen: Die Beleidigungs-
lage sei eine andere, weil das ja der Wahrheit ins Ge-
sicht geschlagen wäre. Zusammengenommen heißt 
das, die Begründung für einen besonderen Ehren-
schutz durch Ihr Gesetz ist nicht vorhanden. 

Sie, Herr Bundesverteidigungsminister, sagten, 
diese juristischen Dinge seien nicht Ihre Angelegen-
heit. Auch deswegen habe ich dies noch einmal sehr 
deutlich aufgeführt. Bürger in Uniform und besonde-
rer Ehrenschutz passen nicht zusammen. Verfas-
sungsrechtliche Verpflichtungen haben Wehrpflich-
tige - aber nicht die Berufssoldaten -, Zivildienstlei-
stende in gleicher Weise und auch die Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichtes in gleicher Weise. 

Lassen Sie mich noch eines sagen: Sie haben zu 
Recht und mit meiner Zustimmung darauf hingewie-
sen, welchen Risiken Soldaten heute zum Beispiel 
bei dem schrecklichen Morden im zerfallenen Jugo-
slawien ausgesetzt sind. Aber hätten Sie nicht der 
Ehrlichkeit halber auch sagen müssen, was wir ja je-
den Abend sehen, daß es die Zivilbevölkerung ist, 
die in jedem Krieg die meisten Opfer bringen muß? 
Das sind die Frauen, die Kinder, die keine Angehöri-
gen der Bundeswehr sind, die keine Angehörigen 
von irgendwelchen anderen Armeen sind. Die wer-
den erschossen, vergewaltigt, gefoltert. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Da haben Sie 
recht! Das ist Gegenstand der Verhandlun

-

gen!) 

Es mag sein, daß es hier jetzt nicht formal Gegen-
stand Ihrer Betrachtung ist, Herr Breuer. Deswegen 
möchte ich gerne Ihren Blick darauf lenken. Jeder 
Krieg führte heute zu viel mehr Opfern bei der Zivil-
bevölkerung: bei Männern, bei Alten, bei Frauen 
und Kindern. Deswegen ist dieses Belastungsargu-
ment als besondere Begründung eines besonderen 
Ehrenschutzes überhaupt nicht mehr anzuführen. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Aber es 
sind auch Soldaten, die Krieg verhindern!) 

- Ich hoffe, Herr Nolting, daß die Soldaten das ver-
hindern können. Nur, daß Soldaten der serbischen 
Armee zu den Folterern, Vergewaltigern und Mör-
dern gehören, wissen wir auch. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Wir 
sprechen hier über Bundeswehrsoldaten!) 

Deswegen muß es möglich sein, zu zitieren, was 
auch Pazifisten sagen, daß man den Satz „Soldaten 
sind Mörder" nicht unter Strafe stellen kann, daß er 
aber dann, wenn er auf Bundeswehrsoldaten und auf 
die Bundeswehr angewendet wird, schon heute straf-
bar ist, daß aber andere Soldaten Mörder sind. 

Herr Bundesjustizminister, lassen Sie mich noch-
mals sagen: Ich finde, Sie sollten sehr viel mehr auf 
das hören, was Ihnen nicht die unbesonnensten Mit- 
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glieder dieses Hauses sagen. Mir wäre übrigens et-
was unwohl, wenn Herr Fromme sagen würde, ich 
sei offensichtlich auf mehr Harmonie mit der CDU/ 
CSU aus als meine Vorgängerin. Ich wäre auch sehr 
aufmerksam und würde sehr sorgfältig zuhören, 
wenn mir der Herr Bundestagsvizepräsident war-
nend zurufen würde, ob es sich bei dem Gesetzent-
wurf nicht um ein Gefälligkeitsgesetz handele. Und 
wenn ein Kollege der CDU, wie der Vorsitzende des 
Rechtsausschusses, Eylmann, Ihnen sagt, Sie würden 
hier bestenfalls, wenn alles geklärt sei, Symbolpolitik 
betreiben und für Symbolpolitik biete das Strafge-
setzbuch keinen Platz, dann, finde ich, sollte sich ein 
Justizminister das nochmals überlegen, auch, ob sein 
politischer Salto in den letzten vierzehn Tagen wirk-
lich klug war. Ich glaube das nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bitte Sie deswegen, meine Damen und Herren, 
auch aus Wahlkampfgründen nicht zuviel in unse-
rem Rechtsstaat in Frage zu stellen oder über die 
Kippe springen zu lassen. Wir machen das nicht mit. 

Ich hoffe immer noch auf einen Rest von demokra-
tischer Gemeinsamkeit und darauf, daß wir Sie hier 
an unserer Seite haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Klaus Rose, CDU/CSU. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Da es sich heute 
ja um eine erste Lesung handelt, habe ich immer ver-
sucht, Zwischentöne herauszuhören und zu schauen, 
ob es nicht doch Gemeinsamkeiten geben könnte. 
Denn ich kann mir nicht vorstellen, daß die sozialde-
mokratischen Kollegen und vielleicht auch ein Teil 
der Grünen bei der Behandlung von Soldaten in den 
Chor mit einstimmen, wie wir ihn in den letzten Mo-
naten erleben mußten. 

(Günter Verheugen [SPD]: Vorsicht! Vor

-

sicht!) 

Sie haben heute mehrfach zumindest gesagt, daß 
Sie nicht wollen, daß Soldaten als Mörder bezeichnet 
werden können. 

(Otto Schily [SPD]: Da sind wir uns einig! - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Bundeswehrsoldaten! Bun

-

deswehrsoldaten!) 

Wenn wir schon einmal so weit sind, bin ich dafür 
dankbar. Dann sollten wir die heutige Veranstaltung 

nicht, wie jetzt am Schluß geschehen, als mögliches 
Wahlkampfspektakel bezeichnen. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD sowie 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Gün

-

ter Verheugen [SPD]: Rose, wer gebraucht 
denn die Debatte heute dafür? - Weiterer 
Zuruf von der SPD: Das ist eine Scheinhei

-

ligkeit!) 

Wir sollten auch nicht eine reine literarische Exklu-
sivveranstaltung durchführen; wir sollten ebenfalls 
kein juristisches Geplänkel machen. Vielmehr sollten 
wir uns wirklich in die Seelen der Soldaten und ihrer 
Familien und damit in die Bevölkerung hineinden-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Günter Verheugen [SPD]: Der Rose redet 

über Wahlkampf!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Rose, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Kolbow? 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Ich habe bloß noch 
vier Minuten. 

Ich bin deshalb der Überzeugung, daß es heute 
auch um die längst fällige Verteidigung guter Sitten 
in diesem Land geht und darum, daß man nicht ir-
gendwelche Bevölkerungs- und Berufsgruppen diff a

-

mieren und herabsetzen kann. 

Es sind heute ja Beispiele erwähnt worden. Stellen 
Sie sich vor, Ihre Kinder kämen von der Schule nach 
Hause und würden Ihnen sagen, die Mitschüler be-
zeichnen den Vater als Mörder, weil er Soldat ist. 

(Otto Schily [SPD]: Aber Herr Rose, fangen 
Sie nicht schon wieder damit an! Das ist 

strafbar!) 

Stellen Sie sich als Parlamentarier, Herr Kollege 
Schily, vor, daß Sie vom Grundgesetz her Streitkräfte 
befürworten und diese in die Demokratie einbetten, 
daß Sie also Soldaten unter den Primat der Politik 
stellen, daß Sie aber trotzdem diese Soldaten als Mör-
der verhöhnen lassen. 

(Otto Schily [SPD]: Nein, das dürfen sie 
nicht!) 

Stellen Sie sich unsere Piloten in den Transall-Ma-
schinen vor, die unter Einsatz von Leib und Leben 
die Menschen in Sarajevo über viele Monate hinweg 
mit Lebensmitteln und Medikamenten versorgt ha-
ben und die zu Hause dann als Mörder beschimpft 
werden dürfen. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Darum geht es 
doch gar nicht! - Jörg Tauss [SPD]: Durch 

Wiederholung wird das nicht besser!) 

Wer sagt eigentlich, daß es etwas mit Meinungs-
freiheit zu tun hat, wenn man Menschen beschimpft 
und sie in ihrer Ehre trifft? 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Nehmen Sie das 
Beispiel Aust!) 
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Wer geht so weit, zu behaupten, 

(Otto Schily [SPD]: Als Beispiel: Aust) 

Briten, Franzosen oder Amerikaner hätten überhaupt 
keine Meinungsfreiheit oder keine Demokratie, weil 
es bei ihnen undenkbar ist, daß ihre Soldaten als 
Mörder beschimpft werden. Sind diese Nationen ei-
gentlich undemokratisch, weil sie ihre Soldaten, und 
zwar seit Jahrhunderten, schätzen, in Ehren halten 
und als Vorbilder hinstellen? 

Ich finde es unerträglich, daß man bei uns pau-
schal ganze Bevölkerungs- und Berufsgruppen diffa-
mieren kann, und sei es auch nur mit dem Mäntel-
chen der Literaturkenntnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Horst 
Kubatschka [SPD]: Das ist doch ein übler 
Wahlkampf! - Otto Schily [SPD]: Sie haben 
das Gesetz nicht gelesen und das Urteil 

nicht gelesen!) 

Ob Herr Tucholsky im übrigen daran Gefallen fände, 
als Feigenblatt für gehässige Pöbeleien gegen demo-
kratisch kontrollierte Soldaten benutzt zu werden, 
muß bezweifelt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Soldaten tragen gegenwärtig dazu bei, den 
Menschen im ehemaligen Jugoslawien wieder Hoff-
nung auf Frieden und Versöhnung zu geben. Ich 
habe deshalb Respekt vor den Soldaten, und das 
nicht bloß in Sonntagsreden, sondern auch in der 
Praxis. 

(Otto Schily [SPD]: Das ist ja auch in Ord

-

nung!) 

Wir müssen deshalb etwas tun. 

Meine Damen und Herren, weil das so ist und weil 
einige Bundesverfassungsrichter - es waren ja, 
glaube ich, nicht alle - die Herabwürdigung von Sol-
daten mit literarischer Freiheit verbrämen, statt 
diese als vom demokratischen Staat gewollte Sicher-
heitsorgane einem besonderen Ehrenschutz zu un-
terstellen, begrüße ich die Gesetzesinitiative der Koa-
lition. Weil ich eben aus Gesprächen mit vielen so-
zialdemokratischen Kollegen weiß, daß sie eigentlich 
auch so denken, daß das nicht geht, was oft passiert 
ist, weil ich weiß, daß in der SPD Radikalpazifisten 
und Radikaldiffamisten in der Minderheit sind, hoffe 
ich auf eine breite Zustimmung zu diesem Gesetzent-
wurf. Unsere Soldaten verdienen diese Zustimmung; 
sie haben es nicht verdient, in den Schmutz gezogen 
zu werden. Denn unsere Soldaten dienen dem Frie-
den und sind deshalb keine Mörder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Schon 1952 galt für Theodor Blank, daß sich die 
deutschen Soldaten zur Demokratie und daß sich die 
Demokratie zu ihren Soldaten bekennen muß. Kon-
rad Adenauer sagte am 3. Dezember 1952: 

Es muß unsere gemeinsame Aufgabe sein - und 
ich bin sicher, daß wir sie lösen -, die sittlichen 
Werte des deutschen Soldatentums mit der De-
mokratie zu verschmelzen. 

Und Georg Leber sagte im September vorigen Jah

-

res bei der Feierstunde des Verteidigungsausschus-
ses: 

Unsere Soldaten sind Bürger des Staates wie wir 
alle. Aber sie geloben etwas, was sonst niemand 
in Staat und Gesellschaft abverlangt oder zuge-
mutet wird, die Freiheit und das Recht mit dem 
Einsatz ihres Lebens tapfer zu verteidigen. Weil 
das so ist, sind Gesellschaft und Staat den Solda-
ten gegenüber in der Pflicht, sich schützend vor 
sie zu stellen, wenn der ihnen aufgetragene 
Dienst nicht diskriminiert und ihr guter Ruf nicht 
verletzt werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD und der F.D.P.) 

Das sagte Leber; da haben Sie alle applaudiert. 
Aber wenn das so ist, dann tun Sie es doch auch. 
Dann kann es doch in Zukunft nicht mehr möglich 
sein, daß Soldaten als Mörder beschimpft werden. 

Da wir jetzt in die Beratung eintreten, hoffe ich, 
daß das alles bei Ihnen auf fruchtbaren Boden gefal-
len ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD - Jörg Tauss 

[SPD]: Höchste geistige Impotenz!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Tauss, das kann ich nicht akzeptieren. Ich habe vor-
hin gesagt, daß persönliche Charakterisierungen hier 
ausbleiben sollen. Das geht zu weit! 

Das Wort zu einer Kurzintervention hat der Kollege 
Walter Kolbow. 

Walter Kolbow (SPD): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Kollege Rose hat es für 
notwendig befunden, sozialdemokratische Mitglie-
der dieses Hauses in der Absicht anzusprechen, den 
Eindruck zu erwecken, daß hier geschwiegen wird, 
weil wir der von Ihnen vorgetragenen Meinung 
seien. Dem darf ich auch für die Mitglieder des Ver-
teidigungsausschusses der SPD widersprechen. 

Ich darf Ihnen ein Zitat aus der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vorhalten. Dieses Zitat 
lautet: 

Die wertende Gleichstellung eines Menschen mit 
einem Mörder ist eine tiefe Kränkung, sie be-
zeichnet auch umgangssprachlich eine Person, 
die in einer sittlich nicht zu rechtfertigenden 
Weise zur Vernichtung menschlichen Lebens bei-
trägt oder bereit ist. Dies ist ein Unwert-Urteil, 
das den Betroffenen im Ansehen seiner Umwelt 
empfindlich herabsetzt. Wer die Bundeswehr so 
angreift, kränkt damit auch die persönliche Ehre 
der Mitglieder dieses Berufskollektivs. 

Das sind wohlgemerkt Originalzitate aus dem jüng-
sten Soldaten-Mörder-Beschluß des Bundesverfas-
sungsgerichtes. 

(Otto Schily [SPD]: Das ist geltendes Verfas

-

sungsrecht!) 
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So gesehen können sie ohne jede redaktionelle Än-
derung auch von den Verfassern der geplanten Ge-
setzesnovelle zum Sonderehrenschutz der Uniform-
träger der Sicherheitskräfte in unserem Staat über-
nommen werden. Es ist strafbar, was Sie strafbar ma-
chen wollen. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Das ist reine 
Theorie! - Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU und der F.D.P. - Gegenruf des Abg. 

Otto Schily [SPD]: „Theo rie"!) 

Im übrigen haben Sie, Herr Kollege Rose - das al-
lerdings muß ich schon als Anmaßung empfinden -, 
in Ihrem Beitrag von „Wahlkampf „  gesprochen. Am 
Montag waren Sie auf der Jahresversammlung des 
Bundeswehrverbandes anwesend. Die Debatte des 
Hohen Hauses und Ihre Auffassung wurden zum Ge-
genstand von wahlwerbenden Äußerungen der 
Staatsministerin Männle, was noch mit Amtsträgern 
des Bundeswehrverbandes ausgemacht werden 
muß. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Hört! Hört!) 

Deswegen, glaube ich, ist Ihr Aufruf zu Gemein-
samkeit erst einmal eine Verpflichtung Ihrerseits, 
sich nicht mit Ihren Ansprüchen an uns auseinander-
zusetzen, sondern mit Ihren eigenen Ansprüchen. 
Denn Sie sollten erst einmal vor Ihrer eigenen Haus-
tür kehren, bevor Sie uns hier etwas vorwerfen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Dr. Rose, bitte. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Ich bitte Herrn Kolle-
gen Kolbow und alle anderen zur Kenntnis zu neh-
men, daß ich nur auf einen der letzten Sätze - viel-
leicht war es sogar der allerletzte Satz - der Ausfüh-
rungen der Frau Kollegin Däubler-Gmelin Bezug ge-
nommen habe. Als sie das Wort „Wahlkampf" in den 
Mund nahm, habe ich geantwortet, daß es nicht um 
Wahlkampf geht. 

Ich bitte alle Mitglieder des Hohen Hauses, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß ich zwar bei der Veranstal-
tung des Landesverbandes Bayern des Deutschen 
Bundeswehrverbandes dabei war, daß ich do rt  aber 
weder gesprochen habe noch den Veranstaltern, 
nämlich dem Deutschen Bundeswehrverband, drein-
reden konnte, ob andere irgendeine A rt  von Wahl-
kampfveranstaltung machen. Ich verstehe überhaupt 
nicht, wie Sie mir das vorhalten können, Herr Kol-
lege Kolbow. Heute ist die Debatte wirklich ein biß-
chen schief geraten. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Es ist aber gut, zu wissen, wie das 
läuft!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Professor Dr. Heuer, PDS. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Bundesminister Rühe hat 
gesagt: Dieses Parlament muß verdammt noch mal 
die Soldaten schützen. Ich weiß nicht, ob dieser Be-
fehlston angemessen ist. 

Der heutige Vorstoß hat sehr ernste Hintergründe, 
auf die vor allem auch Frau Angelika Beer hingewie-
sen hat. Seit dem Jugoslawien-Einsatz ist es tatsäch-
lich wieder so weit, daß deutsche Soldaten letzten 
Endes auch zum Töten und Getötetwerden in die 
Welt geschickt werden. Der Ernstfall ist nicht mehr 
der Frieden - Herr Geis hat es hier ausdrücklich ge-
sagt -, wie das ein Bundespräsident den Soldaten ans 
Herz legte, sondern der Krieg. Und im Krieg wird ge-
schossen und gebombt, also getötet. 

Soldaten werden zum Töten von Menschen ausge-
bildet. Wer das beim Namen nennt, der soll jetzt bis 
zu drei Jahre in den Knast; das ist die Quintessenz 
des Vorschlags oder jedenfalls eine Konsequenz. 

Übrigens liegt der erbitterte Kampf gegen die Re-
habilitierung der Deserteure auf der gleichen Linie. 
Ich habe in der Anhörung des Rechtsausschusses am 
29. November 1995 den von der CDU/CSU benann-
ten Gutachter, Dr. Jürgen Schreiber, gefragt, ob die 
von ihm kritisierte generelle Rehabilitierung von De-
serteuren vielleicht geeignet sein soll, zukünftige 
Kriegseinsätze deutscher Truppen zu legitimieren. Er 
erklärte mir daraufhin mit dankenswerter Offenheit, 
daß eine globale Erklärung „Alle bis zum 8. Mai 1945 
Desertierten sind rehabilitiert." schon eine negative 
Wirkung haben könnte. 

In der Begründung der Regierungsvorlage heißt 
es, daß es angesichts der bedeutsamen friedenserhal-
tenden Aufgaben der Bundeswehr nicht genügen 
kann, deren Soldaten nur auf den Schutz der 
§§ 185 ff. des Strafgesetzbuches zu verweisen. Das ist 
das eigentliche Problem: Was sind die neuen Um-
stände? Herr Geis, den ich wegen seiner Offenheit 
schätze - ich meine das nicht ironisch -, hat nicht in 
erster Linie vom Ehrenschutz gesprochen, sondern 
hat gesagt, die Bundeswehr würde für den Ernstfall 
geschwächt, sie würde in gewissem Maße politikun-
fähig, wenn wir den vorgelegten Gesetzentwurf 
nicht verabschiedeten. Das heißt, es wird schon im 
Zusammenhang mit der neuen Außenpolitik und der 
neuen Sicherheitspolitik dieses Landes gesehen, die 
nicht mehr dem Frieden dient, sondern dem Einsatz 
deutscher Streitkräfte in aller Welt dient. 

In meinen Augen haben Pazifisten, die Gegner von 
Militarismus und Krieg sind, und alle, die den Mili-
tärdienst ablehnen, nach den historischen Erfahrun-
gen dieses Jahrhunderts das Recht und müssen das 
Recht behalten, auch auf drastische Weise ihre Mei-
nung auszudrücken. Ich sehe in dieser Initiative ei-
nen Versuch, das Recht der freien Meinungsäuße-
rung einzuschränken. 

Herr van Essen hat hier gesagt, sie beriefen sich 
alle darauf, Pazifisten zu sein, und diese Strafbar-
keitslücke sollten wir schließen. Ich möchte einmal 
sehen, wie Sie das machen wollen. Wollen Sie die 
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Pazifisten daran hindern, ihre pazifistische Position 
auszudrücken? 

(Widerspruch der Abg. Günther F riedrich 
Nolting [F.D.P.] und Jörg van Essen [F.D.P.]) 

- Natürlich haben Sie das gesagt. Ich höre doch zu; 
ich höre bei Ihnen immer zu. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Es heißt immer, Soldaten der Bundeswehr seien 
nichts weiter als Bürger in Uniform. Wozu brauchen 
sie dann einen besonderen strafrechtlichen Schutz? 
Warum genügt nicht der Schutz, den das Strafgesetz-
buch allen Bürgern gegen Beleidigung, üble Nach-
rede und Verleumdung angedeihen läßt? 

Der neue Paragraph soll in den Titel „Gefährdung 
des demokratischen Rechtsstaates" des Strafgesetz-
buches eingeordnet werden und gleich neben dem 
Tatbestand „Verunglimpfung des Bundespräsiden-
ten" stehen. Die Bundeswehr wird, jedenfalls was 
die Schutzwürdigkeit bet rifft, gewissermaßen in den 
Rang eines Verfassungsorgans erhoben. Dagegen 
habe ich ernsthafte Bedenken. 

Der Begriff „verunglimpfen" ist sehr weit ausleg-
bar. Läuft das auf eine A rt  Wehrkraftzersetzung von 
außen hinaus? Herr Justizminister, wenn ich öffent-
lich sage, die Bundeswehr sei ein Werkzeug deut-
schen Großmachtstrebens, das die Interessen der 
ökonomisch und politisch Herrschenden in der gan-
zen Welt - wenn es sein muß, auch gewaltsam - 
durchsetzen soll, ist das dann eine Verunglimpfung? 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das ist 
doch richtig der SED-Jargon, den Sie seit 

1948 pflegen!) 

- Lesen Sie doch die Dokumente des Bundesministe-
riums der Verteidigung von 1992 und 1994! Darin 
steht: Der Auftrag der Bundeswehr ist der Schutz des 
freien Welthandels und des Zugangs zu Rohstoffen. 
Das ist vielleicht eine Verunglimpfung der Bundes-
wehr; aber es wurde do rt  jedenfalls geschrieben. 

Mehrere Redner haben gesagt, wir können davon 
ausgehen, daß bereits jetzt das strafbar ist, was Sie 
strafbar machen wollen. Auch Herr Beck hat es ge-
sagt. Ich bin da nicht so sicher und frage mich: Steckt 
dahinter nicht mehr? Denn hinter einer Verunglimp-
fung, die geeignet ist, das Ansehen der Bundeswehr 
in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, kann 
nach meiner Ansicht mehr stecken. Ich verweise auf 
die Erfahrungen, die wir in der DDR mit dem § 220 
StGB gemacht haben. Auch dort  hieß es, daß eine 
Herabwürdigung der staatlichen Organe strafbar sei; 
übrigens wurde ebenfalls eine Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren angedroht. Diese Bestimmung hat Geg-
ner in der DDR geschaffen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte gerne zum 
Schluß das Zitat vortragen, das Herr Zwerenz nicht 
gefunden hat; nicht nur ältere Professoren sind zer-
streut, sondern auch andere. Das Zitat von Herrn 

Quidde vom 8. März 1932 in der „Weltbühne" lautet 
- es sind vier Sätze -: 

Heute sind die Herren vom Militär viel empfindli-
cher, entrüsten sich und rufen nach dem Staats-
anwalt ... In dem Satz „Soldaten sind Mörder" 
eine Beleidigung der deutschen Reichswehr zu 
finden ist wirklich der Gipfel der Unvernunft. Der 
Satz soll doch für Soldaten aller Nationalitäten 
gelten und offenbar für alle Kriegsteilnehmer, 
nicht nur für die Berufssoldaten; er soll den Ge-
danken, daß der Krieg Mord ist, in besonders 
scharf geprägter Form zum Ausdruck bringen. 
Ob mit Recht, darüber mag man streiten, aber 
deshalb wegen Beleidigung zu klagen, das heißt 
nicht nur, sich lächerlich machen, sondern auch 
die Freiheit des Wortes knebeln. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich schließe da-
mit die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des Ge-
setzentwurfes auf Drucksache 13/3971 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Hans Martin Bury, Gerd Andres, Klaus 
Barthel, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 

Postfilialen 

- Drucksache 13/2504 - 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort  hat zunächst 
die Abgeordnete Ch ristine Kurzhals. 

Christine Kurzhals (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und meine Herren! Die SPD-Fraktion hat die 
Debatte über die Postfilialen verlangt, weil bis zum 
heutigen Tage unsere Große Anfrage an die Regie-
rung vom September 1995 immer noch nicht beant-
wortet ist. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ist ja unerhört!) 

Mit immer neuen Ausflüchten wurde die Beantwor-
tung verzögert. Zunächst sollte das Gutachten der In-
vestmentbank Schroders zum Beteiligungskonzept 
der Post und Postbank abgewartet werden. Seit Mitte 
Januar liegt Ihnen, Herr Bötsch, und Ihrem Ministe-
rium dieses Konzept nun vor. Jetzt haben Sie die 
Ausrede, noch umfangreiche Ressortabstimmungen 
vornehmen zu müssen. 
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Tatsache ist, daß sich die Deutsche Post AG zuneh-
mend aus ihren grundgesetzlichen Verpflichtungen 
zurückzieht. Von einem flächendeckenden, ange-
messenen und ausreichendem Dienstleistungsange-
bot im Postwesen kann kaum noch die Rede sein. 
Tagtäglich erleben Bürgerinnen und Bürger, daß 
Postfilialen, vor allem auf dem Land, aber auch in 
Ballungsgebieten, geschlossen werden. Für die be-
troffenen Menschen bedeutet das in vielen Fällen 
eine deutliche Verschlechterung der Versorgung 
mit Postdienstleistungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb haben die Bürgerinnen und Bürger einen 
Anspruch darauf, zu erfahren, was die Bundesregie-
rung dagegen unternimmt. 

Ich sage nichts Neues. Jeder in diesem Haus weiß, 
daß die Deutsche Post AG verpflichtet ist, die Bevöl-
kerung flächendeckend in angemessener und ausrei-
chender Weise mit Postdienstleistungen zu versor-
gen. Die Erfüllung dieses Infrastrukturauftrages hat 
der Bund nach Art . 87f des Grundgesetzes zu ge-
währleisten. Die Bundesregierung ist deshalb aufge-
fordert, sicherzustellen, daß die Post AG in ausrei-
chender und kundenfreundlicher Weise vor Ort prä-
sent ist. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Zur Zeit herrscht in der Öffentlichkeit völlige Un-
klarheit, wie viele Postfilialen nach den Plänen der 
Deutschen Post AG in den nächsten Jahren einge-
stellt oder in andere Vertriebsformen umgewandelt 
werden sollen. Es bestehen in der Öffentlichkeit Be-
fürchtungen, daß der radikale Abbau von Postfilialen 
- 2000 im vergangenen Jahr - auch in diesem Jahr 
weiterbetrieben werden soll. Obwohl diese Befürch-
tung dem Bundesminister und der Deutschen 
Post AG bekannt ist, herrscht Ruhe im Wald. Es 
kommt keine Stellungnahme von seiten der Bundes-
regierung. Auch die Post AG hat ihre unternehmeri-
schen Absichten bisher nicht öffentlich bekanntge-
geben und kein eigenes Konzept vorgelegt. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Unerhört, Herr 
Bötsch!) 

Bisher galt für die Errichtung oder Schließung von 
Postfilialen das „Konzept zur Postversorgung auf 
dem Lande", das bereits 1981 von der damaligen so-
zialliberalen Bundesregierung entwickelt und vom 
Bundestag einstimmig gebilligt worden war. Danach 
muß sichergestellt werden, daß die Bürgerinnen und 
Bürger eine Postfiliale mindestens im Umkreis von 
2 000 Metern erreichen können. 

(Klaus Barthel [SPD]: Wo gibt es das heute 
noch?) 

Filialen dürfen nur geschlossen werden, wenn in die-
sem Einzugsbereich mehrere Postfilialen sind oder 
die Kundennachfrage eine Mindestgrenze unter-
schreitet. Mit diesem Konzept wurde auch festge-
schrieben, daß die betroffenen Kommunen, Bürgerin

-

nen und Bürger rechtzeitig von der Maßnahme zu 
unterrichten sind. 

Offensichtlich legt die Deutsche Post AG die Vor-
gaben des Konzepts sehr großzügig für sich aus. Im-
mer wieder erreichen uns Klagen von Kommunen 
und Bürgern, daß die Post in Nacht-und-Ne-
bel-Aktionen Postfilialen schließt oder von den zeitli-
chen Vorgaben für die Schließung abweicht. 

Der Bundespostminister sieht dieser Entwicklung 
tatenlos zu. 

(Zurufe von der SPD: Unglaublich! - Uner

-

hört!) 

Statt zu handeln, beschränkt er sich auf Ankündi-
gungen in der Presse oder im Regulierungsrat, „daß 
in jedem Fall eine fünfstellige Zahl posteigener Filia-
len bestehenbleiben solle". 

(Klaus Barthel [SPD]: Da sind wir 
gespannt!) 

Wir als SPD fordern  Sie, Herr Bundespostminister, 
auf, heute vor dem Deutschen Bundestag zu erklä-
ren, wie Sie Ihre vollmundigen Versprechungen ei-
gentlich konkret einlösen wollen. 

(Beifall bei der SPD - Hans Ma rtin Bury 
[SPD]: Farbe bekennen!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion hält die flächendek-
kende Versorgung mit qualitativ hochwertigen und 
erschwinglichen Postdienstleistungen für unverzicht-
bar. Es ist unumst ritten, daß das Rückgrat des Uni-
versaldienstes ein flächendeckendes Postfilialnetz 
ist. Der Bundespostminister muß endlich handeln 
und ein schlüssiges Konzept zur Sicherung der Post-
versorgung mit klaren Kriterien für Einrichtung, Um-
wandlung und Auflösung von Postfilialen vorlegen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Um eine flächendeckende Präsenz der Post zu ge-
währleisten, ist es notwendig, den Vertriebsverbund 
zwischen Post und Postbank durch eine Beteiligung 
der Post an der Postbank zu sichern und in einem 
neuen Kooperationsvertrag zwischen beiden Unter-
nehmen die Zusammenarbeit und die gemeinsame 
Nutzung der Schalter festzulegen. 

(Klaus Barthel [SPD]: Höchste Zeit!) 

Vor allem aber kommt es darauf an, in dem vom 
Bundestag zu verabschiedenden neuen Postgesetz 
zur künftigen Regulierung der Postdienste Rahmen-
bedingungen festzulegen, die auch in Zukunft eine 
flächendeckende Postinfrastruktur gewährleisten. 
Dies ist jedoch nach den bisher bekannten Vorstel-
lungen des Bundespostministeriums nicht der Fall. 
Wir werden deshalb bei den anstehenden Gesetzes-
beratungen darauf drängen, daß der künftige Uni-
versaldienst, zu dem ein ausreichendes flächendek-
kendes Netz von Annahmestellen, Zustelleinrichtun-
gen etc. gehören muß, auch dauerhaft finanziert wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD) 
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Christine Kurzhals 
Nur mit den öffentlichen Lippenbekenntnissen des 

Bundespostministers und der Regierungskoalition 
zur Sicherung der Postinfrastruktur ist es nicht getan. 
Es muß nun gehandelt werden. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Frau Kol-
legin, nach meiner Information haben Sie heute das 
erste Mal in diesem Hause gesprochen und dann 
noch so pünktlich geendet. Zu beidem möchte ich Ih-
nen ganz herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Das Wort  hat jetzt der Herr Bundesminister Wolf-
gang Bötsch. 

Dr. Wolfgang Bötsch, Bundesminister für Post und 
Telekommunikation: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich dieser Gratulation aus-
drücklich anschließen, Frau Kollegin Kurzhals. Sie 
haben mir vorhin gesagt, Sie seien ziemlich nervös. 
Ich muß sagen: Davon hat man überhaupt nichts ge-
merkt. Sie haben den Postminister in der Art , wie 
man es von einer Sozialdemokratin erwartet, voll an-
genommen. Etwas anderes wäre wirk lich überra-
schend gewesen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wir beschäftigen uns heute mit einem Thema, das 
Gegenstand der Großen Anfrage der Sozialdemokra-
ten ist. Sie ist noch nicht beantwortet; das ist kritisiert 
worden. Daß man dieses Thema auf die heutige Ta-
gesordnung setzt, obwohl wir - wovon ich ausgehe - 
es  in der übernächsten Kabinettssitzung behandeln, 
ist das Recht der SPD. Vielleicht hätte man aber noch 
etwas warten können. 

Der Aspekt der Postpolitik, der heute erörtert wird, 
ist sehr wichtig, da die ausreichende Verfügbarkeit 
von Postfilialen ein Teil der Wohn- und Lebensquali-
tät ist. Diese Bedeutung von Postfilialen hat mir auch 
die große Zahl von Zuschriften - viele auch aus dem 
Deutschen Bundestag - gezeigt. 

Wir haben mit den Postreformen von 1989 und 
1994 den Postunternehmen die unternehmerische 
Selbständigkeit ermöglicht, die sie brauchen, um am 
Markt erfolgreich bestehen zu können. Ich bitte, 
nicht zu übersehen, daß wir im Augenblick in der öf-
fentlichen Diskussion sehr viel von der Telekommu-
nikation reden. Wir werden aber - vielleicht mit einer 
gewissen Zeitverzögerung - auch im Postbereich ei-
nen voll liberalisie rten Markt in Europa und damit 
auch in Deutschland haben. 

Sowohl die Dreiteilung der Post in drei selbstän-
dige Unternehmen als auch die Privatisierung sind 
sehr ausgewogene Konzepte, die sowohl dem Anlie-
gen der Infrastruktur als auch dem Anliegen der be-
triebswirtschaftlichen Effizienz gerecht werden. Des-
halb haben im Sommer 1994 auch 123 Abgeordnete 

der SPD - anders wäre es ja nicht möglich gewesen - 
der  damaligen Verfassungsänderung zugestimmt. 
Das gilt auch für den postpolitischen Sprecher der 
SPD, Herrn Kollegen Bury, der heute allerdings nicht 
spricht, sondern zwei Minenhunde beiderlei Ge-
schlechts in die Debatte geschickt hat. Das ist natür-
lich auch berechtigt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Trotz der Privatisierung hat der Gesetzgeber den 
Bund nicht aus seiner Verantwortung für Postdienst-
leistungen entlassen. Der Bund gewährleistet näm-
lich - Frau Kollegin Kurzhals, Sie haben darauf hin-
gewiesen - in Art . 87 f GG im Bereich des Postwesens 
flächendeckend angemessene und ausreichende 
Dienstleistungen. Der Bund hat damit auch das 
Recht und die Pflicht, die Gestaltungsregeln für das 
Postfilialnetz zu präzisieren. Auf Grund des Postneu-
ordnungsgesetzes wurde daher die Post-Kunden-
schutzverordnung mit Zustimmung des Regulie-
rungsrates erlassen, die am 1. Januar 1996 in Kraft 
getreten ist und weitere Regelungen auch zur Quali-
tät der Dienstleistungen trifft. Wir haben die Prinzi-
pien des von Ihnen angeführten Beschlusses aus dem 
Jahr 1981 dabei nicht geändert. 

Die Bundesregierung sieht nach wie vor das Regu-
lierungsziel einer ausreichenden und angemessenen 
postalischen Infrastruktur als gesichert an, wenn 
grundsätzlich jedem Haushalt in einem Umkreis von 
2 000 Metern eine ortsfeste Vertriebsstelle - das gilt 
für die Städte - zur Verfügung steht. Für die Postver-
sorgung auf dem Lande sind schon wegen der Ent-
fernungen zwischen den einzelnen Ortschaften Aus-
nahmen von dieser Zwei-Kilometer-Regel zugelas-
sen. So kann die Post eine Filiale dann schließen, 
wenn die wöchentlich in der Fi liale anfallende 
Arbeitszeit weniger als fünfeinhalb Stunden beträgt. 
Für diesen Fall sind Landzusteller mit Annahmebe-
fugnis einzusetzen. 

Vor drei Jahren habe ich zugelassen, daß eigenbe-
triebene Postfilialen in Postagenturen umgewandelt 
werden dürfen. Nach unserer Erfahrung - Umfragen 
neutraler Institute belegen das - werden die in Post-
agenturen umgewandelten früheren Poststellen nach 
einer Eingewöhnungszeit vor allem wegen der län-
geren Geschäftsöffnungszeiten in der Bevölkerung 
positiv aufgenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch nach Berichten der Deutschen Post AG hat 
sich diese Vertriebsform insgesamt bewäh rt . Dem 
Kunden ist es natürlich lieber, wenn er zu den norma-
len Ladenöffnungszeiten - ob ohne oder mit Ände-
rung des Ladenschlußgesetzes, lasse ich jetzt einmal 
dahingestellt - eine Bedienung bekommt, als wenn 
er einen weißgetünchten Raum hat, an dem „Post" 
steht und in dem das Neonlicht brennt, der aber ge-
schlossen ist. Davon hat der Kunde natürlich wesent-
lich weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Gesamtnetz der Deutschen Post AG umfaßt 
gegenwärtig rund 17 000 Postfilialen, davon knapp 
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3 000 Postagenturen. Ferner sind rund 15 000 Land-
zusteller mit Annahmebefugnis eingesetzt. Sie se-
hen, meine Damen und Herren, wir sind noch immer 
sehr weit von der von mir vor über zwei Jahren ge-
nannten Grenze einer mindestens fünfstelligen Zahl 
von Postfilialen entfernt. 

Ich habe natürlich auch Maßnahmen getroffen, die 
einer übereilten Schließung von Postschaltern durch 
die Deutsche Post AG entgegenwirken. Im Herbst 
vergangenen Jahres habe ich nicht zuletzt auf Grund 
vorliegender und von mir nachgeprüfter, berechtig-
ter Beschwerden wegen der Schließungspraxis der 
Deutschen Post AG Vorlauffristen bei der Herstel-
lung des Benehmens mit den Gemeinden und zur 
Unterrichtung der Bevölkerung festgelegt. So hat die 
Unterrichtung der Gemeinden mindestens zwei Mo-
nate und die Information der Bevölkerung sechs Wo-
chen vor dem Wirksamwerden der beabsichtigten 
Änderungsmaßnahme, zum Beispiel der Schließung 
einer Postfiliale oder der Umwandlung in eine Post-
agentur, zu erfolgen. 

Insbesondere im Hinblick auf die anstehende Kapi-
talverflechtung der Deutschen Post AG mit der Deut-
schen Postbank AG habe ich - - 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Bar-
thel? 

Dr. Wolfgang Bötsch, Bundesminister für Post und 
Telekommunikation: Bitte. Er spricht zwar nachher 
noch, aber trotzdem: Auf geht's! 

Klaus Barthel (SPD): Sie haben ausdrücklich er-
wähnt, daß das Benehmen mit den Gemeinden ein-
zuhalten sei und es dafür Fristen gebe. Können Sie 
mir Fälle nennen - gibt es überhaupt welche? -, bei 
denen der Einfluß der Gemeinde und der Bürgerin-
nen und Bürger Auswirkungen auf die Politik der 
Post AG gehabt hat? 

(Wolfgang Schulhoff [CDU/CSU]: In Köln!) 

Dr. Wolfgang Bötsch, Bundesminister für Post und 
Telekommunikation: Ich kann Ihnen jetzt keine Ein-
zelfälle nennen; das ist natürlich erörtert worden. 
Aber ich will Ihnen zugestehen: In Einzelfällen ist es 
wirklich so - ich habe das ja ganz kurz angespro-
chen -, daß eine beabsichtigte Schließung nicht so 
durchgeführt wurde, wie wir uns das vorstellen. 

Es gab auch Fälle wie den, daß um 9 Uhr eine Pres-
sekonferenz abgehalten wurde, in der verkündet 
wurde: Um 11 Uhr wird geschlossen. Genau das 
habe ich beanstandet und deshalb festgelegt, daß 
dieses Benehmen so rechtzeitig erfolgt, daß zumin-
dest eine Meinungsbildung in der Kommune herbei-
geführt werden kann. „Benehmen" heißt, daß zumin-
dest dem Rat kleinerer Gemeinden - der Rat einer 
Stadt wird sich nicht damit befassen - Gelegenheit 
gegeben wird, sich damit zu beschäftigen. 

Ich betrachte es als ein Nobile officium - auch das 
habe ich der Post AG gesagt -, vorab auch die zu-
ständigen Abgeordneten zumindest zu informieren. 
Anders geht es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es waren inzwischen sogar Landräte bei mir, um 
sich zu bedanken. Ein Landrat, zufälligerweise aus 
Unterfranken - ich will den Mann nicht öffentlich 
nennen -, hat zu mir gesagt: Ihr macht das ganz 
prima. Am Schluß hätte er sich am liebsten dafür be-
dankt, daß die Filiale jetzt geschlossen wird. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: So sind wir in 
Unterfranken!) 

Das hat er dann zwar nicht gemacht, aber das unter-
streicht doch: Jedenfalls muß die Form anständig 
sein. Da stimme ich Ihnen vollkommen zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Klaus  Barthel [SPD]: Das würden wir uns 

wünschen!) 

Ende November habe ich die Deutsche Post AG 
gebeten, vorerst keine wesentlichen Veränderungen 
im Filialnetz vorzunehmen, bevor nicht die Frage der 
Kapitalverflechtung zwischen Post AG und Post-
bank AG geklärt ist. Diese Klärung wird in wenigen 
Wochen erfolgen. Das betrifft Filialschließungen und 
Umwandlungen in Postagenturen gleichermaßen. 
Der Vorstandsvorsitzende des Unternehmens hat die 
Erfüllung dieses Anliegens zugesagt, jedoch auf ei-
nen zeitlichen Nachlauf hingewiesen, da es teilweise 
schon Einleitungsmaßnahmen gab, beispielsweise 
auch Kündigungen von Räumen ausgesprochen wor-
den sind. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, ich konnte 
Ihnen in diesem kurzen Beitrag verdeutlichen, wel-
che große Bedeutung die Bundesregierung einer an-
gemessenen Versorgung mit Postschaltern beimißt. 
Denn wenn es keine Postschalter gibt, gibt es auch 
keine Kundschaft. Wenn es keine Kundschaft gibt, 
machen wir keinen Umsatz. Ich halte diese Einsicht 
für eine Selbstverständlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen auch zu: Obwohl Sie jetzt von Ih-
rem Aufsetzungsrecht Gebrauch gemacht haben, 
werden wir Ihnen die Antworten auf Ihre Große An-
frage geben und schriftlich zuleiten. Sie sehen, der 
Bundesregierung ist nicht nur der Sachverhalt wich-
tig, sondern auch die Tatsache, daß die Opposition 
zumindest mit der Verfahrensweise zufrieden sein 
kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Arne  Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Das reicht 

uns aber nicht!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Manuel Kiper. 
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Dr. Manuel Kiper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Es geht darum, die Post in der Fläche 
zu erhalten und das Filialnetz zu sichern. Das soll 
kein Plädoyer für eine Schneckenpost, sondern ein 
Plädoyer für die Modernisierung der Post sein. 

Wir brauchen eine Nachfrage, die die Versorgung 
mit Postfilialen sicherstellt. Der Bundespostminister 
hat ausgeführt, daß es im Augenblick noch 17 000 Fi-
lialen gibt. Aber wir müssen davon ausgehen, daß 
viele dieser Filialen nicht erhalten bleiben, wenn es 
nicht zu einer Dynamisierung der Nachfrage kommt. 
Uns ist ja bekannt, daß alleine 4 000 Kleinstfilialen 
weniger als zehn Kunden pro Tag haben. Deren 
Schließung ist vorprogrammiert. Es kommt darauf 
an, eine Alte rnative dazu zu entwickeln. 

Die Post muß mit einer neuen Perspektive in Gang 
kommen. Die Perspektive muß sein, daß die Post in 
der Fläche ein umfassendes Dienstleistungsunter-
nehmen wird. Dies sind wir den Bürgerinnen und 
Bürgern in diesem Lande schuldig, damit die Post in 
der Fläche nicht verschwindet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben heute einen Entschließungsantrag zur 
Sicherung des Postfilialnetzes eingebracht. Darin 
wird die Bundesregierung aufgefordert, ihren Infra-
strukturauftrag im Bereich des Postwesens gemäß 
Art . 87f des Grundgesetzes über die Deutsche Post 
AG zu gewährleisten, und die Bundesregierung wird 
aufgefordert, für die gegenwärtig bestehende Zahl 
von Postfilialen in Deutschland Bestandsschutz zu 
garantieren. 

Der Herr Bundespostminister hat jetzt noch einmal 
ausgeführt, daß nach wie vor in der Regel in einem 
Umkreis von 2 000 Metern eine Postfiliale erreichbar 
sein soll. Es gibt jetzt erfolgversprechende Ansätze, 
nicht nur die Landzusteller, sondern auch tatsächlich 
eine physische Präsenz von Filialen in der Fläche zu 
erhalten, und zwar mit neuen Konzepten: auf der ei-
nen Seite die Postagenturen, auf der anderen Seite 
das, was in Sachsen-Anhalt mit Bürgerservicebüros, 
mit Büroläden entwickelt worden ist und praktiziert 
wird. Wir halten dies für mustergültig und sehen die 
Chance, daß damit postalische Dienstleistungen auf 
dem Lande auch ohne unternehmenseigene Postfilia-
len ermöglicht werden. 

Es ist darüber hinaus auch zu prüfen, ob nicht in 
solchen modernen Einrichtungen auf dem Lande 
auch weitere kommunale Dienstleistungen angebo-
ten werden können. 

Der Herr Bundespostminister hat schon den Zu-
sammenhang der Verflechtung mit der Postbank ge-
nannt. Es ist ganz klar, daß ein Vertriebsverbund zwi-
schen der Deutschen Post AG und der Postbank AG 
organisatorisch aufrechterhalten werden muß, um 
die finanzielle Sicherung der postalischen Versor-
gung zu gewährleisten. Wir treten dafür ein, daß eine 
qualifizierte Kapitalbeteiligung der Deutschen Post 
AG an der Postbank abgesichert wird. Wir halten es 
auch für nötig, daß in dem zu verabschiedenden 

Postgesetz ein genügend großer reservie rter Bereich 
respektive genügend Exklusivlizenzen der Post AG 
zugestanden werden. 

Wir halten es weiter für nötig, daß der Deutsche 
Bundestag das unterstützt, was der Postregulierungs-
rat in einer Stellungnahme bereits verabschiedet hat, 
nämlich daß dem Remailing zum Schaden der Deut-
schen Post AG Einhalt geboten wird. 

Die Bevölkerung geht mancherorts gegen die 
Schließung von Postfilialen auf die Straße, und das 
zu Recht. Wir haben es in Hannover erlebt, daß in ei-
nem sozial sehr bedenklichen Stadtteil auch noch die 
Post zugemacht wurde. Wir können den Bürgerinnen 
und Bürgern nur danken, daß sie demonst riert  ha-
ben, daß sie eine eigene Bürgerpost eingerichtet und 
auf diese Weise, Herr Bundespostminister, die Deut-
sche Post AG gezwungen haben, in diesem Stadtteil 
wieder eine Filiale aufzumachen. Bedauerlicher-
weise ist es so weit, daß die Bürgerinnen und Bürger 
die Post im Stadtteil, die Post auf dem Lande verteidi-
gen müssen. 

Die Postagenturen sind nach unserer Einschät-
zung zwar teilweise ein Fortschritt. Sie sind besser 
als die komplette Schließung der Post im Einzelfall. 
Aber wir müssen auch sehen, daß die Errichtung von 
Postagenturen kein vollwertiger Ersatz für bisherige 
unternehmenseigene Postfilialen ist. Orte mit Post-
agenturen haben gegenüber regulären Postämtern 
Standortnachteile. Geschäftskunden wird in der Re-
gel weder eine Postfachauslieferung noch der Ser-
vice für Freistempler geboten. Auch ein großer Be-
reich von Postbankdiensten bleibt bei den Agentu-
ren ausgeklammert. 

Ich spreche mich hier nicht gegen Experimente 
aus. Postagenturen sind besser als nichts. Aber sie 
sind ein Abstieg, und die Post beginnt damit vor Ort 
den Abstiegsreigen. Unsere Fraktion hält es für nö-
tig, daß hier ein Aufstieg, bine Vorwärtsstrategie or-
ganisiert wird. Neue und zufriedene Kunden, das 
müßte die Devise sein, nicht der Abstieg. 

Verehrte Kolleginnnen und Kollegen, ich komme 
zum Schluß. Die Deutsche Post AG ist das Unterneh-
men mit dem bundesweit dichtesten Filialnetz. 

Angesichts von geplanten umfangreichen Nieder-
lassungsschließungen potentieller Konkurrenten im 
Finanzdienstleistungsbereich, wie wir sie im Zusam-
menhang mit Telebanking erleben - dazu gehört 
auch die Prognose, daß die Banken die Hälfte ihrer 
Filialen auf dem Land schließen werden -, ist der In-
frastrukturauftrag für die Deutsche Post AG zugleich 
Pflicht wie Chance. 

Die Pflicht zur flächendeckenden Präsenz muß als 
Chance genutzt werden. Kostendeckungsbeiträge 
müssen durch Ausweitung von Aktivitäten bzw. Er-
schließung neuer Geschäftsfelder erwirtschaftet wer-
den. Die demographische Entwicklung verläuft so, 
daß in den nächsten Jahren die Zahl der alten Men-
schen in diesem Land zunehmen wird. Die Post muß 
deshalb gerade für die älteren Menschen, für die we- 
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niger mobilen Menschen, vor Ort bleiben. Die Post 
als verlorene gelbe Tulpe hat keine Chance. 

Herr Bundespostminister, sorgen Sie dafür, daß die 
Post in der Fläche erhalten bleibt! 

Ich danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Max Stadler. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es besteht über-
haupt kein Zweifel, daß die Bevölkerung unserem 
Thema weitaus mehr Interesse entgegenbringt, als 
es die Behandlung hier am Ende einer langen Sit-
zungswoche zu indizieren scheint. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Denn ohne Zweifel befinden wir uns in einem 
Spannungsgefüge, das nicht leicht zu lösen ist. Einer-
seits ist durch die Postreform gewollt, daß sich die 
Post unternehmerischen Kriterien unterordnet, und 
andererseits ist ein Infrastrukturauftrag nach Art . 87 f 
GG zu erfüllen. Der Infrastrukturauftrag verlangt 
eine Präsenz der Post in der Fläche, und zwar in ei-
nem Umfang, wie er betriebswirtschaftlich kaum ver-
tretbar sein wird. 

Dafür, daß der Bundespostminister in diesem Span-
nungsfeld die Sache als ein Politikum angehen muß, 
habe ich - schließlich komme ich aus dem Flächen-
staat Bayern - Verständnis. Gerade in den Flächen-
staaten gehört es zu den Identifikationsfaktoren auf 
dem Lande, daß es in den Gemeinden eine Post gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Viele Bürgerinnen und Bürger empfinden ihre Si-
tuation auf dem Dorf so, daß der Bahnhof schon 
lange aufgelassen worden ist - heute wird vielleicht 
wieder mühsam versucht, ihn im Zuge neuer Nah-
verkehrskonzepte zu installieren -, die Schule zen-
tralisiert ist und die Kinder in der Früh mit dem Bus 
in den Nachbarort gekarrt werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Bar-
thel? 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Ja, gerne. 

Klaus Barthel (SPD): Sie haben gesagt, ein solches 
Netz von Filialen ist nicht kostendeckend zu betrei-
ben. Ich lese mit großem Interesse im „Postforum" 
vom November 1995 Ihre Aussage zur zukünftigen 
Liberalisierung der Postmärkte. Es geht darum, ob 
die Post AG einen durch Monopol geschützten Be-
reich braucht, um zum Beispiel die Kosten für ein sol-
ches Netz bestreiten zu können. 

Sie sagen zu den Initiativen des Postministers bzw. 
zu seinen Eckpunkten und seiner Vorlage: Aller-
dings vertrauen Sie - also der Herr Minister - noch 
zu wenig auf den Markt; ich bin der Auffassung, daß 
eine gesonderte Übergangszeit von fünf Jahren für 
die Post nicht nötig ist. 

Auf gut deutsch: Sie wollen ab 1. Januar 1998 
keine geschützten Bereiche und damit keine Einnah-
men für die Post AG haben, mit denen die Kosten für 
das Ihrer Meinung nach zu deckende Defizit aus 
dem Filialnetz übernommen werden können. Ist das 
so richtig oder ist das ein Widerspruch in Ihrer Argu-
mentation? 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Lieber Herr Kollege Bar-
thel, zunächst einmal freut es mich, daß Sie meine 
Artikel nicht nur lesen, sondern auch archivieren und 
zum richtigen Zeitpunkt zur Stelle haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Zur Sache selber darf ich Sie darauf aufmerksam 
machen, daß wir heute über eine Situation sprechen, 
die wie in vielen anderen Gebieten unseres Bereichs 
Post und Telekommunikation dadurch gekennzeich-
net ist, daß wir uns gewissermaßen in einer Über-
gangsphase befinden. Auf der einen Seite sind die 
Unternehmen schon privatisiert. Sie haben die Ver-
pflichtung, sich wie ein Privatunternehmen an be-
triebswirtschaftlichen Kriterien zu orientieren. Auf 
der anderen Seite ist eben der Wettbewerb, von dem 
wir als Liberale allerdings in der Tat glauben, daß er 
sehr wohl geeignet ist, die Nachfrage dann umfas-
send zu bef riedigen, noch nicht installiert. 

Insofern liegt überhaupt kein Widerspruch vor, 
sondern wir haben uns mit der jetzigen Übergangssi-
tuation zu befassen. Hier war ich gerade dabei, zu-
nächst einmal den Zustand zu beschreiben, ehe ich 
auf die für die Übergangssituation gebotenen Lö-
sungsvorschläge komme. 

(Klaus Barthel [SPD]: Ich bin gespannt!) 

Ich darf noch einmal kurz auf die Schilderung der 
Situation zurückkommen, wie sie in vielen Dörfern 
empfunden wird: Bahnhof ist schon geschlossen, die 
Schule ist als ein wesentliches auch kulturelles Iden-
tifikationsmerkmal zentralisiert, Tante -Emma-Laden 

 hat vielleicht schon aufgegeben, und die Sonntags-
messe fällt wegen Priestermangels aus, wofür aus-
nahmsweise die Politik einmal nicht verantwortlich 
ist. 

In dieser Situation wird es schon als schlimm emp-
funden, wenn als letzte noch öffentlich empfundene 
Institution auch die Poststelle oder die Postfiliale 
schließt. Freilich muß man all dem in der Analyse na-
türlich entgegenhalten: Wenn die Postbenutzer die 
Filialen und Poststellen in der Vergangenheit auch 
wirklich benutzt und sie eben nicht nur als Identifi-
kationsmerkmal am Dorf willkommen geheißen hät-
ten, dann gäbe es wahrscheinlich die Diskussion gar 
nicht, jedenfalls nicht in diesem Umfang. 
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Daher hat die Post AG zu Recht neue Wege be-

schritten und in den letzten drei Jahren eine Vielzahl 
von Postagenturen eingerichtet. Ich muß Ihnen ganz 
ehrlich gestehen, daß man anfangs gegenüber dieser 
Neuerung durchaus aus verschiedenen Gründen 
skeptisch sein konnte. Nun hat sich aber herausge-
stellt, daß die Kunden - das beweist etwa eine Um-
frage von EMNID - mit den Postagenturen sehr zu-
frieden sind. Vor allem kommt man endlich aus dem 
Teufelskreis heraus: wenig Umsatz, deswegen kür-
zere Öffnungszeiten, deswegen noch weniger Um-
satz und am Schluß die Schließung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Aus diesem Teufelskreis sind wir erstmals heraus-
gekommen, weil eben der wichtigste Vorteil in der 
Tat in den längeren Öffnungszeiten liegt. Mit etwas 
Phantasie - ich knüpfe an Kollege Kiper an - könnte 
man sich neben Postagenturen auch noch andere 
neue und moderne Formen der Präsenz der Post auf 
dem Lande vorstellen. Darauf will ich jetzt nicht nä-
her eingehen, sondern dies damit nur andeuten. 

Die Frage, die aber hauptsächlich in der SPD-An-
frage gestellt wird, nämlich wie viele Postfilialen, 
also in Form der umfassenderen Filiale, erhalten wer-
den können, hängt selbstverständlich eng mit der 
künftigen Kooperation von Post AG und Postbank 
zusammen. Die Erhaltung von möglichst vielen Filia-
len ist auch aus Sicht der F.D.P. ein anzustrebendes 
Ziel. Nach dem Schroders-Gutachten wird es aber 
nicht zu dem von der Post AG ursprünglich ge-
wünschten Umfang der Beteiligung an der Postbank 
kommen. Soviel kann man schon heute vorhersagen. 
Aber etwa eine Kooperation in einem sinnvollen, län-
gerfristigen Kooperationsvertrag könnte sehr wohl 
ein sehr guter Beitrag dazu sein, daß die Filialen opti-
mal ausgelastet und damit erhalten werden können. 

Die Beteiligung wird in einer gewissen Form sicher 
kommen. Das ist meiner Meinung nach aber nicht 
der entscheidende Punkt, sondern die Frage ist: Wie 
verläuft die Kooperation? Mit oder ohne Beteiligung? 
Dafür braucht es auf alle Fälle einen vernünftigen 
Kooperationsvertrag. Daran führt kein Weg vorbei. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn dies entschieden ist - das wird demnächst 
der Fall sein -, dann wird es gleichwohl wieder zu 
Umwandlungen zu Postagenturen kommen. Auch 
das kann man schon heute vorhersehen. Ich bitte die 
Post AG, dabei große Sorgfalt bei der Standortwahl 
walten zu lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die vorhin schon angesprochene Beteiligung und 
Einbindung der Kommunalpolitik sollte nicht nur als 
Hemmnis empfunden werden, zu raschen Entschei-
dungen zu kommen, sondern auch als Chance, die 
Akzeptanz dieser Entscheidungen zu erhöhen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Als Kommunalpolitiker mache ich die Anmerkung, 
daß die Kenntnis vor Ort auch dazu führen kann, daß 
die bekannte Zwei-Kilometer-Grenze nicht so sche-
matisch angewandt wird, wie etwa in einem Fall in 
Passau mit den Stadtteilen Innstadt und Haibach, 
den ich selber begleitet habe, bei dem die Agentur 
gerade do rt  eingerichtet wurde, wo die Zwei-Kilo-
meter-Regelung zwar eingehalten war, sich aber 
eben nicht das Gros der Bewohner dieses Stadtteils 
dort  befindet, so daß sich die erhoffte Zufriedenheit 
mit diesem Standort eben nicht eingestellt hat. Hier 
soll man ruhig einmal auf die Mithilfe durch die Kom-
munalpolitik vertrauen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Schließlich sollte die Auflösung einer Poststelle 
und die Neueinrichtung einer Agentur zeitlich un-
mittelbar Hand in Hand gehen. Das müßte eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit sein. 

Meine Damen und Herren, insgesamt erwarten 
wir, daß in der Übergangszeit, bis der Markt für eine 
optimale Bef riedigung der Bedürfnisse sorgen kann, 
der Spagat, von dem ich eingangs gesprochen habe, 
durchaus gelingen kann, nämlich einerseits den In-
frastrukturauftrag angemessen zu erfüllen und sich 
andererseits bet riebswirtschaftlich vernünftig zu ver-
halten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Klaus  Barthel [SPD]: Aber wie, ist doch die 

Frage!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
Kollege Jüttemann. 

Gerhard Jüttemann (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine Bi-
lanz der bisherigen Ergebnisse der Postreform führt 
zu sehr klaren Aussagen. 

Erstens. Bisher sind 46 000 Arbeitsplätze abgebaut 
worden. In diesem Jahr sollen 16 000 weitere ver-
schwinden, in den vier Jahren darauf noch einmal 
knapp 20 000. Die Idee des Bündnisses für Arbeit, 
das von Unternehmer- und Regierungsseite offen-
sichtlich zu einem Bündnis für Arbeitslosigkeit um-
funktioniert werden soll, hat die lange geplante Zahl 
der zu streichenden Stellen nicht im mindesten redu-
ziert. 

Zweitens. Die Versorgung der Bevölkerung mit 
postalischen Dienstleistungen hat sich gravierend 
verschlechtert. Gestiegenen Preisen steht die Schlie-
ßung Tausender Postfilialen und eine zum Teil drasti-
sche Verkürzung der Öffnungszeiten gegenüber. 
Überraschend sind diese Ergebnisse nicht. Die Bun-
desrepublik ist nicht das erste Land, das seine Post 
privatisiert. In Großbritannien beispielsweise bezah-
len die kleinen Postkunden seit vielen Jahren die Ra-
batte der Großkunden, mit denen das Postunterneh-
men die eigentlich lohnenden Geschäfte macht. Kurt 
van Haaren, der Vorsitzende der Deutschen Postge-
werkschaft, hat vor anderthalb Jahren in einem Pres- 
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seinterview den Hintergrund der Postreform wie 
folgt beschrieben: 

Die Postarbeitgeber wollten und wollen die Um-
wandlung der öffentlichen deutschen Bundes-
postunternehmen in p rivate Aktiengesellschaf-
ten nutzen, um - ich sag mal - paradiesische Ver-
hältnisse für sich als künftige p rivate Arbeitgeber 
zu schaffen. Sie wollen auf der einen Seite die 
Schwächung der bet rieblichen Interessenvertre-
tung, sie wollen auf der anderen Seite Lohn- und 
Sozialabbau, wollen einen abhängigen Beamten, 
um dann als private Arbeitgeber schalten und 
walten zu können. Das ist die innere Philosophie. 

Dem ist kaum etwas hinzuzufügen, außer: Auf die-
sem Weg ist inzwischen schon viel erreicht worden. 
Daß die Qualität der Versorgung immer mehr in Mit-
leidenschaft gezogen wird, liegt in der Logik der Sa-
che und läßt sich auch durch einen Grundgesetzarti-
kel 87 f nicht aufhalten. 

Die Post AG hat ihr eigenes Konzept, auch wenn 
sie uns darüber nichts mitteilt. Aber wir wissen doch 
immerhin, daß sie die bisherige Schließung Tausen-
der Postfilialen im Gegensatz zu der betroffenen Be-
völkerung für völlig unproblematisch hält, weil an-
geblich entweder die Nachfrage nicht mehr bestand 
oder die Versorgung von benachbarten Postfilialen 
übernommen werden würde. Wir wissen, daß die 
Post AG begeistert die Idee der Umwandlung von 
Postfilialen in Postagenturen verfolgt, weil sie auf 
diesem Weg immense Bet riebs- und Lohnkosten 
spart. Es gibt Pressemeldungen, die sich auf inte rne 
Post-Pläne berufen, nach denen die Post AG im Jahr 
2000 nur noch 3 000 eigene Filialen betreiben will. 
Der Rest soll sich aus Postagenturen und Poststellen 
ohne Postpersonal zusammensetzen. Vielleicht ist 
diese Meldung ja übertrieben. Die Tendenz aber 
geht genau dorthin. 

Der Post AG wäre daraus nicht einmal ein Vorwurf 
zu machen. Sie muß sich auf dem freien Markt so ver-
halten, wenn sie in der Konkurrenz bestehen will. 
Der Vorwurf ist der Politik zu machen, die für eine 
solche Entwicklung die Bedingungen geschaffen hat, 
und einer Regierung, die sich nun überfordert zeigt, 
innerhalb von immerhin fünf Monaten Fragen zu den 
Folgen der von ihr zu verantwortenden Privatisie-
rung im Postbereich zu beantworten. Bei der Beant-
wortung von Fragen, die man sich selbst gestellt hat 
und schon immer öffentlich hören wollte, geht es we-
sentlich schneller. 

Von der Bundesregierung jedenfalls ist zu fordern, 
daß sie geeignete Maßnahmen ergreift, die die jet-
zige negative Entwicklung stoppen, umkehren und 
den Art . 87f des Grundgesetzes inhaltlich absichern. 
Aus diesem Grunde unterstützt die PDS den vorlie-
genden Entschließungsantrag von Bündnis 90/Die 
Grünen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat die 
Kollegin Renate Blank das Wort. 

Renate Blank (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist Wahlkampfzeit. 
Deshalb unterhalten wir uns über die Postfilialen. 
Für die Kommunalwahlen am nächsten Sonntag in 
Bayern  wird dies der SPD leider nichts mehr nützen. 
Ich glaube kaum, daß es ihr in den anderen Ländern 
bei den kommenden Wahlen am 24. März nützen 
wird. Wir unterhalten uns aber heute über die Postfi-
lialen nach dem Motto 

(Hans Martin Bury [SPD]: Dann hätten Sie 
doch rechtzeitig geantwortet!) 

- lieber Kollege Bury, ich bin nicht die Bundesregie-
rung -: Es ist zwar schon alles gesagt worden, aber 
noch nicht von allen. 

Auf Grund des neuen Art . 87f des Grundgesetzes 
gewährleistet der Bund im Bereich des Postwesens 
flächendeckend angemessene und ausreichende 
Dienstleistungen, die als privatwirtschaftliche Tätig-
keiten durch die Deutsche Post AG und andere p ri

-vate Anbieter erbracht werden. Der Infrastrukturauf-
trag ist bestimmt nicht einfach zu handhaben und 
wird sicher auch unterschiedlich interpretie rt , vor al-
len Dingen durch die Entwicklung der Nachfrage, 
die Veränderungen infolge der Postreformen I und II 
sowie die Beschränkung des Infrastrukturauftrages 
auf den Monopol- und Pflichtleistungsbereich der 
Deutschen Post AG. 

Die vom Regulierungsrat beschlossene Postkun-
denverordnung legt eine 2 000-Meter-Entfernungsre-
gelung für Postfilialen als Kriterium fest. Die Gestal-
tung des Filialnetzes erfolgt jedoch nach unterneh-
mensinternen Vorgaben der Deutschen Post AG. 
Nach deren Angaben kann eine Filiale eingerichtet 
werden, wenn erwartet wird, daß die Grundarbeits-
zeit mindestens 5,5 Stunden pro Woche erreicht. 

Erlauben Sie mir eine persönliche Bemerkung: Bei 
dieser Grundarbeitszeit halte ich eine Postfiliale für 
absolut unrentabel. 

Nun einige Anmerkungen zu den Postfilialen. 
Derzeit gibt es zirka 15 000 eigene Postfilialen, davon 
sind zirka 12 000 einschaltrig. Zirka 2 000 Postagen-
turen - darauf gehe ich später ein - kommen noch 
hinzu. Vor dem Hintergrund erheblicher Nachfrage-
rückgänge nach Schalterdienstleistungen und der 
damit verbundenen Auswirkungen auf die jährlich 
anfallenden Kosten von zirka 4 Milliarden DM muß 
die Deutsche Post AG das Filialnetz fortlaufend und 
bundesweit unter den Gesichtspunkten der Wi rt

-schaftlichkeit einerseits und der Infrastruktur-Dienst-
leistungsverpflichtung andererseits nach posteige-
nen Organisationsvorgaben untersuchen und auf das 
sorgfältigste abwägen, wie das Filialnetz an verän-
derte Gegebenheiten angepaßt und gegebenenfalls 
auf wirtschaftlichere Vertriebswege umgestellt wer-
den muß. 

Ich denke hier auch daran, daß ein Zusteller mit 
Annahmebefugnis den Infrastrukturauftrag ebenso 
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gut erfüllen kann wie eine Filiale. Der persönliche 
Kontakt und das Vertrauensverhältnis zwischen Zu-
stellern mit Annahmebefugnis und den Kunden wird 
allgemein als sehr gut beurteilt, da gerade diese Zu-
steller besonders für alte und gehbehinderte Men-
schen oft mehr als einen Ersatz für eine stationäre 
Postfiliale darstellen. 

Da sich die Deutsche Post AG dem Wettbewerb zu 
stellen hat, muß es erlaubt sein, auch über das Filial-
netz zu reden. Meines Erachtens sind Postagenturen 
für die Zukunft ein geeignetes Instrument, Post-
dienstleistungen zu erbringen. Wenn man bedenkt, 
daß eine Postagentur im Vergleich zu kleinen, eigen-
betriebenen Postfilialen im Durchschnitt um 
60 Prozent billiger ist, läßt sich leicht ausrechnen, 
welche Möglichkeiten bestehen, um Se rvice und 
Dienstleistung wirtschaftlich auszubauen. 

Ich plädiere deshalb für weitere Postagenturen, da 
sie sich meines Erachtens bewährt haben. Postagen-
turen sind schnell und einfach zum Beispiel in Ein-
kaufszentren, wo die Kundenströme stattfinden, zu 
errichten, und können abseits gelegene Postfilialen 
ersetzen. 

In Postagenturen sind die Öffnungszeiten wesent-
lich kundenfreundlicher als bei vielen Postfilialen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum Beispiel können in einem Schreibwarenge-
schäft, das von 7.00 bis 18.30 Uhr geöffnet hat, 
11,5 Stunden lang Postdienstleistungen erbracht 
werden, also mehr als in jeder Poststelle, und das, 
Herr Kollege Stadler, mit dem jetzigen Ladenschluß-
gesetz. 

Ich habe die Vision eines Nachbarschaftsladens 
nicht nur in der Fläche, sondern auch in der Stadt, 
der neben seinem Einzelhandelssortiment Post-
dienstleistungen anbietet, einfache Bankgeschäfte 
abwickelt, Bausparverträge abschließt, Lebensversi-
cherungen verkauft, vielleicht auch kommunale 
Dienstleistungen erbringt und nebenbei als Kommu-
nikationszentrum zweckdienlich ist. Als Einzelhänd-
lerin weiß ich, wovon ich rede, wenn ich im Zeitalter 
der Kommunikationstechniken und fast unbegrenz-
ten Kommunikationsmöglichkeiten den persönlichen 
Kontakt nach wie vor für wichtig halte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Max Stadler [F.D.P.]) 

Natürlich haben selbständige Betreiber eines Nach-
barschaftsladens weniger mit der Gewerkschaft, da-
für mehr mit Kundenfreundlichkeit und Se rvice zu 
tun. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Lieber Kollege Kiper, Postagenturen sind kein Ab-
stieg; denn der deutsche Einzelhandel ist leistungsfä-
hig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vielleicht ein Vorschlag nebenbei: Wir könnten 
auch unsere Wahlkreisbüros für Postagenturen zur 
Verfügung stellen; dann könnten wir gleich die Be-
schwerden der Bürger aufnehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gute Idee!) 

Wir und auch die Deutsche Post müssen bewegli-
cher werden und neue Möglichkeiten im Hinblick 
auf Postagenturen forcieren. Die Deutsche Post AG 
ist gehalten, ein Filialkonzept zu entwickeln, das so-
wohl den Infrastrukturauftrag als auch die Wi rt

-schaftlichkeit des Unternehmens Deutsche Post AG 
berücksichtigt. 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sehr richtig!) 

Zur Vorlage eines Filialkonzeptes ist es aber meines 
Erachtens dringend erforderlich, daß der Kooperati-
onsvertrag zwischen Deutscher Post AG und Post-
bank endlich abgeschlossen wird, der langfristig an-
gelegt, effektiv und für beide Unternehmen betriebs-
wirtschaftlich sinnvoll sein muß. 

(Arne Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Wem 
sagen Sie das?) 

Denn damit kann die Wettbewerbsfähigkeit der Post 
und der Postbank gefördert und eine gemeinsame 
Zukunft der beiden jungen Aktiengesellschaften ge-
sichert sowie die Leistungskraft erhöht werden. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Jawohl!) 

Dies kann aber nicht nach dem Motto „Wettbewerb 
fördern und Monopol sichern" laufen. So geht es 
nicht. 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 00/DIE GRÜ

-

NEN]: Treiben Sie mal den Postminister an!) 

Mit einer Kapitalbeteiligung der Post an der Post-
bank, die nicht zu einer Beherrschung führt, können 
Synergieeffekte und Effizienzvorteile erzielt werden. 
Das ist eine wirtschaftliche Voraussetzung dafür, daß 
der verfassungsrechtliche Auftrag aus A rt . 87 f des 
Grundgesetzes zur Sicherstellung einer angemesse-
nen Infrastruktur von Postfilialen und Postagenturen 
mit zeitgemäßen Leistungen erfüllt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
SPD: Dann machen Sie doch mal!) 

Hiermit wäre dann eine Planungssicherheit für Be-
schäftigte und Bevölkerung gegeben. 

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, kritisieren 
wir nicht dauernd; denn Kritik führt zu Verunsiche-
rungen und zum Madigmachen, sondern unterstüt-
zen wir die Bemühungen von Post und Postbank, 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Und des 
Postministers!) 

damit beide Unternehmen im Interesse der Beschäf-
tigten und der Bürger im Wettbewerb bestehen kön-
nen. 



8296 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 93. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. März 1996 

Renate Blank 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Max Stadler [F.D.P.]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Als letztem in 
dieser Debatte erteile ich dem Kollegen Klaus Bar-
thel das Wort . 

(Peter Götz [CDU/CSU]: Schon wieder eine 
Premiere!) 

Klaus Barthel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wenn die Politik dieser Koalition so 
weitergeht, werden wir am Ende dieses Jahres wahr-
scheinlich nicht über den Ehrenschutz von Soldaten 
diskutieren, sondern über den Denkmalschutz für die 
10 000. Filiale der Post von Herrn Bötsch. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das nehmen Sie 
sofort zurück! - Heiterkeit und Beifall bei 

der SPD) 

Insofern ist der Umgang der Bundesregierung mit 
unserer Großen Anfrage symptomatisch für ihren 
Umgang mit der Zukunft der Postunternehmen, mit 
deren Kundinnen und Kunden und mit den Beschäf-
tigten. Die Brisanz dieses Themas ist der Bundesre-
gierung - so denke ich - durchaus bewußt. Trotzdem 
und deswegen wird vertagt, verzögert und verscho-
ben. Wenn man unsere 17 Fragen aus der Großen 
Anfrage anschaut, dann muß man feststellen, daß wir 
kaum eine Antwort auf auch nur eine Frage bekom-
men. 

(Peter Götz [CDU/CSU]: Das hängt von den 
Fragen ab, die man stellt!) 

Trotzdem und deswegen braucht die Bundesregie-
rung eine hausinterne Abstimmung und Ressortab-
stimmung nach der anderen. 

Die Bevölkerung ist sensibilisiert, und die Aus-
weichtaktik der Bundesregierung läßt erkennen, daß 
sie dieses Politikum noch über die Wahltermine in 
diesem Monat retten will. An uns liegt es nicht, daß 
dies in Wahlkampfzeiten stattfindet. Sie wissen: Es 
liegt ein halbes Jahr zurück, daß wir die Anfrage ein-
gebracht haben. 

Dabei müßte der Bundesregierung eigentlich der 
Erfolg ihrer Postpolitik ein ganz besonderes Anliegen 
sein. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Ist es 
auch!) 

Es geht nämlich um nicht mehr und nicht weniger, 
meine Herren, als um ein Kernstück Ihrer Politik der 
Privatisierung, Deregulierung und Liberalisierung. 
Der Postbereich ist neben der Telekommunikation 
und der Bahn der Freilandversuch der Liberalisie-
rung im großen Maßstab. 

Die Bundesregierung wird auch nicht müde, die 
moderne Dienstleistungsgesellschaft zu beschwö-
ren. Die Nagelprobe lautet hier, auf den Postbereich 
übertragen: Wollen Sie ein qualitativ hochstehendes 

Angebot für alle, und wollen Sie sichere Arbeits-
plätze? Oder wollen Sie Zersplitterung, Unterbie-
tungskonkurrenz, Rosinenpickerei und Turnschuh

-

brigaden? Wollen Sie eine Angebotsverschlechte-
rung, die den Kundinnen und Kunden weite Wege 
aufzwingt und in der Fläche nur noch ein Minimalan-
gebot präsentiert? 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Es ist ja 
keine Rede davon!) 

Wollen Sie dann für diejenigen, die es sich noch lei-
sten können, wieder ein steuerliches Dienstbotenpri-
vileg einführen? 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wir machen die Post 
fit für die Zukunft!) 

Schließlich und endlich geht es um Standortpoli-
tik. Erst gestern hat die Koalition stundenlang über 
Infrastruktur als Standortpolitik reden wollen. 

Reden wir also darüber! Selbst konservative Kom-
munalpolitiker haben erkannt, daß es bei Infrastruk-
tur nicht nur um Transrapid, Flughäfen und Autobah-
nen geht. In einer Stellungnahme zur Postversor-
gung auf dem Land, bei der es schwerpunktmäßig 
um Postfilialschließungen geht, erwähnt zum Bei-
spiel der Kreisverband Sigma ringen des Gemeinde-
tags Baden-Württemberg zunächst einmal lobend die 
erheblichen Anstrengungen und Aufwendungen der 
europäischen, der Bundes- und der Landesebene, 
um den ländlichen Raum wirtschaftlich nicht ausblu-
ten zu lassen. 

Mit Genehmigung des Präsidiums darf ich von die-
sem Gemeindetag zitieren: 

Die Wirkung dieser Programme und dieser An-
strengungen ist gut. Es ist aber widersinnig, diese 
politischen Ziele für den ländlichen Raum einer-
seits anzustreben und andererseits die Postver-
sorgung als Grunddienstleistungsangebot für 
den ländlichen Raum zu verschlechtern. Es liegt 
nahe, daß durch die eingeleiteten Entwicklungen 
Gewerbe und Industrie aus Gemeinden mit die-
ser schlechten Postversorgung in die Zentren ab-
wandern. Wenn sie dies trotz der erheblichen 
Nachteile nicht tun, bedeutet die Verschlechte-
rung der Postversorgung auch eine Verschlechte-
rung der Standortbedingungen und damit der 
Konkurrenzfähigkeit. 

Nun wird der Herr Minister Bötsch nicht müde, 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Das 
stimmt!) 

landauf, landab, Bestandsgarantien für eine fünfstel-
lige Zahl eigenbetriebener Postfilialen abzugeben, 
also mindestens 10 000. 

Ich will mich gar nicht lange damit aufhalten, daß 
dies bereits eine Halbierung der Zahl von Anfang 
1994 bedeutet. Meine These lautet: Wenn nicht sofort 
gehandelt wird, wird diese Zahl in wenigen Monaten 
unterschritten und der Minister selber auf Grund der 
Fakten blamie rt . 
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Ich will das auch begründen - wir alle wollen end-

lich wissen, ob die Zahlen, die ich vorliegen habe, 
stimmen -: Allein 1995, im vergangenen Jahr, wur-
den pro Monat durchschnittlich 400 Postfilialen ge-
schlossen, davon mehr als die Hälfte ersatzlos. Da Sie 
hier immer die Postagenturen befeiern, muß man 
deutlich auf „ersatzlos" eingehen: Die Hälfte der 
Postfilialen werden ohne Ersatz geschlossen. 

Dann muß darauf hingewiesen werden: Ich habe 
eine Zahl von 14 000 eigenbetriebenen Postfilialen 
zum Ende 1995 vorliegen. Frau Blank spricht von 
15 000. Der Herr Minister sagt, es seien 17 000. - 
Also:  Wie viele sind es jetzt? 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Ich habe 
„zusammen" gesagt!) 

- Na gut. Das wollen wir aber genau wissen. 

Auch nachdem der Herr Minister das Moratorium 
von Ende November verkündet hat und die entspre-
chende Zusage von Dr. Zumwinkel gegeben wurde, 
einstweilen keine Schließungen mehr vorzunehmen, 
ging das Sterben munter weiter. Allein im Dezember 
wurden nach meinen Informationen 714 Postfilialen 
geschlossen - das ist sogar mehr als vorher. 

Darüber hinaus hat Herr Zumwinkel gesagt, „daß 
im Hinblick auf bereits eingeleitete Schließungsver-
fahren ein gewisser Nachlauf unvermeidlich" ist. Das 
haben Sie erwähnt. Jeder weiß, daß es da einen ge-
wissen Vorrat gibt. 

Wenn jetzt Schließungen für den Sommer vorerst 
auf Eis liegen, bringt es im Ergebnis gar nichts, denn 
bis es soweit ist, muß der Stopp längst aufgehoben 
sein, und die Pläne werden schnell wieder aus der 
Schublade herausgeholt. 

Der Gesamtbetriebsrat der Post AG bringt es auf 
den Punkt, wenn er feststellt: Tatsächlich scheint sich 
vor Ort niemand daran zu halten. Es werden unge-
hindert weitere Schließungen und Umwandlungen 
geplant. 

Erst am 17. Februar hat der Post-AG-Vorstand die 
Absicht erklärt, bis zu 2.200 Postagenturen allein in 
diesem Jahr einzurichten. Trotz Stillhalteabkom-
mens, das Umwandlungen ausdrücklich einschließt, 
bedeutet das in etwa die Beibehaltung des bisheri-
gen Schließungstempos. Nach bisheriger Faustregel 
bedeuten 2 200 neue Postagenturen die Schließung 
von mindestens 4 000 eigenbetriebenen Filialen, und 
das, obwohl die Post AG auch bei der Deutschen 
Postgewerkschaft seit Sommer 1995 im Wo rt  steht, 
die Agenturbildung bis zur Klärung der Schalterko-
operation auszusetzen. 

Meine Prognose ist also, daß bereits Ende dieses 
Jahres die Schallmauer von 10 000 durchbrochen 
sein wird, wenn es nicht zu einem massiven politi-
schen Eingriff kommt. 

(Beifall bei der SPD - Hans Martin Bury 
[SPD]: Die müssen endlich etwas tun!) 

- Genau. 

Sie wissen doch ganz genau: All die schlanken pri-
vaten Wettbewerber warten doch nicht deswegen 
auf die Liberalisierung der Postmärkte, um endlich 
ein flächendeckendes Filialnetz errichten zu können. 
Allein die Struktur der derzeitigen Postfilialen legt 
nahe, daß 10 000 nicht das Ende der Fahnenstange 
ist. Die Post AG selbst spielt mit Zahlen für ein opti-
males eigenbetriebenes Netz, die mal bei 1 200, mal 
bei 2 000, mal bei 5 000 bis 6 000 liegen. 

Gleichzeitig - das muß man hier auch einmal er-
wähnen - sitzen jeder Postfiliale die explodierenden 
Pensionslasten der Post AG im Nacken. Gleichzeitig 
sitzen jeder Postfiliale die steigenden Einnahmeaus-
fälle aus dem Remailing in dreistelliger Millionen-
höhe im Nacken. Es besteht die Gefahr, daß die Alt-
lasten und neue Lasten, die aus politischem Versa-
gen tagtäglich entstehen, die Post AG zu weiteren 
Kostensenkungsprogrammen zwingen. Wo werden 
diese Kostensenkungen ansetzen, wenn nicht im Fi-
lialnetz? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Richtig!) 

Warum sage ich das? Aus Panikmache? Weil ich 
die Post AG in Mißkredit bringen will? Um den Mi-
nister anzugreifen? - Ganz im Gegenteil! Die Ent-
wicklung ist alarmierend, und die Bevölkerung er-
lebt es täglich. Es geht in den Filialen um 40 000 Ar-
beitsplätze, letztlich um alle Arbeitsplätze bei der 
Post AG und weit darüber hinaus. Noch einmal das 
Stichwort: Infrastruktur. 

In dieser Situation gleitet der Bundesregierung die 
Sache mehr und mehr aus der Hand. Ich will das be-
gründen: Der Vorstand der Post AG kümmert sich 
immer weniger um politische Vorgaben, ob es um 
den Schließungsstopp oder um die Kundenschutz-
verordnung geht. Die Regelung mit der Höchstent-
fernung einer Postfiliale von zweitausend Meter zum 
Beispiel - bevor Sie dazwischenrufen - wird stellen-
weise einfach uminterpretiert. Beispiele kann ich Ih-
nen beliebige bringen. Plötzlich werden auch Postfi-
lialen auf eine Schließung hin überprüft, die bisher 
zu einer solchen Prüfung überhaupt nicht anstanden. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Wie ist 
das möglich?) 

- Doch. Das ergibt sich aus der Antwort auf eine An-
frage, die ein Abgeordneter hier gestellt hat. Dazu 
werden nämlich einfach die erforderlichen Grundar-
beitsstunden, die man als Kriterium für eine Schlie-
ßung braucht, von 5,5 auf 10 Stunden heraufgesetzt, 
und es werden die Arbeitszeitbemessungskriterien 
für diese Stunden verändert. So ist es, das haben Sie 
selbst schriftlich bestätigt. 

Ist es dann außerdem aus der Luft gegriffen, daß 
die Post AG laut „Focus" teure Gutachten bestellt, 
die die Abgrenzung gegenüber dem Ministe rium 
zum Gegenstand haben? Steht das nur zufällig im 
Zusammenhang mit der Forderung, die Auflage mit 
den 10 000 Filialen nicht weiter aufrechtzuerhalten? 

Wesentlich offener noch als die Post AG betreibt 
die Postbank dieses Spiel. In Herrn Schneiders 
Selbstdarstellungspostille „Bankpost" kann gar nicht 
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oft genug von Eigenständigkeit und Selbständigkeit 
geschwärmt werden. In der Februarausgabe zum 
Beispiel wird in aller Breite und mit noch mehr 
Schneiderkonterfeis als sonst die eigene Sichtweise 
zur Kapitalverflechtung kundgetan und zum Schro-
ders-Gutachten t riumphierend verkündet, damit sei 
dem Übernahmeversuch der Post AG eine klare Ab-
sage erteilt worden. - Das ist wohlgemerkt der Vor-
schlag, den Herr Bötsch auch unterstützt hat. 

Das hat aber die Postbank trotzdem nicht daran ge-
hindert, ein zusätzliches Gutachten bei einer ande-
ren Bank in Auftrag zu geben. Tenor dieses Gutach-
tens ist, Herrn Waigel zum Verbündeten gegen die 
Post AG zu gewinnen, indem schnelle und hohe Pri-
vatisierungsgewinne in Aussicht gestellt werden, 
quasi ohne Rücksicht auf Verluste. 

Herr Minister Bötsch, längst wäre es an der Zeit ge-
wesen, die schädliche Auseinandersetzung zwischen 
den Vorständen von immerhin bundeseigenen Unter-
nehmen zu beenden, deren Überleben nicht vom öf-
fentlichen Streit, sondern von der Zusammenarbeit 
abhängt. Längst wäre es an der Zeit gewesen, den 
erklärten Willen des Parlaments durchzusetzen und 
die Vorstände der beiden Unternehmen zur Schalter-
kooperation zu zwingen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Längst wäre es an der Zeit gewesen, ein Beteili-
gungskonzept vorzulegen, mit uns zu beraten und 
durchzusetzen. Längst wäre es an der Zeit gewesen, 
definitiv zu klären, welches Filialangebot in welcher 
Qualität in der Fläche auch langfristig aufrechterhal-
ten werden soll und was dies kosten wird. Längst 
wäre es an der Zeit gewesen, Wege der Finanzierung 
aufzuzeigen. Längst wäre es an der Zeit gewesen, 
eine Offensive zu einer besseren Auslastung der Fi-
lialen, also ein gemeinsames Unternehmenskonzept 
für die Schalter der Unternehmen einzufordern. 
Schließlich und endlich wäre es an der Zeit gewesen, 
die Post AG von den Risiken der Pensionslasten zu 
befreien und die Einnahmeausfälle aus den Remai-
ling, die überhaupt nichts mit Wettbewerb zu tun ha-
ben, zu verhindern. 

Nur wenn dieses Konzept steht und die Kosten be-
rechenbar sind, kann es weitergehen. Die Kapitalver-
flechtung darf nicht weiter als Selbstzweck behan-
delt werden, sondern muß der Sicherung der Oberle-
bensfähigkeit der beiden Unternehmen und ihrer 
Schalter dienen. 

In diese Debatte gehört auch das Gebot, die Siche-
rung des Universaldienstes vor die Liberalisierung 
der Postmärkte zu stellen. Hier brauchen Sie nicht 
mit der EU zu kommen, denn die sieht ausdrücklich 
vor, daß ein solcher geschützter Bereich aufrechter-
halten werden kann. 

Sie reden sich oft damit heraus, daß Sie auf die Un-
ternehmensentscheidungen keinen Einfluß nehmen 
könnten, sondern nur den großen Hammer hätten, 
die Personen auszuwechseln. Das ich nicht lache! 
Glauben Sie wirklich, daß es einen Großaktionär, ei-
nen Alleineigentümer in der sogenannten freien 
Wirtschaft gibt, der sich von seinen Vorständen, also 

seinen Angestellten, so auf der Nase herumtanzen 
läßt? Mal ganz abgesehen davon, daß die do rt  han-
delnden Personen nicht vom Himmel gefallen sind, 
sondern daß jederzeit leicht erkennbar ist, welche 
Handschrift die Personalpolitik in den Postunterneh-
men trägt, nämlich die der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe jetzt noch eine Geschichte zu bieten, was 
die Bundesregierung mit der Post AG macht. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Die können Sie sich 
sparen!)  

Diese erinnert mich an eine Geschichte aus dem süd-
deutschen Raum. Die will ich noch zum besten ge-
ben, weil auch der Herr Minister da herkommt. 

Drei befreundete Fischer - nennen wir sie B, R und 
W - stehen am Fluß. Einer, der B, hat gerade einen 
großen goldgelben Fisch gefangen, hält den zappeln-
den Fisch in der Hand und streichelt ihn. Da sagt der 
Fischer R: „Komm, b ring ihn schnell um, zerhacken 
wir ihn und verfüttern ihn an die Geier, die da oben 
kreisen." Sagt der Fischer W: „Halt, halt! Hau ihn auf 
den Kopf, nehmen wir ihn aus und essen wir ihn ge-
meinsam schnell auf. " „Langsam, langsam", sagt der 
Fischer B und streichelt den Fisch weiter. „Der wird 
auch so hin." 

Herr Bötsch, werfen Sie den Fisch wieder ins Was-
ser und sorgen Sie für klare Überlebensbedingun-
gen! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr. Max Stadler 
[F.D.P.]: Das war aber ein Märchen und 

keine Fabel!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das war die er-
ste Rede des Kollegen Ba rthel. Es war eine tempera-
mentvolle, märchenreiche Rede. Deswegen möchte 
ich Ihnen im Namen des ganzen Hauses gratulieren. 

(Beifall) 

Ich schließe damit die Aussprache. Der Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/4001 soll an den Ausschuß für 
Post und Telekommunikation überwiesen werden. 
Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Verringerung und Straffung von Bundesbe-
hörden 

- Drucksache 13/3923 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuß 
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Zu diesem Tagesordnungspunkt haben die Kolle-
gen Reiner Krziskewitz, Fritz Rudolf Körper, Antje 
Vollmer, Max Stadler, Maritta Böttcher und auch der 
Bundesminister Theo Waigel gebeten, ihre Reden zu 
Protokoll zu geben.*) 

Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. 
Dann ist es so beschlossen. 

Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell wird 
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 13/3923 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
und zusätzlich an den Haushaltsausschuß vorge- 

*) Anlage 3 

schlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der 
Fall. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, 13. März 1996, 13 Uhr ein. 

Allen Kolleginnen und Kollegen und auch den Be-
suchern wünsche ich ein schönes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.10 Uhr) 
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Dr. Pick, Eckhart SPD 8. 3. 96 
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Reschke, Otto SPD 8. 3. 96 

Schlauch, Rezzo BÜNDNIS 8. 3. 96 
90/DIE 
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Schmidbauer (Nürnberg), SPD 8. 3. 96 
Horst 

Schmidt (Salzgitter), SPD 8. 3. 96 
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Schulz (Berlin),Werner BÜNDNIS 8. 3. 96 
90/DIE 
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Schumann, Ilse SPD 8. 3. 96 

Schwanitz, Rolf SPD 8. 3. 96 

Sebastian, Wilhelm Josef CDU/CSU 8. 3. 96 

Seibel, Wilfried CDU/CSU 8. 3. 96 

Simm, Erika SPD 8. 3. 96 

Dr. Sperling, Dietrich SPD 8. 3. 96 

Stiegler, Ludwig SPD 8. 3. 96 

Dr. Stoltenberg, Gerhard CDU/CSU 8. 3. 96 

Dr. Thalheim, Gerald SPD 8. 3. 96 

Thiele, Carl-Ludwig F.D.P. 8. 3. 96 

Tippach, Steffen PDS 8. 3. 96 

Vogt (Düren), Wolfgang CDU/CSU 8. 3. 96 

Vosen, Josef SPD 8. 3. 96 

Wetzel, Kersten CDU/CSU 8. 3. 96 

Wimmer (Neuss), Willy CDU/CSU 8. 3. 96 

Wohlleben, Verena SPD 8. 3. 96 

Wolf (Frankfurt), BÜNDNIS 8. 3. 96 
Margareta 90/DIE 

GRÜNEN 

Zierer, Benno CDU/CSU 8. 3. 96 * 

Zumkley, Peter SPD 8. 3. 96 

für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 
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Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 12 

(Antrag: Keine deutsche Beteiligung 
an militärischen Aufklärungssatelliten) `) 

Gerhard Zwerenz (PDS): Die Bundesregierung will  
mit Frankreich zusammen unbedingt militärische Be-
obachtungssatelliten entwickeln und betreiben. Bei 
der Begründung für eine deutsche Beteiligung han-
delt es sich um eine ganz besonders exquisite Mogel-
packung. Die Liste, wofür und wogegen Aufklä-
rungssatelliten gebraucht werden, ist eindrucksvoll: 
gegen Rauschgifthandel, gegen den internationalen 
Terrorismus, gegen die Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen, gegen Umweltkatastrophen, zur 
Überwachung von Abrüstungsverträgen, ja sogar zur 
präventiven Diplomatie. Es scheint sich um wahre 
Wundermittel zu handeln, die da auf dem Wunsch-
zettel der Militärs und der Geheimdienste stehen. 

Leider ist bisher kein Beispiel bekannt, wie mittels 
militärischer Aufklärung eine Krise frühzeitig er-
kannt und verhindert werden konnte: im ehemaligen 
Jugoslawien nicht, in Somalia nicht und nicht in 
Ruanda. Wenn der politische Wille zum frühzeitigen 
Handeln fehlt, helfen auch keine Infrarotsensoren 
und keine hochauflösenden Kameras. 

Leider konnte bisher auch nicht der Beweis er-
bracht werden, daß man ausgerechnet für eine vor-
sorglich ausgerichtete Konfliktbewältigung eine Be-
obachtung aus dem All „rund um die Uhr", bei Dun-
kelheit und jedem Wetter und bis hin zur Größe von 
Tennisbällen braucht. Welche Erkenntnisse für eine 
präventive Diplomatie will man eigentlich daraus ge-
winnen? Und erst recht stellt sich die Frage: Welchen 
Gewinn für eine Bekämpfung der Konfliktursachen 
verspricht man sich davon? Hier ist eine Politik ange-
sagt, die auf nachhaltige Entwicklung, auf soziale 
Gerechtigkeit, auf Demokratisierung zielt. Die militä-
rischen Aufklärungssatelliten sind in diesem Kontext 
nichts als Verschwendung dringend benötigter Res-
sourcen. 

Als äußerst nützlich haben sich die Spionagesatel-
liten aber woanders erwiesen. Zum Beispiel im Golf-
krieg. Es ist unter Militärs unumst ritten: Wer militä-
risch überlegen sein will, wer auf dem Schlachtfeld 
der Zukunft bestehen wi ll, muß über Beobachtungs-
satelliten „mit hoher Auflösung, mit Nacht- und A ll

-wetterfähigkeit, mit hoher erzielbarer Beobachtungs-
frequenz" verfügen. Daß es um diese Eigenschaften 
geht, hat uns auch die Bundesregierung eindeutig 
wissen lassen. Es geht also um den Aufbau neuer mi-
litärischer Fähigkeiten - alles andere ist Augenwi-
scherei. 

Immerhin ist die Bundesregierung wenigstens so 
konsequent, jetzt anstelle des Auswärtigen Amtes 
dem Verteidigungsministerium die Federführung 
beim Satellitenprojekt zu übertragen. Hier endet die 
Camouflage. 

' ) Vergleiche Plenarprotokoll 13/92 Seite 8243 C 

Die Katze wird auch aus dem Sack gelassen, wenn 
die Bundesregierung erklärt, daß mit dem deutsch-
französischen Satellitenprogramm eine „Stärkung 
der operativen Fähigkeiten der WEU „  angestrebt 
werde. Genau das ist der Punkt. Die scharfen Augen 
aus dem All  signalisieren den möglichen Konflikt-
gegnern: Wir wissen alles über eure militärischen Fä-
higkeiten. Wir wissen Bescheid über eure Schwierig-
keiten. Und wir können unsere Truppen so einsetzen 
und dirigieren, daß ihre keine Chance habt. 

Für Militärinterventionen ist es von überaus gro-
ßem Vorteil, über virtuelle Bilder vom Operationsge-
biet zu verfügen. Diese Fähigkeiten werden ja heute 
bereits von der Militärmacht Nr. 1, den USA, genutzt. 
Weltraumrüstung gehört heute zu den Att ributen mi-
litärischer Großmacht. Und als Nr. 1 in Europa müs-
sen wir da mitmachen. Koste es, was es wolle. 

Und über die Kosten spricht die Regierung lieber 
nicht. Unbestimmt seien sie, lesen wir da. Nicht ein-
mal eine genauere Größenordnung wird der Öffent-
lichkeit mitgeteilt. In der Finanzplanung sind diese 
Ausgaben bisher nicht berücksichtigt. Nach Presse-
berichten soll das machtpolitisch motivierte Projekt 
zehn Milliarden DM in den nächsten zehn Jahren ko-
sten. Manche Fachleute gehen von einer wesentlich 
höheren Summe aus. Es ist die Wiederholung des Im-
mergleichen: Bei der zivilen Konfliktbewältigung 
muß um einige Milliönchen gefeilscht werden, bei 
militärischen Großprojekten stehen bedenklos Mil-
liarden und Abermilliarden zur Verfügung. 

Es ist paradox: Wir versetzen uns in die Lage, im-
mer bessere, gestochen scharfe Bilder aus dem A ll 

 über die irdischen Katastrophen und Krisen zu be-
kommen. Die Politik aber scheint immer weniger in 
der Lage, neue Rezepte für die Bekämpfung der Kon-
fliktursachen zu entwickeln. Sie verharrt statt dessen 
in den alten Reflexen militärischer Abschreckung. Es 
ist eine Frage des gesunden Menschenverstandes: 
Mit diesem Unsinn muß Schluß gemacht werden. Ge-
nau darauf zielt unser Antrag. 

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): Die 
PDS spricht sich in ihrem Antrag, zu dem ich heute 
Stellung nehme, gegen eine deutsche Beteiligung an 
raumgestützen Aufklärungssystemen aus. Der An-
trag strotzt von Unterstellungen, falschen Angaben 
und Vermutungen, die allesamt nicht akzeptabel 
sind. Vor allem ist mehrfach vom Vorwurf die Rede, 
mit Satelliten wolle man Spionage betreiben. Das sa-
gen gerade die Richtigen. Ausgerechnet die Nachfol-
gepartei der SED schreibt so etwas, eine Partei, die 
dafür verantwortlich ist, daß 40 Jahre lang Zehntau-
sende von Stasi-Spionen in der Bundesrepublik und 
in Westeuropa alle Bereiche des öffentlichen und pri-
vaten Lebens ausspioniert haben. 

Ich weise diese Formulierung in aller Deutlichkeit 
zurück. Eine Partei, die vier Jahrzehnte mit Guck 
und Horch in der DDR strategische Aufklärung bis in 
die Schlafzimmer gegen ihre Bürger betrieben hat, 
verkennt, daß es in einem demokratischen Rechts-
staat Aufklärung auch und gerade zum Nutzen und 
Vorteil der Bürger geben kann. Genau darum geht es 
bei der satellitengestützten Aufklärung. 
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Ich nehme die Gelegenheit wahr, aus der Sicht 
meiner Fraktion zum Plan einer satellitengestützten 
Aufklärung Stellung zu nehmen. 

Erstens. Deutschland verfügt bis heute über keine 
raumgestützte Aufklärung. Parlament und Regie-
rung benötigen jedoch für ihre Politik eine Prognose- 
und Beurteilungskapazität, um Krisen, Kriege oder 
Katastrophen, Rüstungs- oder Abrüstungsaktivitäten 
sowie Entwicklungen im Bereich des Umweltschut-
zes frühzeitig erkennen und darauf reagieren zu kön-
nen. Jeder souveräne Staat mit internationalen Inter-
essen und Verpflichtungen braucht möglichst umfas-
sende Informationen über die aktuelle Weltlage. Ein 
solch strategisches Wissen ist Grundlage für die poli-
tischen Entscheidungen. 

Kriegerische Auseinandersetzungen wie der Golf

-

Konflikt und der Krieg auf dem Balkan können von 
uns nur zuverlässig eingeschätzt werden, wenn wir 
in der Lage sind, mit strategischen Aufklärungsmit-
teln Erkenntnisse zu gewinnen, die in die aktuelle 
Lagebeurteilung einfließen. Umweltschädigungen 
und -katastrophen würden in ihrer Tragweite für die 
gesamte Welt oft nicht erkannt, wenn es keine Auf-
klärungssatelliten gäbe. Unbestritten ist deshalb für 
uns, daß eine strategische, allwetterfähige Aufklä-
rung, gestützt auf Satelliten und andere Aufklä-
rungsmittel, aus politischen, aus sicherheits- und ver-
teidigungspolitischen Gründen unabdingbar ist. 

Zweitens. Es stellt sich die Frage, wie bei der Reali-
sierung dieses zukunftsweisenden Projekts vorge-
gangen werden soll. Ich meine, Europa braucht eine 
eigene raumgestützte Aufklärungskomponente; dies 
um so mehr, als wir in der Europäischen Union bald 
zu einer gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Um-
weltpolitik kommen müssen. Dann ist auch raumge-
stützte Aufklärung unverzichtbar. Es entspricht zu-
dem unserem europäischen Selbstverständnis. 

Dieser Weg ist mit dem Beschluß des deutsch-fran-
zösischen Gipfels am 7. Dezember 1995 in Baden-Ba-
den beschritten worden. In einer ersten Phase soll 
das raumgestützte Aufklärungssystem auf dem opti-
schen Infrarot-Satelliten HELIOS II basieren; später 
soll es dann durch den Radarsatelliten HORUS kom-
plettiert werden - unter deutscher Systemführer-
schaft. Bundeskanzler Helmut Kohl gebührt das Ver-
dienst, daß die deutsche Luft- und Raumfahrtindu-
strie damit einen optimalen Beitrag für die Verwirkli-
chung einer europäischen raumgestützten Aufklä-
rung leisten kann. 

Drittens. Bei der Entscheidung für eine europäi-
sche raumgestützte Aufklärung geht es vorrangig 
auch um die technologische Kompetenz Europas. Bei 
dem finanziellen und technischen Umfang des Pro-
jekts spielt unsere technologische Leistungsfähigkeit 
und die Arbeitsplatzsicherung in der Zukunft eine 
entscheidende Rolle. Wir dürfen doch nicht den 
„Export  von Arbeitsplätzen" dadurch noch verstär-
ken, daß wir technologische Schlüsselprojekte des 
nächsten Jahrhunderts ohne die Beteiligung der 
europäischen Indust rie verwirklichen. Europa ist nur 
leistungs- und konkurrenzfähig, wenn es sich zusam-
menschließt, wenn es seine Kräfte bündelt und ge-
meinsam handelt. 

Die PDS verhindert mit ihrer Absage an dieses 
europäische Gemeinschaftsprojekt die Schaffung 
von Tausenden von Arbeitsplätzen in diesem in die 
Zukunft gerichteten innovativen Bereich einer 
Schlüsseltechnologie von morgen. Ich frage Sie: Wie 
kann man denn so etwas verantworten? 

Wir wissen, daß der Zusammenschluß Europas 
auch auf der Industrieseite erst noch verwirklicht 
werden muß. Deutschland und Frankreich betrach-
ten sich mit Recht als Kern dieser europäischen Ver-
einigung industrieller Ressourcen; sie haben bereits 
ihre industriellen Raumfahrtaktivitäten in einer ge-
meinsamen Firma zusammengelegt. 

Der Bau von Satelliten ist eingebettet in eine Viel-
zahl deutsch-französischer Kooperationsprojekte in 
der Wehrtechnik. Ich hoffe und wünsche mir, daß 
keine Seite aus dieser gemeinsamen industriepoliti-
schen Strategie ausbricht und einzelne Projekte in 
Frage stellt. Alle Bereiche hängen miteinander zu-
sammen. Dies sollte niemand außer acht lassen. 

Oftmals wird mir auch die Frage gestellt, ob es 
nicht billiger wäre, Aufklärungsergebnisse zum Bei-
spiel in den USA einfach schlüsselfertig zu kaufen 
und damit auf eigene Aufklärungssatelliten zu ver-
zichten. Diese Frage möchte ich aus den soeben dar-
gelegten Gründen mit einem klaren NEIN beantwor-
ten. Außerdem: Wir wollen uns von niemandem ab-
hängig machen. Das schließt Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern auf dem Gebiet der strategischen 
militärischen und zivilen Aufklärung nicht aus. Ich 
würde mir wünschen, daß der deutsch-französische 
Ansatz und eine erweiterte europäische Kooperation 
zu einer pa rtnerschaftlichen Zusammenarbeit mit 
den Vereinigten Staaten führen und sich zu einem 
transatlantischen strategischen Aufklärungsverbund 
entwickeln. 

Viertens. Die PDS behauptet in ihrem Antrag, die 
Beschaffungskosten schwankten zwischen 6 und 
25 Milliarden DM. Die hier genannten Horrorzahlen 
gehören in das Reich der Märchen. Die Kosten für 
HELIOS II stehen fest: 10 Prozent gleich 545 Mil-
lionen DM. Für den Radarsatelliten HORUS werden 
sie sich in dem Rahmen der Gesamtkosten für HE-
LIOS II bewegen; Deutschland als Systemführer wird 
davon zirka 40 bis 50 Prozent zu tragen haben. 

Wenn es gelingt, die deutsch-französische Initia-
tive in eine europäische auszuweiten, dann wird sich 
auch die Verteilung der nationalen Anteile nach un-
ten verschieben. 

Fünftens. Ich darf für meine Fraktion zusammen-
fassend feststellen, daß für uns eine strategische, glo-
bal wirkende, allwetterfähige und raumgestützte 
Aufklärungskapazität unabdingbar notwendig ist. 
Wir suchen die Zusammenarbeit mit Frankreich und 
anderen europäischen Partnern und sind offen für ei-
nen Aufklärungsverbund mit den Vereinigten Staa-
ten von Amerika. Die europäische Lösung ermöglicht 
die Einbindung der europäischen Indust rie in dieses 
wichtige High-Tech-Gebiet. Sie stärkt die Auftrags- 
und Beschäftigungssituation in unserem Lande. Des-
halb sagen wir ja zur raumgestützten Aufklärung. 
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Ich bitte Sie, mit mir zusammen den Antrag der 
PDS abzulehnen. 

Gerd Höfer (SPD): Die Frage nach einer gemein

-

schaftlichen, europäischen Entwicklung von Aufklä-
rungssatelliten hat eine längere Geschichte, auf die 
hier nicht chronologisch eingegangen werden soll. 
Eckdaten dieser Geschichte neueren Datums aber 
sind 

- der Beschluß des Bundessicherheitsrates vom 
4. Mai 1994; 

- die Ergebnisse des französisch-deutschen Gipfels 
durch eine Expertenrunde, bestehend aus militäri-
schen und zivilen Mitarbeitern anläßlich des Tref-
fens in Mühlhausen; 

- der Umsetzungsbeschluß beim französisch-deut-
schen Gipfel vom 7. Dezember 1995 in Baden-Ba-
den; 

- der Regierungsbericht an die Berichterstatter-
gruppe „Zukünftige Luftverteidigung" über raum-
gestützte Aufklärung vom 18. Januar 1996, ergänzt 
durch den PStS Bernd Wilz an die Berichterstatter-
gruppe vom heutigen Tage, die sich ebenfalls 
heute im Rahmen der ersten Vorstellung des „Be-
richtes zur Gesamtkonzeption Luftverteidigung" 
eingehend, aber zunächst kenntnisnehmend und 
unbewertend, damit befaßt hat. 

Es bedarf weiterer Beratung der Gruppe, um dem 
Verteidigungsausschuß einen Abschlußbericht von 
der gesamten Arbeit vorlegen zu können. 

Diese wenigen Daten zeigen, daß das Problem, 
eine europäische raumgestützte Aufklärungskompo-
nente zu installieren, in einer intensiven Beratungs-
phase ist, eine jetzige Beschlußfassung, ein solches 
System nicht einzurichten, verfrüht ist. Es muß sorg-
fältig bewe rtet werden, sein Nutzen qualifiziert sein 
und vor allem nicht einseitig militärisch gesehen wer-
den. Ich bin zwar versucht, mich mit der Begründung 
des PDS-Antrages auseinanderzusetzen und darzu-
legen, was es für einen Unterschied gibt zwischen 
Spionage und Aufklärung, es wäre heute müßig. 
Vielleicht wird in den Ausschußberatungen klar, daß 
die zivile Nutzung wahrscheinlich höherwertiger zu 
veranschlagen ist als die militärische. 

Es gibt eigentlich wenig Informationen, die man 
nicht militärisch nutzen kann, gleichgültig, wie sie 
gewonnen werden. Die entscheidende Frage ist, zu 
welchem Zweck man sie auswertet, wo die sicher-
heitsrelevante Komponente gesehen wird. So hat der 
Bundesparteitag der SPD in Wiesbaden die Bundes-
tagsfraktion aufgefordert, dafür zu sorgen, daß die 
Bundeswehr keine technische Interventionsfähigkeit 
entwickelt, und eine „europäische satellitengestützte 
Aufklärungsfähigkeit" zu favorisieren, um den Ge-
danken der Prävention, der aufklärenden Vorbeu-
gung zum Schwerpunkt zu machen, um zum Beispiel 
so die Landesverteidigungsfähigkeit zu stärken. 

Der Parteitag von Mannheim würdigt die DASA 
als innovationsfähige Komponente und fordert damit 
den Erhalt zukunftsfähiger Arbeitsplätze ebenso wie 
der Antrag meiner Fraktion zur Förderung der Luft- 

und Raumfahrtindustrie vom 5. März 1996, Drucksa-
che 13/3974. 

Nun wird eine raumgestützte Aufklärung weder 
militärisch noch zivil die „Eierlegende Wollmilchsau" 
sein, aber einige Beobachtungsfähigkeiten sind, zivil 
wie militärisch, denkbar: 

- Umweltbereich: dauerhafte, weltweite Dokumen-
tation von geographischen Veränderungen, spezi-
ell für Deutschland zum Beispiel die Gletscherbil-
dung der Alpen, die Küstenformationen, die Aus-
breitung von Wald etc. 

- Verkehrsbereich: überbaute Flächen, Linienfüh-
rungen 

- Entwicklungshilfe: Veränderung von Wüsten, Was-
serverteilung, Katastrophenhilfe 

- Verteidigung: Proliferations- und Abrüstungskon-
trolle, Truppenkonzentrationen 

Dies ist eine willkürliche Auswahl möglicher Nut-
zungen, die nur beispielhaft zeigen soll, welche Qua-
lität ein solches Aufklärungssystem haben sollte. 

Die gelieferten Ergebnisse und deren Auswertung 
aber sind das entscheidende Kriterium, ob man so et-
was will oder nicht. Das ist ein weiterer Grund, eine 
Entscheidung hier und heute nicht über das Knie zu 
brechen. Weiterer Beratungsbedarf ist angesagt, um 
in der Definitionsphase die politischen Erwartungen 
einzubringen, die allerdings mit Spionage nichts zu 
tun haben. Jetzt kann noch gestaltet werden, die bis-
herigen Vorgaben machen es noch möglich. 

Vorgaben nach meinem Wissen sind - gestrafft 
dargestellt -: 

- Helios II (Infrarotaufklärung/optische Aufklärung) 
wird mit 10prozentigem Anteil Deutschlands von 
den Franzosen entwickelt; 

- Horus (Radaraufklärung) von der Bundesrepublik. 

Der Beitritt zu einem solchen Programm ist WEU

- Staaten möglich, Italien und Spanien beteiligen sich 
schon jetzt bescheiden an dem Helios-Programm, die 
Öffnung für die USA ist möglich. Beide Systeme kön-
nen Baustein eines transatlantischen Aufklärungs-
verbundes sein. 

Natürlich stehen solche Vorhaben unter dem Fi-
nanzierungsvorbehalt. Darüber muß noch geredet 
werden, vor allem, ob dieses heute auf der Zeitachse 
verläßlich quantifiziert werden kann und nicht eine 
unendliche Geschichte wird, die Jahr für Jahr über-
mäßig finanzielle Mittel bindet. 

Geplant ist eine Kostenteilung zwischen beiden 
Nationen. Der deutsche Anteil soll zur Hälfte aus 
dem Verteidigungshaushalt kommen, die andere 
Hälfte sollen alle anderen Resso rts erwirtschaften - 
ein deutlicher Hinweis, daß es andere Bedarfsträger 
gibt. Die Solidität des Aufbaus dieses raumgestütz-
ten Aufklärungssystem wird daran gemessen werden 
können, in welcher Höhe sich diese Resso rts beteili-
gen. Ich bin gespannt auf den Verteilungskampf, der 
sich da sicher entwickeln wird. Ich glaube kaum, daß 
es gleiche Beiträge aller weiterer Ministe rien geben 
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wird; warten wir es ab. Die erste Kostenveranschla-
gung, so hat die Regierung angekündigt, soll im 
Haushalt 1997 erfolgen. 

Zusammenfassend kann ich feststellen, daß die 
Zeit, abschließend zu entscheiden, noch nicht reif ist. 
Wünsche und Bedenken überwiegend finanzieller 
Art stehen im Widerstreit zu der Option, etwas zu 
schaffen, welches vielfältige Souveränität schaffen 
kann, Souveränität im besten Sinne: eine Möglich-
keit an die Hand zu bekommen, vieles objektiver be-
trachten zu können, vielfältige gesichertere Hand-
lungsgrundlagen zu bekommen - für aktive Frie-
denssicherung, für zivile nationale und internatio-
nale friedliche Aktivitäten. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Die F.D.P.-Bun

-

destagsfraktion wird den vorgelegten Antrag ableh-
nen, weil er sowohl den Interessen der Bundesrepu-
blik Deutschland als auch den Interessen des sich 
vereinigenden Europas widerspricht. 

Neben gravierenden sachlichen Fehlern enthält 
der Antrag vor allem in seiner Begründung eine Viel-
zahl von Verzerrungen und logischen Brüchen. Dies 
ist einerseits - angesichts der Herkunft des Antrages - 
nicht verwunderlich. Der Antrag erstaunt ja doch, da 
die PDS im Juni vergangenen Jahres zur gleichen 
Thematik eine umfassende Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Kleine Anfrage erhalten hat. Meine 
Damen und Herren von der PDS, eigentlich hätten 
Sie es seitdem besser wissen müssen und uns somit 
diesen Antrag ersparen können. 

Unter Ziffer 1.) Ihrer Begründung pochen Sie auf 
„zivile und f riedliche Mittel". Ich frage Sie: Was ist 
friedlicher als Beobachtung? Man denke an die Be-
obachtermissionen von UN und OSZE oder an die 
klassischen Blauhelmaufträge. Und wie kann man 
die so oft auch von Ihnen beschworene Prävention 
leisten, wenn man gar nicht weiß, daß man etwas tun 
sollte? 

In Ziffer 2.) behaupten Sie, daß die Überwachung 
von Abrüstungsverträgen wie KSE auch ohne raum-
gestützte Aufklärung gewährleistet sei. Ein solches 
System ersetze den kooperativen Ansatz durch Kon-
frontation. Ich frage Sie, warum dann Art. 15 des 
KSE-Vertrages ausdrücklich multinationale techni-
sche Systeme dieser Art erlaubt. Haben Sie etwa den 
Vertrag nicht richtig gelesen? 

In Ziffer 3.) verlangen Sie, die vorhandenen Ein-
richtungen von UN und OSZE zur Konfliktverhütung 
zu unterstützen. Ich frage Sie, ob Ihnen nicht be-
kannt ist, daß gerade diese Einrichtungen regelmä-
ßig die Überlassung von Aufklärungsergebnissen für 
ihre Arbeit anmahnen? Meinen Sie nicht, daß hier 
sinnvolle Unterstützung auch gerade durch Europa 
angeraten ist? 

In Ziffer 4.) reden Sie - neben einigen völlig aus 
der Luft gegriffenen Finanzbeträgen - von „Welt-
raumrüstung". Ihnen sollte bekannt sein, daß ein 
Aufklärungssystem nicht bewaffnet ist. Oder sind Sie 
vielleicht der Auffassung, daß ein Fernglas schießen 
kann? 

Sie sprechen auch von Massenarbeitslosigkeit. Ist 
Ihnen nicht bekannt, daß sich Schlüsselbereiche der 
High-Tech-Industrie nicht mehr national erhalten las-
sen, sondern nur noch im Rahmen europäischer Ko-
operationen? Projekte dieser Größenordnung, um die 
es hier geht, haben nicht nur sicherheitspolitische 
Aspekte. Dies zeigt sich auch an der Aufteilung der 
Verantwortlichkeiten und Kosten auf die verschiede-
nen Ressorts. 

So wie der Sicherheitsbegriff heute viel umfassen-
der verstanden wird und weit über rein militärische 
Erfordernisse hinausgeht, stehen auch Raumfahrt-
projekte in einem vielfältigen bündnis- und wirt-
schaftspolitischen Gesamtzusammenhang. Deutsch-
land hat durch die zivilen Erdbeobachtungssatelliten 
ERS I und ERS II in den vergangenen Jahren ein be-
achtliches raumfahrttechnisches Know-how erwor-
ben. Diese Technologie wurde in erster Linie durch 
die finanzielle Unterstützung des Forschungsministe-
riums möglich. 

Die weltweit einzigartigen Erfahrungen in der Ra-
darsatellitentechnik können nun beim Bau der Auf-
klärungssatelliten eingebracht werden. Dies gilt ins-
besondere ab 1998 für den Bau des Radarsatelliten 
HORUS, an dessen Entwicklung Deutschland mit 
mehr als 50 % beteiligt sein wird. 

Bereits in diesem Jahr beginnen die Arbeiten am 
optischen Satelliten HELIOS II, an dessen Entwick-
lung und Konstruktion die französische Indust rie den 
Mehrheitsanteil haben wird. 

Die F.D.P.-Fraktion geht davon aus, daß es mit die-
sem deutsch-französischen Joint-Venture gelingen 
wird, auf dem bislang von den USA dominierten Zu-
kunftsmarkt „Satellitenbau" erstmals realistische 
Marktchancen für europäische Spitzentechnologie 
zu erschließen. In beiden Ländern werden zukunfts-
trächtigte Arbeitsplätze geschaffen, die über eine 
reale Zukunftsperspektive verfügen. Gleichzeitig 
werden die europäische Integration auf diesem Ge-
biet und der europäische Pfeiler der NATO gestärkt. 

Ich darf mit einem leicht modifizierten Zitat schlie-
ßen und für meine Fraktion betonen: „Raumfahrt tut 
not."  

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Frage einer Satellitenaufklärung mit deutscher Betei-
ligung und unter deutscher Verfügung ist eine wich-
tige Weichenstellung für die zukünftige Sicherheits-
politik der Bundesrepublik Deutschland, für die fi-
nanziellen Aussichten des Haushaltes der Bundesre-
gierung, für die Entwicklung der transatlantischen 
Beziehungen und für die militärische Integration der 
westeuropäischen Staaten. 

Als Mitglied der Parlamentarischen Versammlung 
der Westeuropäischen Union kann ich ein Lied da-
von singen, welche politische Bedeutung die Satelli-
tenaufklärung in den transatlantischen Beziehungen 
hat. 

Auf jeder der Tagungen im letzten Jahr und auf 
der ersten in diesem Jahr war die Aufklärung bzw. 
die fehlende Bereitschaft der Vereinigten Staaten, 
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den WEU-Staaten, den europäischen NATO-Mitglie-
dern frei Informationen zur Verfügung zu stellen, An-
laß zu ziemlich heftigen Auseinandersetzungen, die 
wenig zu diplomatisch-freundschaftlichen Beziehun-
gen passen. 

Zum ersten mal beklagten sich die westeuropäi-
schen Militäreliten im zweiten Golfkrieg in der 
Öffentlichkeit über die selektive Datenweitergabe 
der Vereinigten Staaten. Spätestens seitdem haben 
die WEU-Mitglieder mit dem Test und dem Aufbau 
von eigenen Satellitenaufklärungsfähigkeiten be-
gonnen. 

In der WEU wird die Bedeutung der Satellitenauf-
klärung zunehmen, schon weil die europäischen 
Staaten im internen Machtkampf der NATO mehr 
Druck auf die Vereinigten Staaten ausüben wollen 
und können. Darüber hinaus soll durch Großaufträge 
die europäische Rüstungsindustrie gestärkt und un-
terstützt werden. 

Klopfen wir einmal die Begründung der Bundesre-
gierung für eine Satellitenaufklärung ab: 

Erstens. Das Wichtigste sei die Fähigkeit, ein „ei-
genständiges Lagebild" für die Krisenfrüherkennung 
zu gewinnen. Hier zeigt sich das ganze Dilemma der 
deutschen Sicherheitsphilosophie, das Mißtrauen ge-
genüber den sogenannten Partnern in der NATO. 
Ironischerweise wirft die Bundesregierung den ame-
rikanischen Partnern vor, nach ihrem „nationalen In-
teresse" zu handeln. Dabei ist die Bundesrepublik 
selbst dabei, ihre „nationalen Interessen" zu definie-
ren und ihre Politik danach auszurichten. Die Beto-
nung durch die Bundesregierung, daß alles im Ver-
bund passieren soll, wirft allerdings die Frage auf, 
warum zu den bestehenden Systemen noch ein 
neues angeschafft werden soll. 

Zweitens. Die Krisen, die die Bundeswehr mit Sa-
tellitenaufklärung „früh" erkennen will, sind bereits 
Konflikte in einem militärischen Stadium. Eine Krise 
setzt jedoch früher als Ergebnis von gesellschaftlichen 
Prozessen und Interessenkonflikten ein. Bei aller ver-
balen Erweiterung des Sicherheitsbegriffs durch 
Bundesverteidigungsminister Volker Rühe reduziert 
sich seine politische Wahrnehmung auf Krisen, die 
sich bereits in einem militärischen Stadium befinden. 
Wenn etwas mit Hilfe der Weltraumaufklärung er-
kennbar sein wird, dann sind es die „Früherkennung 
von Truppenbewegungen" oder „Flüchtlingsbewe-
gungen". Schließlich will sich die „Festung Europa" 
schützen können. Mit diesem Projekt sollen wieder 
Milliarden für Militär verpulvert werden, während 
das Geld für zivile Konfliktlösungsmechanismen 
fehlt. 

Drittens. Mit den anderen Begründungen für die 
Weltraumaufklärung befindet sich die Bundesregie-
rung im zeitgemäßen Trend: Risiken, wie Drogen-
handel, werden mit Satellitenaufklärung allerdings 
damit kaum gelöst werden. Auch den ökologischen 
Nutzen nennt die Bundesregierung gern zur Legiti-
mation in der Öffentlichkeit. Allerdings benötigt man 
dafür keine militärische Weltraumaufklärung. Mit 
diesen Scheinbegründungen und den schönen Na

-

men - Helios, Osiris - soll vom militärischen Charak-
ter der Aufklärung abgelenkt werden. 

Viertens. Im Zusammenhang mit dem von den In-
dustriestaaten selbstproduzierten Risiko Proliferation 
gewinnt die militärische Satellitenaufklärung im Ver-
bund mit Raketenabwehrsystemen eine prekäre Be-
deutung. Ein Mitarbeiter der regierungsnahen Deut-
schen Gesellschaft für Auswärtige Politik bringt es 
auf den Punkt: „Rüstungskontrolle und die Verhin-
derung der Weiterverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen sind ohne leistungsfähige Aufklärung 
nicht durchführbar" - Klaus Becher, in: Internatio-
nale Politik 1/96: 43. Daß durch solche Überlegungen 
in der NATO leichtfertig Rüstungskontrollabkommen 
wie START II gefährdet werden, hat jedoch keinen 
Einfluß auf die Überlegungen der Militärtechnokra-
ten. 

Der militärische Wert der Satellitenaufklärung ist 
äußerst zweifelhaft. Verifikation kann auch mit den 
schon vorhandenen Mitteln zufriedenstellend durch-
geführt werden. Auch nach Auswertung der Daten 
aus dem Weltraum ist eine Überprüfung vor Ort für 
eine vollständige Lageeinschätzung notwendig. Dar-
über hinaus monopolisiert Raumaufklärung einen 
begrenzten Ausschnitt der Informationen. Da die Rü-
stungskontrollabkommen darauf basieren, daß für 
alle Seiten kontrollierbar sein muß, wie welche Infor-
mationen zustande kommen, kann durch die welt-
raumgestützte Aufklärung der auf Vertrauen basie-
rende Mechanismus ausgehebelt werden. 

Ich möchte auf die Kostenfrage eingehen. Bislang 
scheint unkalkulierbar zu sein, welche Kosten auf 
den Steuerzahler zukommen. Die Bundesregierung 
gesteht zu, daß wegen der Unbestimmtheit der Ko-
sten noch keine verläßlichen, planerischen Angaben 
zum Gesamtvorhaben zur Verfügung stehen - Sach-
standsbericht Entwicklung eines zukünftigen euro-
päischen Aufklärungssystems, BMVg v. 8. 1. 1996. 
Schätzungen in der Presse aus dem vorigen Jahr be-
laufen sich auf 25 bis 30 Milliarden DM. Die Beteili-
gung der Bundesrepublik beläuft sich je nach Satellit 
auf zwischen 10 und 50 Prozent. Trotz dieser Unklar-
heiten vereinbarte die Bundesregierung mit Frank-
reich die Kooperation bei der gemeinsamen Satelliten-
aufklärung. Angesichts der geringen Gelder, die für 
die zivile Konfliktlösung bereitgestellt werden und 
angesichts der sozialen und haushaltspolitischen Pro-
bleme in der Bundesrepublik Deutschland ist der 
Aufbau einer weltraumgestützten Aufklärung unver-
antwortlich. 

Die Bundesrepublik sollte sich im europäischen 
und im transatlantischen Rahmen dafür einsetzen, 
daß die immensen Mittel sinnvoll zur Konfliktverhü-
tung und zur Unterstützung des teuren Abrüstungs-
prozesses ausgegeben werden. 

Bernd Wilz, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Verteidigung: Voraussetzung für eine wir-
kungsvolle deutsche Sicherheitspolitik ist die ganz-
heitliche Betrachtung politischer, wirtschaftlicher, 
ökologischer und militärischer Faktoren. Der dahin-
gehende ressortübergreifende Informationsbedarf 
der Bundesregierung ist unbestritten. Zur Deckung 
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dieses Bedarfs ist Aufklärung unverzichtbar. Die 
Fähigkeit, jederzeit eigenständig ein aktuelles und 
verläßliches Lagebild zu erstellen, ist eine Vorausset-
zung für eine wirksame und gleichberechtigte Teil-
nahme eines souveränen Staates an internationalen 
Bemühungen zur Stärkung von Sicherheit und Stabi-
lität sowie zur Abwendung oder Bewältigung von 
Krisen und Konflikten. 

Dieser Gesamtinformationsbedarf der Bundesre-
gierung ist nur durch den Verbund aller Möglichkei-
ten der Informationsgewinnung und -analyse zu dek-
ken. Die bisher verfügbaren Quellen zur Informati-
onsgewinnung erfüllen nicht mehr die erweiterten 
Anforderungen an die Informationsgewinnung. 

Ein satellitengestütztes Aufklärungssystem ist be-
sonders geeignet, die bisherigen Defizite in der Infor-
mationsgewinnung zu minimieren. Es gestattet ins- 
besondere, weltweit ohne rechtliche Beschränkun-
gen zuverlässige und zeitgerechte Informationen zu 
gewinnen. Die mit einem solchen System zu gewin-
nenden Erkenntnisse sind in dieser Form durch kein 
anderes Aufklärungsmittel zu erreichen. Die Ent-
wicklungen der letzten Jahre zeigen im Bereich der 
Nachrichtengewinnung und Aufklärung eindeutig, 
daß ein Abstützen ausschließlich auf zivile Mittel 
nicht möglich ist. 

Gerade ein raumgestütztes Aufklärungssystem ist 
in der Lage, einen bedeutenden, unabhängigen Bei-
trag zur Früherkennung von Krisen zu leisten. Die 
aus der Satellitenaufklärung gewonnenen Erkennt-
nisse liefern der politischen Führung die Grundlagen 
für Entscheidungen im Rahmen der Krisenbewälti-
gung. Es ist damit eine wichtige Ergänzung zu ande-
ren Informationsquellen. 

Hinsichtlich der Überwachung von Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsverträgen setzt die Bundesre-
gierung grundsätzlich auf kooperative Maßnahmen. 
Zu den vielen denkbaren Möglichkeiten des Einsatz-
spektrums der raumgestützten Aufklärung gehört 
z. B. die Unterstützung und Begleitung von interna-
tionalen Abrüstungsbemühungen und Maßnahmen 
der Verifikation. 

Die Realisierung eines raumgestützten Aufklä-
rungssystems als rein nationale Lösung kommt allein 
aus Kostengründen nicht in Betracht. Die Bundesre-
gierung hat deshalb von Anfang an auf eine Koope-
ration mit Partnern gesetzt. Nach Abwägung 
verschiedener Realisierungsmöglichkeiten haben 
Deutschland und Frankreich auf dem Gipfel am 
7. Dezember 1995 in Baden-Baden den Aufbau eines 
gemeinsamen raumgestützten Aufklärungsprogram-
mes beschlossen. Sie werden sich dafür einsetzen, 
daß das deutsch-französische Satellitensystem zu ge-
gebener Zeit durch eineuropäisches System abgelöst 
oder in ein europäisches System integriert wird. 

Die Bundesrepublik setzt sich für eine europäische 
Integration auf allen Ebenen ein, so auch bei der Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik. Bei der raumge-
stützten Aufklärung besteht jetzt eine weitere 
Chance, dies in einem zukunftsweisenden Bereich 
konkret werden zu lassen. 

Die Entscheidung für die deutsch-französische Ko-
operation ist politisch, strategisch und industriepoli-
tisch von weitreichender Bedeutung. Um die euro-
päische und deutsche Industrie in einem Bereich der 
Zukunftstechnologie zu stärken, haben wir kein 
schlüsselfertiges amerikanisches System gekauft. 
Damit tragen wir insbesondere auch zur Sicherung 
und sogar zur Schaffung von Arbeitsplätzen bei. 

Unsere Vorstellungen und Planungen verfolgen 
rein defensive Ziele; die mit dem Antrag unterstellte 
Schaffung einer „Militärmacht WEU" ist nicht beab-
sichtigt, ja geradezu abwegig. Ein solches System 
stellt für kein anderes Land eine Bedrohung dar. 
Vielmehr verbessert es die Fähigkeiten der europäi-
schen Staaten, eigenständig und unabhängig Krisen 
zu erkennen und lagegerecht zu reagieren. 

Die Realisierung eines raumgestützten Aufklä-
rungssystems bedeutet schließlich keinen Schritt zu 
einem Wettrüsten im All. 

Zum einen beinhaltet das deutsch-französische 
Abkommen das Angebot an die USA zur transatlanti-
schen Zusammenarbeit. Zum anderen kauft das 
WEU-Auswertezentrum in Torrejon bereits heute un-
ter anderem Bilder aus russischen Quellen zur Lage-
bilderstellung. Ein Wettrüsten im All läßt sich vor die-
sem Hintergrund tatsächlich nicht erkennen. 

Zur Beteiligung an einem gemeinsamen System 
raumgestützter Aufklärung mit Frankreich gibt es 
keine Alternative. Wir wollen nicht neuartige militä-
rische Fähigkeiten schaffen, sondern die Vorausset-
zungen für eine national eigenständige Lagebeurtei-
lung verbessern. Damit legen wir die Grundlage für 
einen wirkungsvollen Beitrag zu internationaler Kon-
fliktprävention und Krisenbewältigung. Aufklä-
rungssatelliten tragen nicht zur Konfrontation bei, 
sondern sind wirkungsvolle Mittel zur Ergänzung be-
stehender internationaler Mechanismen der Verifika-
tion. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 15 

(Verringerung und Straffung von Bundesbehörden) 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
An der Schwelle zum nächsten Jahrtausend geht es 
um wichtige Weichenstellungen für Deutschland. 
Wie rüsten wir den Standort Deutschland für die 
kommenden Herausforderungen, die sich bereits 
heute auf den immer globaler agierenden Güter- und 
Kapitalmärkten abzeichnen? Wie sichern wir eine dy-
namische Wirtschaft, die in einem sich beschleuni-
genden Strukturwandel ausreichend neue Arbeits-
plätze schafft? 

Der Gesellschaft geht nicht die Arbeit aus. Andere 
Industrieländer, wie beispielsweise die USA, bewei

-

sen das Gegenteil. Der Gesellschaft geht erst dann 
die Arbeit aus, wenn die Dynamik der Märkte und 
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der Wirtschaft zu sehr durch Regulierungen aller Art 
gebremst wird. Nicht staatliche Eingriffe oder Um-
verteilung der vorhandenen Arbeit sind daher not-
wendig, sondern die Beschränkung des Staates auf 
das Wesentliche und die Stärkung der Wachstums-
kräfte in unserer Gesellschaft. Wir brauchen eine 
Neubestimmung des Verhältnisses von Markt und 
Staat ebenso wie die Rückbesinnung auf den Lei-
stungswillen und den Gründergeist jedes einzelnen. 

Diese Aufgabe hat viel mit Finanz- und Wirt-
schaftspolitik zu tun, geht aber weit darüber hinaus. 
Für den Beginn des nächsten Jahrtausends brauchen 
wir ein „Fitneßprogramm für Deutschland". Wir müs-
sen überall Leistungshemmnisse beseitigen, Verkru-
stungen in der Gesellschaft durch innovative Politik 
aufbrechen, die Eigenverantwortung ebenso wie Ge-
meinsinn und Solidarität stärken. Dieses notwendige 
Fitneßprogramm gehen wir an, mit der symmetri-
schen Finanzpolitik, der Rückführung von Staatsan-
teil, Defizit sowie der Steuer- und Abgabenlast bis 
zum Jahr 2000, mit Reformen im Sozialsystem und 
auf dem Arbeitsmarkt. 

Zu diesem Fitneßprogramm gehört auch die Euro-
päische Union und die dritte Stufe der Währungs-
union. Der Binnenmarkt und die Währungsunion 
sind für die exportorientierte deutsche Wirtschaft 
eine Jahrhundertchance. Ohne die Verzerrungen der 
Marktkräfte durch die Veränderung der Wechsel-
kurse kann unsere Volkswirtschaft ihre Leistungsfä-
higkeit voll ausspielen - wenn wir gleichzeitig dafür 
Sorge tragen, daß diese Leistungsfähigkeit erhalten 
und möglichst noch verbessert wird. 

Wir sparen deshalb nicht für Maastricht, sondern 
für die Zukunft der Arbeit in Deutschland. Wissen-
schaft und internationale Erfahrung der letzten Jahre 
stimmen überein: Ein den ökonomischen Daten an-
gemessener Konsolidierungspfad schafft letztlich zu-
kunftssichere Arbeitsplätze. Wer diesen Zusammen-
hang leugnet und im Wahlkampf Arbeitsplätze ge-
gen Maastricht ausspielt, betreibt üble Bauernfänge-
rei auf Kosten der Zukunft Deutschlands. Schließlich 
muß der Staat im Zeichen des „schlanken Staates" 
selber abspecken, sowohl um den Privaten zusätzli-
chen Spielraum zu eröffnen als auch um Handlungs-
freiheit für diejenigen Staatsaufgaben zu erhalten 
und noch zu stärken, für die wir auf Dauer verant-
wortlich sein werden. 

Wir wollen weniger Regelungsdichte der Gesetz-
gebung, mehr Freiraum für private Initiative und 
eine moderne, effiziente und kostengünstige öffentli-
che Verwaltung. Am 7. Februar hat die Bundesregie-
rung ein Programm zur Straffung und zum Abbau 
von Bundesbehörden beschlossen. Es faßt eine Viel-
zahl von Einzelmaßnahmen zur Schließung, Zusam-
menlegung und Personalverringerung von Einzelbe-
hörden zusammen. 

Der Bund steht mit einem solchen Vorhaben nicht 
am Anfang. Bereits in den letzten Jahren wurde in 
der Bundesverwaltung kräftig rationalisiert. Rund 
100 Behörden und Dienststellen der zivilen Bundes-
verwaltung wurden bereits aufgelöst. Der Personal-
stand des Bundes stieg von circa 300 000 im Jahr 
1989 auf 381 000 im Jahr 1992. Ende 1995 waren es 

bereits wieder 325 000 Planstellen. Weitere 17 000 
Stellen werden noch abgebaut. 

Im Bereich des Finanzministeriums werden ein 
Drittel der Ämter der Bundesvermögensverwaltung 
und etwa 20 Prozent der Hauptzollämter aufgelöst. 
Einzelne Oberbehörden sollen zusammengelegt wer-
den, zum Beispiel: 

- Die Bundesanstalt für Arbeitsmedizin und die Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz; 

- Die Bundesanstalt für Landeskunde und Raumord-
nung mit der Bundesbaudirektion; 

- Die hoheitlichen Aufgaben beim Bundesamt für 
Post und Telekommunikation mit dem Bundesamt 
für Zulassung in der Telekommunikation; 

- Die ostwissenschaftlichen Studieninstitute; 

- Die Servicebereiche von Auslandsvertretungen; 

- Das Bundesamt für Zivilschutz mit der Akademie 
für Zivilschutz. 

In anderen Verwaltungsbereichen wird der Perso-
nalbestand wesentlich reduziert. Zum Beispiel: 

- beim Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf-
fung; 

- bei Bundeskassen und Bundeswehrkassen, die 
verschmolzen werden; 

- bei den Nachrichtendiensten; 

- bei Aus- und Fortbildungseinrichtungen des Bun-
des; 

- bei Forschungsanstalten im Bereich der Landwirt-
schaft. 

Privatisierung und Privatfinanzierung ist vorgese-
hen bei: 

- der Verwertungsstelle der Bundesmonopolverwal-
tung für Branntwein; 

- Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-
nik; 

- der deutschen Zentrale für Tourismus. 

Quer über alle Verwaltungen hinweg wollen wir 
strukturelle Verbesserungen vornehmen, zum Bei-
spiel: 

- Organisations- und Aufgabenüberprüfungen bei 
den Ministerien zur Schaffung schlagkräftiger, 
„schlanker" Strukturen; 

- Abbau von Mischfinanzierungen im Forschungs-
bereich; 

- Überführung von Forschungseinrichtungen in pri-
vate Trägerschaft; 

- Privatisierung von Servicebereichen in den Mi-
nisterien wie Druckereien, Fahrbereitschaft und so 
weiter; 

- Standardisierung der technischen Unterstützung 
für Querschnittsaufgaben, die in jeder Behörde an-
fallen, beispielsweise bei der Berechnung von 
Reise- und Umzugskosten oder der Beihilfe. 
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Wir prüfen auch, wie das Haushaltsrecht flexibler 
und effizienter eingesetzt werden kann. Der zentrale 
Punkt ist die Herstellung von Kostentransparenz in 
der Verwaltung. Wir werden mit Unterstützung 
durch externe Fachleute ein System für eine standar-
disierte Kosten- und Leistungsrechnung für die Be-
hörden des Bundes entwickeln. Ziel ist es, mit ver-
tretbarem Aufwand den Ressourcenverbrauch trans-
parent und - vor allem - vergleichbar zu machen. 
Dies wird das Kostenbewußtsein der Bediensteten 
entscheidend fördern. 

Das Programm ist ehrgeizig. Es bricht mit vielen 
lieb gewordenen Traditionen der Verwaltungspraxis. 
Dennoch ist dieses Programm ein Baustein dafür, un-
sere Verwaltungen insgesamt kostengünstiger, 
schlagkräftiger und zukunftsfähiger zu machen. 

Der Haushalt erhält eine „Effizienzdividende". Mit 
der Umsetzung dieses Konzepts wird der Bundes-
haushalt mittelfristig um etwa 1 Milliarde DM pro 
Jahr entlastet. 

Bei der Umsetzung dieses Programms ist die Zu-
kunftsfähigkeit aller Beteiligten gefordert. Die ersten 
Reaktionen der letzten vier Wochen auf unseren Vor-
schlag zeigen ein aus anderen Bereichen bereits be-
kanntes Muster: Reformen, den Abbau von Bürokra-
tie und Verwaltung will jeder, betrifft er aber eigene 
Interessen, sieht das Meinungsbild schon ganz an-
ders aus. Ich appelliere an alle, hier über den persön-
lichen Tellerrand hinauszusehen. Wer Zukunftsfähig-
keit abstrakt fordert, muß auch bereit sein, sie für 
sich selbst zu akzeptieren. Der schlanke Staat ist ein 
zentrales Ziel. Er darf nicht nur Blaupause sein. Die 
Umsetzung vollzieht sich in vielen Einzelschritten, 
die erarbeitet und durchgesetzt werden müssen. Der 
Staat wird nicht von alleine schlank. Für ihn gilt das 
gleiche wie für jede Schlankheitskur. Man muß sich 
täglich neu überwinden, um schließlich das Traum-
gewicht zu erreichen und dann auch zu halten. 

Reiner Krziskewitz (CDU/CSU): Die Überprüfung 
von Wirtschaftlichkeit und Effizienz staatlichen Ver-
waltungshandelns ist ein unveräußerliches Recht, 
aber auch eine ebensolche Pflicht eines jeden Parla-
ments. Umfang des Personalbestandes gehört ebenso 
regelmäßig auf den Prüfstand wie Förderinstrumente 
und Subventionen. 

Die Bundesregierung hat sich in der Koalitionsver-
einbarung mittelfristig das Ziel gesetzt, den Personal-
bestand in ihrem Bereich spürbar zu verringern. 

Man muß dieses Vorhaben von der Situation des 
Jahres 1990, des Jahres der deutschen Wiederver-
einigung, verstehen. 1990/91 stand Deutschland vor 
der gewaltigen Aufgabe, die Funktion der Bundes-
dienststellen und Ministerien nicht nur auf ein hinzu-
gekommenes Territorium von ca. 115 000 qkm zu er-
weitern, sondern, was weit schwieriger war, eine vor-
handene, in Jahrzehnten einer völlig andersartigen 
politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozia-
len, zum Teil gegensätzlichen Entwicklung entstan-
dene Situation der ehemaligen DDR in ein ebenfalls 
gewachsenes gefestigtes Gesamtsystem Bundesre-
publik Deutschland zu überführen. 

Daneben waren die gewaltigen Anstrengungen 
beim Aufbau der ostdeutschen Länder die Hilfen für 
die Kommunen und Gebietskörperschaften, die 
Überführung der Rentensysteme und anderes mehr 
zu leisten. 

Vor diesem Hintergrund nimmt sich das Anwach-
sen des Personalbestandes von ca. 300 000 im Jahr 
1989 auf ca. 380 000 im Jahr 1992 keineswegs so ge-
waltig aus, wie es auf den ersten Blick erscheinen 
mag. Dies muß man berücksichtigen, wenn man aus 
dem Bericht der Bundesregierung entnimmt, daß 
Ende 1995 der Personalbestand des Bundes auf ca. 
325 000 Planstellen reduziert werden konnte. 

Die Bundesregierung und die CDU/CSU-Fraktion 
betrachten diese Aufgabenstellung keineswegs als 
erledigt. Der seit über einem Jahr in der allgemeinen 
Diskussion immer wieder verwendete Beg riff vom 
„schlanken Staat" sieht die fortwährende Überprü-
fung der Aufgabenstellungen für die Behörden, ihrer 
Orientierung auf noch mehr Effizienz und größere 
Handlungsfähigkeit, auch aufgrund der allgemeinen 
Kassenlage, als eine Daueraufgabe an. Dieser Begriff 
umfaßt die Zielstellung des Anliegens. 

Dabei geht es nicht darum, sich in einem einmali-
gen Gesamtentwurf mit einem Schlag von kosten-
trächtigen Elementen zu befreien, sondern es geht 
um ein schrittweises Vorgehen, nämlich dort zu han-
deln, wo sich nach gründlicher Prüfung ein Verände-
rungsbedarf zeigt. Das Streben nach einem schlan-
ken Staat ist also folgerichtig nur als Daueraufgabe 
zu begreifen. 

Der schlanke Staat darf auch kein kraftloses Ge-
bilde sein, sondern seine Leistungsfähigkeit muß 
überprüft werden, und bei dieser Überprüfung muß 
entschieden werden, welche Aufgaben sich mittel- 
oder langfristig effektiver und wirtschaftlicher außer-
halb des Staates lösen lassen. 

Es gilt hier, einer veränderten Landschaft auf dem 
Gebiete der Nachrichten- und Informationstechnik, 
ihrer Vernetzung, aber auch neuen Anforderungen 
Rechnung zu tragen. Der Staat kommt hier an dem 
Problem und der Herausforderung von Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen nicht vorbei. Waren vor 
100 Jahren Monopolstellungen des Staates z. B. auf 
dem Gebiete bestimmter Transpo rt- und Beförde-
rungsleistungen (siehe Bahn und Post), als unver-
zichtbar, ja, geradezu als ein Element staatlicher Au-
torität angesehen, so haben wir mit den gerade in 
diesem Bereich erfolgten Privatisierungsschritten 
deutliche Signale gesetzt. 

Die CDU/CSU-Fraktion forde rt , auf diesem Weg 
nicht stehen zu bleiben. Dabei geht es nicht darum, 
daß sich der Staat seiner Verantwortung entledigt, 
sondern die Frage, die wir beantworten müssen, 
heißt: Wie kann sich der Staat privatwirtschaftlicher 
Konzeptionen bedienen, um seine Aufgabe noch wir-
kungsvoller lösen zu können? 

Es liegt in der Natur der Dinge, daß die Zustim-
mung zum Personalabbau im allgemeinen breiteste 
Unterstützung erfährt. Geht man aber konkret in die 
Details, so ist das St.-Florian-Prinzip nicht weit. Das 
trifft auf einzelne Behörden genauso wie auf Länder, 
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Regionen und auch Wahlkreise zu. Jeder von uns 
könnte hier seinen eigenen, speziellen Beitrag lie-
fern. 

Es ist verständlich, daß viele Maßnahmen bei vie-
len Betroffenen Verunsicherung, Enttäuschung, ja, 
Sorge hervorrufen. Man darf auch keineswegs ver-
kennen, daß z. B. in strukturschwachen Regionen die 
Schließung eines Bundeswehrstandortes oder eines 
Forschungsinstitutes eine spürbare Negativwirkung 
im wirtschaftlichen Bereich dieser Region haben 
kann. Dabei geht es nicht nur um die unmittelbar als 
Beschäftigte Betroffenen, sondern es ist ein legitimes 
Interesse der betroffenen Standorte, für die weitere 
Entwicklung ihrer Region Sorge zu tragen. 

Jeder der daran beteiligten Politiker steht im 
Grunde genommen hier vor einem Konflikt, bei dem 
es notwendig ist, verschiedene, oft gegensätzliche 
Zielfunktionen in wenigstens partielle Übereinstim-
mung zu bringen. Es wäre fatal, wollte man all diese 
Maßnahmen nur unter einem fiskalpolitischen 
Aspekt betrachten. 

Wir sind gut beraten, wenn wir bei aller Zielstre-
bigkeit diese Probleme auch mit großem Einfüh-
lungsvermögen in einer nachvollziehbaren und für 
die Beteiligten verkraftbaren Schrittfolge gestalten. 
Dabei wird es im konkreten Fall ohne eine spezielle 
Hilfestellung nicht möglich sein, das Gesamtziel zu 
realisieren. 

Es gibt aber auch aus fachlichen Gesichtspunkten 
Einschränkungen, die es zu beachten gilt. Es existie-
ren kritische Untergrenzen, unter die eine bestimmte 
Struktur nicht absinken darf, ohne entscheidend an 
Effizienz, ja, an Arbeitsfähigkeit zu verlieren. 

Lassen Sie mich hier nur an den Bereich der inne-
ren Sicherheit, der Kriminalitätsbekämpfung und der 
Justiz denken. Lassen Sie mich weiter den Bereich 
der von einigen Ministerien getragenen Forschungs-
einrichtungen nennen. In beiden Problemkreisen 
darf es ein Absinken unter eine kritische Größe nicht 
geben. Existierende Forschungseinrichtungen müs-
sen durch neue Formen von Beteiligungen und Pri-
vatisierungsmöglichkeiten in die Lage versetzt wer-
den, auch nach ihrer Entlassung aus dem staatlichen 
Bereich weiterhin forschend tätig zu sein. Das bei 
den Bundesministerien angesiedelte Potential an 
Forschungs- und Entwicklungsfachkräften muß für 
die deutsche Wissenschaft und die deutsche Wi rt

-schaft erhalten bleiben. 

Das Entscheidende hierbei ist für mich nicht, daß 
sich dieses Potential unbedingt in den Stellenplänen 
des Bundes niederschlagen muß. Es ist wichtig, daß 
der Bund bei der Entlassung von Einrichtungen aus 
den Ministe rien diese Institutionen nicht liquidiert, 
sondern diese in andere wirtschaftsrechtliche Ver-
hältnisse überleitet und sie so weit begleitet, daß ihre 
Arbeitsfähigkeit auch unter neuen rechtlichen und 
wirtschaftlichen Formen erhalten bleibt. Wenn wir 
das nicht schaffen, dann haben wir in der Debatte 
um den Forschungsstandort Deutschland einen Ver-
lust zu beklagen. 

Deshalb ist Personalabbau nur eine, wenn auch 
wesentliche Seite des Vorhabens. Die Einführung 

neuer Techniken, neuer Organisationsformen, die 
Möglichkeit von Privatisierung und Teilprivatisie-
rung, auch in einem weitverstandenen Servicebe-
reich, sind andere unumgängliche Elemente. Von be-
sonderem Interesse ist natürlich die Arbeit des am 
21. September 1995 konstituierten Sachverständi-
genrates „Schlanker Staat" in diesem Zusammen-
hang. Ich hoffe, daß wir in der nächsten Zeit einen 
Zwischenbericht dieses Sachverständigenrates be-
kommen, der über den hier vorliegenden Be richt der 
Bundesregierung, der ja nur von einer mittelfristigen 
Zielstellung ausgeht, hinausweist. 

Ich möchte dieser Debatte nicht vorgreifen, aber 
ich möchte doch der Hoffnung Ausdruck geben, daß 
der bevorstehende Umzug von Regierung und Parla-
ment nach Berlin auch als eine einzigartige Chance 
begriffen und behandelt wird, zu einer breiten Reor-
ganisation von Behörden und Verwaltung zu kom-
men. Nichts wäre schlimmer, als wenn wir eine Ver-
mehrung der Verwaltung gleichsam durch eine A rt 

 Zellteilung erreichen würden. 

Ich möchte daran erinnern, daß 1990/91 im Zuge 
der Wiedervereinigung gerade die ostdeutschen Ab-
geordneten von vielen westdeutschen Kollegen sehr 
oft die Hoffnung entgegengebracht bekamen, mit 
der Gestaltung der Wiedervereinigung könne es zu 
einer Reorganisation und Straffung kommen. Wir 
müssen heute feststellen, daß dies nicht der Fall war. 
Es gab weder ausreichende Vorarbeiten, die die 
neue gesamtdeutsche Situation berücksichtigten, 
noch war ausreichende Zeit dafür vorhanden. Ich bin 
der Ansicht, daß sich das mit dem bevorstehenden 
Umzug nach Berlin anders verhält. Wir können bei 
allen Abstrichen heute von einer überschaubaren ge-
samtdeutschen Situation sprechen und auch der Zeit-
horizont ist als ausreichend zu bezeichnen. 

Eine Möglichkeit, Verwaltung abzubauen oder zu 
verschlanken, liegt natürlich auch beim Gesetzgeber. 
Wenn ich richtig informiert bin, beläuft sich die An-
zahl der geltenden Bundesgesetze auf knapp 2 000 
zuzüglich etwa 3 000 Rechtsvorschriften, und das al-
les in allem manifestiert sich in etwa 85 000 Einzel-
vorschriften. 

Die Vereinfachung der Gesetze, ihre größere 
Transparenz, die Reduzierung der Regelungsdichte 
sind Aufgaben, die diesem Hohen Hause obliegen, 
und wir müssen leider feststellen, daß wir dieser 
Funktion oft nicht gerecht werden. 

Sicher ist dies eine Aufgabe, die nicht mittelfristig 
zu lösen ist, und sie geht auch über die zur Debatte 
stehenden Ansätze hinaus. Trotzdem, glaube ich, ist 
es notwendig, muß dieser Komplex hier zumindest 
genannt werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion schlägt die Überweisung 
der Vorlage an die entsprechenden Ausschüsse zur 
differenzierten Beratung vor. Es wird nun in den 
Haushaltsberatungen darauf ankommen, die einzel-
nen Schritte unter Beachtung aller Notwendigkeiten, 
auch Einschränkungen zu gestalten. Ich meine, da-
mit wird auf uns alle, nicht nur auf die Kolleginnen 
und Kollegen des Haushaltsausschusses, ein gehöri-
ges Stück Arbeit zukommen. 
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Fritz Rudolf Körper (SPD): Der Präsident des Rech- 
nungshofs im damaligen vereinigten Wirtschaftsge-
biet hat dem Parlamentarischen Rat im März 1949 ein 
Gutachten „Grundsätzliches zum Aufbau der Bun-
desverwaltung" vorgelegt. Das liegt lange zurück, ist 
aber immer noch aktuell. 

Zur Struktur von Regierung und Bundesverwal-
tung insgesamt enthielt das Gutachten folgende Aus-
sagen: 

Die Zahl der Ministerien ist klein zu halten. 

Die Ministe rien selbst dürfen nicht zu umfangreich 
sein. Ihre Tätigkeit ist grundsätzlich auf die eigentli-
che Ministerialarbeit (Gesetzgebung, Aufsicht, Pla-
nung, Grundsatzfragen) zu beschränken .. . 

Alle nicht zur eigentlichen Ministerialarbeit gehö-
rende Tätigkeit ist auf „Bundesoberbehörden" zu 
verlagern. Diese sind nach dem Grundsatz der De-
konzentration mit Entscheidungsbefugnissen zu ver-
sehen, unterstehen jedoch den Weisungen des Fach-
ministeriums. 

Es dürfen nicht zu viele Oberbehörden errichtet 
werden, es soll sich das politische Schwergewicht 
nicht auf sie verschieben . . . 

Die Entwicklung hat sich anders vollzogen. Der 
heutige Zustand ist ein anderer, wir haben große Mi-
nisterien, die viel Verwaltungsarbeit wahrnehmen, 
die eigentlich nicht in ein Ministe rium gehören. 
Auch an diesem Beispiel bewahrheitet sich die alte 
Volksweisheit: Gut Ding will Weile haben. 

Ich habe Zweifel, ob der Anlauf der Bundesregie-
rung gelingen wird, die Ministe rien entsprechend zu 
organisieren und auf ihre eigentlichen ministe riellen 
Aufgaben zu begrenzen. Es würde mich jedenfalls 
sehr überraschen, wenn schon die Aufforderung an 
die einzelnen Resso rts eine grundlegende Struktur-
reform - und dies in kurzer Zeit - hervorbringen 
würde. 

Wir haben mit unserem Antrag „Modernisierung 
der Bundesverwaltung als Projekt" einen anderen 
Vorschlag unterbreitet. Darüber haben wir bereits in 
der vergangenen Woche debattiert. 

Der unter Federführung des Finanzministers ent-
standene Bericht legt das Schwergewicht auf Redu-
zierungen und Einsparungen. Allerdings kann und 
sollte ein solches Maßnahmenbündel sich nicht aus-
schließlich an der Haushaltslage orientieren. 

Die Haushaltslage legt natürlich die Frage offen, 
inwieweit Personalkosten auch zu reduzieren sind. 
Interessant ist aber, wenn man aus Ihrer Unterrich-
tung zwei Zahlen vergleicht. Zum einen stellen Sie 
die Entwicklung der Gesamtbeschäftigtenzahl der 
Bundesbediensteten von 381 000 Planstellen im 
Jahre 1992 auf 325 000 Planstellen im Jahre 1995 dar. 
Im Vergleich dazu haben Sie den zivilen Personalbe-
stand der Bundeswehr aus Anlaß der Truppenredu-
zierungen von rund 196 000 auf rund 137 000 Haus-
haltsstellen reduziert. Daß heißt, Ihre gesamte Perso-
nalreduzierung konzentriert sich weitgehend auf den 
Bereich der Bundeswehr und somit auf die politi

-

schen Folgen im Zuge der deutsch-deutschen Eini-
gung. 

Von Konzeption kann hier meines Erachtens keine 
Rede sein. Nein, gerade allzu deutlich wird es bei 
den Bundesministerien. Da wachsen die Personal-
stellen in dem von Ihnen genannten Zeitraum von 
1992 bis 1995 sogar noch an. Es ist auch schon etwas 
merkwürdig, daß die Bundesregierung ankündigt, 
das Personal der landwirtschaftlichen Forschungs-
einrichtungen innerhalb der nächsten 10 Jahre um 
30 Prozent zu verringern. 

Gleichzeitig wird aber im Bereich des Deutschen 
Bundestages offensichtlich eine Anhörung vorge-
nommen, die die Effektivität und Effizienz dieser Ein-
richtungen hinterfragt. Die Beantwortung dieser Fra-
gen müßte meines Erachtens zuerst erfolgen, bevor 
eine solche geplante Reduzierung konkretisiert wird. 

Ich will nicht verhehlen, daß die Haushaltslage des 
Bundes es nötig macht, auch Personalkosten zu sen-
ken. Anders ausgedrückt: Angesichts der katastro-
phalen Haushaltslage ist auch in der öffentlichen 
Verwaltung ein Sparprogramm notwendig, soweit 
dadurch ihre Funktionsfähigkeit nicht beeinträchtigt 
wird. 

Wir sind nicht bereit, einem Konzept über Perso-
nalabbau und Verringerung der Bundesbehörden 
das Prädikat „Modernisierung" zu verleihen. Unter 
der „Modernisierung" der öffentlichen Verwaltung 
verstehen wir etwas ganz anderes als den bloßen 
„Rationalisierungsdruck", der „durch knappe Fi-
nanzmittel und pauschale Stelleneinsparungen" ent-
steht. Modernisierung ist auch mehr als Privatisie-
rung oder die Streichung von Aufgaben. 

Ich will  ein paar Stichworte aufgreifen, die unsere 
Vorstellungen von Modernisierung umreißen: 

Erstens: mehr Selbstorganisation und dezentrale 
Verantwortung statt hierarchischer Verwaltungs-
strukturen. 

Zweitens: Leistungs- und Kostenvergleiche zwi-
schen der öffentlichen Verwaltung und der Wi rt

-schaft sowie zwischen den Behörden auf der Grund-
lage moderner Formen des betriebswirtschaftlichen 
Rechnungswesens. 

Drittens: Aufgabenkritik, um ständig zu prüfen, ob 
staatliche Aufgaben weiterhin wahrgenommen wer-
den sollen, ob sie besser anderen Stellen übertragen 
werden oder ob ihr Vollzug effizienter gestaltet wer-
den kann. 

Viertens: ein modernes Personalmanagement auf 
der Grundlage eines reformierten Beurteilungswe-
sens, eines flexiblen Laufbahnrechts, verbunden mit 
Konzepten der Fort- und Weiterbildung. 

Fünftens: die Besetzung von Führungspositionen 
im Leistungsbereich auf Zeit, um die Leistungs- und 
Innovationsfähigkeit der Verwaltung durch eine opti-
male Besetzung mit Führungskräften zu gewährlei-
sten. 

Einige Begriffe wie Kosten- und Leistungsrech-
nung, Überprüfung des Haushaltsrechts, Flexibilisie-
rung der Hierarchieebenen, Aufgabenkritik tauchen 



8312* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 93. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. März 1996 

auch in Ihrem Bericht auf. Ihre Überlegungen dazu 
stecken aber - ich will es einmal so ausdrücken - 
noch in den Kinderschuhen, weil Sie viel zu lange 
gezögert haben, sich diesen Fragen überhaupt zuzu-
wenden. Jetzt, wo Sie dies tun, bleibt es bei einigen 
Ansätzen und Pilotprojekten; ein Konzept mit Zielen 
und Wegen zur Modernisierung sucht man verge-
bens. 

Die bisherigen Erfahrungen mit Aktivitäten der 
Bundesregierung auf dem Gebiet der Neuorganisa-
tion stimmen uns für die Zukunft nicht gerade opti-
mistisch. Als Beispiel nenne ich die Strukturände-
rungen im Zivilschutz, die gegen die Beschäftigten 
und am Parlament vorbei vorgenommen wurden. 
Das ist ein ganz wichtiger Gesichtspunkt, den die 
Bundesregierung bisher vernachlässigt hat und of-
fenbar weiter vernachlässigen will: Eine Moderni-
sierung der Bundesverwaltung muß mit den Be-
schäftigten und nicht gegen sie bewerkstelligt wer-
den. 

Vorgänge im Bundesamt für die Anerkennung aus-
ländischer Flüchtlinge lassen zumindest die Frage 
aufkommen, ob bei der ins Auge gefaßten Reduzie-
rung des Personalstandes die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit einbezogen worden sind. Denn unser 
aller Ziel ist es wohl, daß die qualitative Arbeit unter 
einer solchen Reduzierung nicht leiden darf. 

Eine moderne Bundesverwaltung muß auf breiter 
Basis entwickelt werden. Wenn ich breite Basis 
sage, dann meine ich die Einbeziehung von Betrof-
fenen, Fachleuten aller Ebenen, Personalvertretun-
gen und Gewerkschaften. Das braucht allerdings 
einige Zeit und kann nicht im Hauruckverfahren 
über die Bühne gehen. Daran scheint der Bundesre-
gierung aber angesichts der leeren Kassen und des 
Wunsches, schnelle Einspareffekte zu erzielen, be-
sonders gelegen zu sein. Statt die Motivation der 
Beschäftigten durch ihre Beteiligung zu fördern, 
werden Maßnahmen verordnet. Das mag schneller 
gehen. Der Erfolg wird jedoch mäßig sein. Diese 
Vorgehensweise vernachlässigt sträflich, daß das 
wichtigste Kapital des öffentlichen Dienstes seine 
Beschäftigten sind. 

Nach „Entbürokratisierung" und „Deregulierung" 
hat die Bundesregierung endlich eine Formulierung 
gefunden, den „schlanken Staat". Dieser „schlanke 
Staat" soll nicht der bisherige, der gewohnte Staat 
sein, er soll besser werden. Ich meine aber, er könnte 
auch weniger gut werden; er wird in jedem Fall an-
ders sein. 

Entgegen diesem Trend will ich einmal die Gele-
genheit nutzen, eine Lanze für die größte zivilisatori-
sche Errungenschaft zu brechen, nämlich für die Bü-
rokratie, die mit ihrer Verläßlichkeit, Berechenbar-
keit und Nachvollziehbarkeit erst den Weg zum 
Rechtsstaat geebnet hat. Daß die bürokratische Vor-
gehensweise manchmal kleinlich wirkt und Zeit be-
ansprucht, zählt wenig gegenüber ihrer einzigarti-
gen Fähigkeit, für langfristige Gerechtigkeit im Ver-
hältnis zwischen Staat und Bürger zu sorgen, jeder-
manns Ansprüche nach gleichen Kriterien zu prüfen 
und zu bescheiden - allein nach Vorgabe der Ge-
setze und Vorschriften. 

Das Wort  Bürokratie ist nie so richtig populär ge-
worden. Populär geworden ist lediglich das Wo rt  von 
der unbürokratischen Hilfe. Wir hier im Parlament 
sollten Begriffe aber nicht nach ihrer Beliebtheit be-
setzen oder gar unsere Politik populistisch danach 
ausrichten. Unsere Aufgabe wird es bei aller Moder-
nisierung bleiben, die rechtsstaatliche Bürokratie ef-
fektiver und effizienter zu machen. Anders ausge-
drückt: Wir sollten auch angesichts der leeren öffent-
lichen Kassen nicht der Versuchung unterliegen, die 
öffentliche Verwaltung einseitig als lästigen Kosten-
faktor zu sehen, der so gering wie möglich gehalten 
werden muß. Ebensowenig ist die öffentliche Ver-
waltung ausschließlich ein Servicebetrieb für unsere 
Wirtschaft, auch wenn unserer Wirtschaft jede erfor-
derliche Unterstützung zuteil werden muß. 

Sehr viele Bürgerinnen und Bürger verbinden mit 
unserem öffentlichen Dienst ungeachtet mancher 
Mängel und Fehler des bürokratischen Betriebs im-
mer noch die Vorstellung von Gesetz und Recht. 
Wäre es anders, käme unser Rechtsstaat in Bedräng-
nis. Wir müssen unsere öffentlichen Verwaltungen in 
die Lage versetzen, Recht und Gesetz, das von den 
Parlamenten beschlossen wird, bürgernah umzuset-
zen. Der Rechtsstaat ist ohne ein Besetz- und recht-
mäßig handelnde Verwaltung nicht lebensfähig. 
Auch daran sollten wir denken, wenn wir an die Mo-
dernisierung der öffentlichen Verwaltung gehen. 

In ihrer Unterrichtung sprechen Sie auch die Orga-
nisationsstruktur der Ministerien im Zusammenhang 
mit dem Umzug von Bonn nach Berlin an. Das beab-
sichtigte Ziel der Konzentration auf ministerielle und 
somit Leitungsaufgaben ist richtig. Die Ministe rien 
werden aufgefordert, Pläne für die nach dem Regie-
rungsumzug angstrebte Organisationsstruktur mit 
der Aufteilung Berlin/Bonn vorzulegen. 

Der Umzug - was wahrscheinlich ein einmaliges 
Ereignis ist - sollte in der Tat als Chance begriffen 
werden. Von der Regierung erwarten wir erstens 
Steuern statt Rudern, zweitens Resultate statt Regu-
larien, drittens Autonomie statt Hierarchie, viertens 
Motivation statt Alimentation. 

In diesem Sinne sollte es eigentlich möglich sein, 
die Bundesverwaltung zu modernisieren im Sinne 
von Effektivität und Effizienz, im Sinne von Dienstlei-
stung für unsere Bürgerinnen und Bürger. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Einer der wichtigsten 
Punkte der Koalitionvereinbarung bet rifft die Steige-
rung der Effizienz der Bundesverwaltung, die Verrin-
gerung des Personalaufwandes und somit eine Sen-
kung der Kosten der öffentlichen Verwaltung. Ange-
sichts der Haushaltslage ist die Umsetzung dieses 
Teils der Koalitionsvereinbarung unabdingbar. Darin 
drückt sich aber nicht nur eine Reaktion auf die fi-
nanzielle Situation der öffentlichen Hand aus, son-
dern auch das richtige Grundprinzip vom „schlanken 
Staat". 

Dabei müssen viele Maßnahmen Hand in Hand ge-
hen. Wir brauchen eine Dienstrechtsreform. Der Ent-
wurf der Bundesregierung hierzu liegt vor und wird 
im Plenum am nächsten Donnerstag debattiert wer- 
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den. Dringend notwendig ist die innere Verwal-
tungsreform. Dazu hat die Sachverständigenkommis-
sion der Bundesregierung im Januar einen beach-
tenswerten Zwischenbericht vorgelegt. 

Mehr geschehen muß noch im Bereich der Aufga-
benkritik, denn mit dem bloßen Personalabbau kann 
es keinesfalls getan sein. Ihm muß die Frage voran-
gestellt werden, welche Aufgaben der Staat in Zu-
kunft tatsächlich noch selbst erfüllen muß und in 
welchen Bereichen er sich P rivater zur Erfüllung bis-
her öffentlicher Aufgaben bedienen kann. 

Schließlich ist der letzte Baustein zur Umsetzung 
der Koalitionsvereinbarung die Änderung der Orga-
nisationsstruktur, wie sie sich in dem heute zur De-
batte stehenden Beschluß der Bundesregierung dar-
stellt. 

Die F.D.P.-Fraktion hat dazu - z. B. über ihre Ver-
treter im Haushaltsausschuß - zahlreiche Anregun-
gen gegeben. Wir begrüßen es ausdrücklich, daß die 
Bundesregierung mit dem genannten Beschluß die 
Initiative ergriffen hat. 

Die Maßnahmen sind zum Teil schmerzhaft. Die 
Präsenz von Bundesbehörden ist gerade in struktur-
schwachen Gebieten ein wichtiger Faktor für die re-
gionale Wirtschaft und den Arbeitsmarkt. Damit geht 
es auch um regionale Strukturpolitik. Daher ist bei 
der Festlegung der verbleibenden Standorte für Bun-
desbehörden mit sehr großer Sorgfalt vorzugehen, 
wie sich etwa am Beispiel der Bundesvermögensver-
waltung mit den konkurrierenden Standorten Passau 
und Landshut aufzeigen läßt. Das Grundprinzip der 
Zusammenlegung von Ämtern ist aber wegen der da-
mit verbundenen Kosteneinsparung zu unterstützen. 

Schließlich kann die Aufrechterhaltung der Be-
schäftigtenzahl kein Selbstzweck sein. Wenn sich 
Aufgaben verringern - wie etwa beim Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge -, muß 
dies natürlich personalwirtschaftliche Konsequenzen 
haben. 

Die im Beschluß der Bundesregierung angespro-
chenen Privatisierungsmaßnahmen - z. B. im Bereich 
der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein - 
werden von der F.D.P. ausdrücklich begrüßt. 

Anzuregen wäre die Zusammenfassung des Ober-
bundesanwalts beim Bundesverwaltungsgericht mit 
dem Generalbundesanwalt und dem Bundesdiszipli-
naranwalt zu einer Behörde. 

Der von der Bundesregierung angekündigte Perso-
nalabbau bei den Nachrichtendiensten gibt Gelegen-
heit, auch hier im Plenum des Deutschen Bundesta-
ges klarzustellen, daß die Forderung von Bündnis 90/ 
Die Grünen nach einer Auflösung der Nachrichten-
dienste völlig verfehlt ist. Es wäre aus rechtsstaatli-
chen Gründen unvertretbar, die Trennung von Nach-
richtendienst und Polizei aufzuheben. Deshalb kann 
die richtige Forderung nur lauten, die Nachrichten-
dienste soweit zu verkleinern, wie dies die verän-
derte Bedrohungslage zuläßt, sie jedoch nicht gänz-
lich aufzulösen. 

Größte Bedeutung messen wir der im Beschluß an-
gesprochenen Verbesserung der inneren Verwal-

tungsstruktur des Bundes zu. Wir ermuntern die Bun-
desregierung, die Vorschläge zur Mordernisierung 
des Haushaltsrechts zügig über die bisher laufenden 
Modellversuche hinaus umzusetzen. Durch Delega-
tion von Entscheidungsbefugnissen in diesem Be-
reich kann die Motivation der Mitarbeiter erhöht 
werden. Kosteneinsparungen für die öffentliche 
Hand sind als Folge zu erwarten. 

Die von der Bundesregierung angesprochenen 
Maßnahmen bei den öffentlichen Bauausgaben wer-
fen die alte Frage auf, warum denn wohl die öffentli-
che Hand regelmäßig teurer baut als ein Privatmann. 
Dies darf kein Naturgesetz sein. Hier muß wohl 
schon mit Änderungen im Vergaberecht angesetzt 
werden. Dieser Teil des Beschlusses der Bundesre-
gierung steht im übrigen in enger Verbindung mit 
Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung, auf die 
sich die Rechts- und Innenpolitiker der Koalition vor 
kurzem verständigt haben. 

Zuletzt sei noch daran erinnert, daß gerade der 
Umzug nach Berlin eine hervorragende Chance für 
die Modernisierung der öffentlichen Verwaltung bie-
tet. 

Insgesamt handelt es sich um ein sehr komplexes 
Gebiet, bei dem auf den verschiedensten Feldern an-
gesetzt werden muß. Der heute zu debattierende Be-
schluß der Bundesregierung leistet dazu einen guten 
Beitrag. 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Heute veranstalten wir offenbar einen Probelauf für 
die Debatte in der nächsten Woche, die dann in der 
Kernzeit stattfinden wird. Der „schlanke Staat" war 
das erste große Regierungsversprechen für diese Le-
gislaturperiode. Nun haben wir zwar immer noch 
keinen Gesetzentwurf vor uns liegen, aber doch im-
merhin eine Aufzählung vieler unterschiedlicher 
Vorhaben und Maßnahmen. 

Man kann das begrüßen, wenn die Regierung 
selbst im eigenen Verantwortungsbereich mit gutem 
Beispiel voranzugehen bereit ist, für das, was man 
insgesamt für die große Modernisierungs- und Re-
formphase der öffentlichen Verwaltung vorhat. Tat-
sächlich wäre es begrüßenswert, wenn man an kon-
kreten Beispielen nachvollziehen könnte, was die Re-
gierung eigentlich will, welche Methoden und Stra-
tegien sie vorschlägt. So ist also zu erwarten, daß die 
Regierung am Anfang in ein paar kurzen Sätzen er-
klärt, was sie antreibt und wohin sie will. 

Wenn ich aber hingucke, so lese ich dazu folgen-
des: Zitat: Die bisherigen Aufgaben müssen wirt-
schaftlicher und damit mit weniger Personalauf wand 
wahrgenommen werden. 

Hier setzt schon meine erste Frage ein: Geht es 
wirklich um die bisherigen Aufgaben? Status quo mi-
nus ein bißchen da, ein bißchen dort? Oder geht es 
nicht vielmehr um eine Neubestimmung staatlicher 
Aufgaben? 

Ich habe eine Reformdebatte immer so verstanden, 
daß alles auf dem Prüfstand steht, zum Beispiel auch 
der Aufgabenkatalog. Wenn ich nach dem Aufga- 
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benkatalog frage, so frage ich auch danach: Was muß 
der Staat unbedingt tun, was können die Bürger 
selbst, und was muß der Staat vielleicht neu tun, was 
er in der Vergangenheit vernachlässigt hat? Zu all 
diesen Fragen finden wir in der Unterrichtung kein 
Wort . 

Die bisherigen Aufgaben sollen, so lesen wir, wirt-
schaftlicher gestaltet werden. Wir gehen wohl nicht 
allzu fehl in der Interpretation, wenn mit diesem 
„wirtschaftlicher" vor allen Dingen preisgünstiger 
gemeint ist. In diese Richtung deutet auch die immer 
wiederkehrende Interpretation, daß der schlanke 
Staat deswegen diskutiert werden muß, weil die öf-
fentlichen Finanzen knapp geworden sind. Nun weiß 
ja jeder: Knappe Kassen können auch ein guter pad

-

agogischer Lehrmeister sein. Niemand bestreitet das. 
Die wachsende öffentliche Armut ist ein Teil der 
höchst aktuellen modernen Staatsproblematik. 

Die andere Seite aber, und die hat mehr mit einer 
modernen Reformdebatte zu tun, ließe sich eher mit 
der Frage umschreiben: Was heißt eigentlich staatli-
che Dienstleistung angesichts der dritten industriel-
len Revolution der modernen Informationstechniken? 
Sind diese Informationstechniken nur ein Mittel zur 
Effizienzsteigerung, oder bedeutet sie nicht einen 
viel tiefgreifenderen Eingriff in staatliches Handeln 
und damit in die Demokratiefragen? 

Die dritte Auskunft, die der kurze Einleitungstext 
bringt, heißt: Die wirtschaftlichere Bewältigung der 
bisherigen Aufgaben soll mit weniger Personalauf-
wand betrieben werden. 

Das ist nun klar und eindeutig und zur Begrün-
dung folgen dann auch die entsprechenden Zahlen, 
nämlich daß die Zahl der Bediensteten im öffentli-
chen Dienst ab 1989 um fast ein Drittel der Vorjahre 
gestiegen sei, daß die bisherigen globalen Stellen-
kürzungen noch nicht ausreichen und so weiter und 
so weiter. 

Hierzu wiederhole ich, was ich schon in der letzten 
Debatte gesagt habe: Wer Reformvorhaben mit dem 
Primat der Stellenkürzung beginnt, schafft sich die 
größtmögliche Zahl an Gegnern und wird vermutlich 
scheitern. So wird auch immer deutlicher, daß die 
Bundesregierung das Ziel der Verschlankung des 
Staates nicht durch eine leitende Grundidee, sondern 
durch zuvor von oben festgelegte Kürzungsvor-
schläge zu diktieren versucht. Das kann nicht gutge-
hen. 

Aktuelles Beispiel: Der Umgang mit den Beschäf-
tigten im Bundesamt für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge. Wie in der Zeitung zu lesen, soll 
der Präsident Druck auf seine Mitarbeiter ausgeübt 
haben, zahllose Überstunden zu machen, um die An-
hörungszeiten der Flüchtlinge zu minimieren. Der 
Hintergrund ist, daß ein knappes Drittel der Stellen 
noch in diesem Jahr wegfallen soll, ohne daß eine Re-
form der Arbeitsstrukturen damit verbunden wurde. 
Das Ergebnis: Die Beschäftigten gingen auf die Barri-
kaden. So stellen wir uns die Verwaltungsreform je-
denfalls nicht vor. 

Unseren Vorschlag kennen Sie: Die große Chance 
der äußeren Mobilität im Zusammenhang mit dem 

Umzug sollen Sie nutzen für die innere Mobilitätsbe-
reitschaft, die bei den Beschäftigten vorhanden ist. 
Diesen großen Hebel für die Reform haben Sie ge-
rade mal im zweiten und dritten Unterpunkt ihres 
letzten Abschnittes erwähnt. Was dort steht, läßt eher 
mißtrauisch werden. Gerade dort lassen Sie viele Fra-
gen offen. 

Wie also lauten Ihre Vorstellungen zur Neuorgani-
sation der Bundesministerien? Was wollen Sie wo 
konzentrieren? „Zentrale Ergebnisdokumentation" 
durch den Bundesfinanzminister, lesen wir. Ist das 
nicht die originäre Aufgabe des Bundesministers des 
Innern, Herrn Kanther? 

Und dann - dieser Satz nimmt einen großen An-
lauf - : Die Bundesregierung strebt an, für die Neuor-
ganisation der Ministerien anläßlich des Regierungs-
umzuges optimale, ich wiederhole: optimale Struktu-
ren zu schaffen. Dann unterrichten Sie uns über Pi-
lotprojekte, bei denen Sie die Privatisierungsmöglich-
keiten von „Fahrbereitschaft, Pförtnern, Hausdien-
sten, Botendiensten, Reinigungsdiensten untersu-
chen" wollen. Bei den einfachsten Tätigkeiten wer-
den Sie konkret. Das Geheimnis der Reform bei dem 
Umzug liegt aber gerade in der Neustrukturierung 
der oberen Ebenen, der Auflösung von Unterabtei-
lungen, der Stärkung der Referate und der Zusam-
menlegung von Führungstätigkeiten. 

Für diese, die entscheidenden und kostenträchti-
gen Funktionen, finden wir nicht einmal Absichtser-
klärungen. 

Alles in allem habe ich folgenden Eindruck: Die 
Bundesregierung ist zu resigniert und amtsmüde, um 
wirklich eine große Reform zu wagen. Sie diktiert 
teils von oben mittels Streichungsvorschlägen und 
vorgeschriebenen Kürzungsprozenten. Sie baut ab 
oder legt zusammen, was sowieso die Zeitläufte erle-
digt haben. Sie läßt das wichtigste Instrument für die 
Reform, den Umzug nach Berlin, der Sache nach fast 
unbenutzt. So wird es nichts. 

Fortsetzung nächste Woche. 

Maritta Böttcher (PDS): Die Verringerung und 
Straffung der Bundesbehörden muß sich einreihen in 
eine ganzheitliche Reform der öffentlichen Verwal-
tung, an der die Mitarbeiter aktiv beteiligt werden 
müssen. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim BMI, 
Herr Dr. Waffenschmidt, sagte in der Debatte am 
1. März zu Frau Vollmer und Herrn Körper: „Wir kön-
nen nur zusammenarbeiten, wenn wir wenigstens 
zur Kenntnis nehmen, was wir schon alles gemacht 
haben und machen. " 

Ich habe zur Kenntnis genommen, daß z. B. durch 
die Zusammenlegung von zwei Ministerien zum 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend Einsparungen von ganzen sieben Stel-
len zu verzeichnen sind. Das ist eine „stolze Lei-
stung", wenn ich dagegen sehe, mit welchen Aufga-
ben die Kommunen vor Ort betraut sind, wofür kaum 
Personal zur Verfügung steht. 
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Viele Kommunen sind in der Praxis bedeutend 
weiter als die Bundesverwaltung im Denken. Soll die 
Verwaltung insgesamt leistungsfähiger, transparen-
ter und effektiver werden, muß sie in ihren Abläufen 
vereinfacht werden. Das schafft auch mehr Bürger-
nähe. So gesehen ist die Politik dafür verantwortlich, 
daß der Staat so aufgebläht ist. 

Zu einem schlanken Staat gehört nicht nur Perso-
nalabbau, sondern auch Begrenzung der Vorschrif-
tenflut. Personalmanagement im öffentlichen Dienst 
heißt eben auch, bestimmte ausführende Verwal-
tungsaufgaben den Ländern und Kommunen zu 
übertragen. Der öffentliche Dienst kann nur so gut 
sein, wie es die gesetzlichen Vorgaben sind. Deshalb 
ist es dringend erforderlich, mehr Verantwortung 
auch auf die unteren Ebenen zu verlagern. Frei-
räume müssen geschaffen werden, damit als richtig 
erkannte Projekte auch in eigener Regie realisiert 
werden können, ohne sich ständig absichern zu müs-
sen. 

Wir brauchen eine neue demokratische Verwal-
tungskultur, d. h. einen Staat, der sozial verantwort-
lich handelt. Spätestens an diesem Punkt kommen 
mir die größten Zweifel, wenn ich in der Unterrich-
tung unter dem Punkt II.1 lese, „das Personal des 
Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge wird deutlich reduziert". Das ist unge-
heuerlich in Anbetracht dessen, daß bereits jetzt kein 
Nachkommen bei der Asylantragsprüfung zu ver-
zeichnen ist. Das soll nun auch noch so gelöst wer-
den, daß die dortigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter unter massiven Druck gesetzt werden, um die An-
tragsflut - oder besser gesagt: 50 000 sog. Altfälle - 
binnen kürzester Frist zu erledigen. Das soll soziale 
und rechtsstaatliche Qualitätsarbeit einer öffentli-
chen Verwaltung sein? - Da gibt auch die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage von 
Matthias Berninger nichts her. Wie hoch wird wohl 
der Preis sein, den manche Antragsteller zu zahlen 
haben? Das ist ein politischer Skandal! 

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen: 
Eine Verringerung und Straffung der Bundesbehör-
den halten wir für dringend geboten. Es ist nur nicht 
nachvollziehbar, warum nicht endlich ein Gesamt

-

Reformkonzept der Verwaltung auf den Tisch kommt 
und mit Hilfe aller Seiten diskutiert und umgesetzt 
wird. Statt dessen ist immer nur Stückwerk angesagt. 
Fehlende Transparenz auf diesem Gebiet tut das 
Ihre. 

Unter den Einrichtungen, die künftig aufgelöst, zu-
sammengelegt oder neustrukturiert werden sollen, 
sind nicht wenige, die zu Lasten der Qualität der 
Aufgaben gehen, z. B. die Bundesmonopolverwal-
tung für Branntwein. Wenn die Verwertung privati-
siert wird, ist das fast wie eine Lizenz zum Gelddruk-
ken. Oder nehmen wir die Außenstelle des Bundes-
amtes für Güterverkehr. In Anbetracht dessen, daß 
die Bahn privatisiert ist und der Güterverkehr ohne-
hin zurückgegangen ist, stellt sich die Frage, was 
dort überhaupt gemacht wird. 

Wenn man sich das alles genau anguckt und auch 
noch die Debatte aus der letzten Sitzungswoche im 
Ohr hat, wird deutlich: Es gibt kein Konzept. Hier ein 

bißchen, da ein bißchen und gegenseitige Schuldzu

-

weisungen - das ist das, was sichtbar und spürbar ist. 

Der von der Bundesregierung eingesetzte Sachver-
ständigenrat „Schlanker Staat" ist nicht die geeig-
nete Lösung. Er hat ja auch keinerlei Kompetenzen. 
Es ist dringend erforderlich, anhand von Effektivi-
tätsanalysen der Bundesbehörden ein Gesamtkon-
zept zur Modernisierung der öffentlichen Verwaltung 
gemeinsam mit Experten auf diesem Gebiet und den 
Betroffenen durchzusetzen. Die Einsetzung eines 
selbständigen Modernisierungsstabes, wie ihn Herr 
Körper vorgeschlagen hat, sollte endlich umgesetzt 
werden. 

Oberstes Ziel der Reform muß eine ziel- und ergeb-
nisorientierte Verwaltung sein. Straffung und Be-
schleunigung der Verwaltungsabläufe sowie größere 
Wirtschaftlichkeit müssen im Mittelpunkt aller Re-
formüberlegungen stehen. Die Handlungsvorschläge 
zur Modernisierung der Verwaltung dürfen nicht un-
ter dem Druck der leeren Kassen, sondern aus-
schließlich unter kunden - und leistungsorientierten 
Gesichtspunkten verwirklicht werden. 

Anlage 4 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner 694. Sitzung am 
1. März 1996 beschlossen, den nachstehenden Geset-
zen zuzustimmen bzw. einen Antrag gemäß § 77 
Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

- Zweites Gesetz zur Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 
(Zweites BtMG-Änderungsgesetz - 2. BtMG-ÄndG) 

- Zweites Gesetz zur Änderung des Asylverfahrensgesetzes 

- Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung ei-
nes Umweltbundesamtes 

- Gesetz zu dem Übereinkommen vom 29. Juni 1994 über die 
Zusammenarbeit zum Schutz und zur verträglichen Nutzung 
der Donau (Donauschutzübereinkommen) 

- Gesetz zu dem Internationalen Kakao-Übereinkommen von 
1993 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 19. Juni 1995 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Indien zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 3. Juli 1995 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 9. April 1995 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen und zur Belegung der wirtschaftlichen Beziehungen 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 8. Februar 1995 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Vene-
zuela zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

- Gesetz zu dem Beschluß des Obersten Rates des Europäi-
schen Hochschulinstituts Nr. 8/93 vom 2. Dezember 1993 
und zu dem Beschluß der Ständigen Kommission von Euro-
control vom 28. Oktober 1994 
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- Gesetz zu dem Abkommen vom 20. Dezember 1994 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Republik Estland über die Seeschiffahrt 

- Gesetz zu dem Abkommen vom 25. Juni 1993 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Republik Georgien über die Binnenschiffahrt 

- Gesetz zu dem Übereinkommen vom 6. November 1992 über 
den Beitritt der Griechischen Republik zu dem Schengener 
Übereinkommen vom 19. Juni 1990 (Gesetz zum Beitritt der 
Griechischen Republik zum Schengener Übereinkommen) 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mit-
geteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu 
den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Innenausschuß 
- Drucksachen 13/2520, 13/2790 Nr. 2 

Rechtsausschuß 
- Drucksachen 13/875, 13/1233 Nr. 1.3 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU

-

Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europäi-
sche Parlament zur Kenntnis genommen oder von ei-
ner Beratung abgesehen hat: 

Innenausschuß 
Drucksache 13/2804 Nr. 2.7 
Drucksache 13/3117 Nr. 1.2 
Drucksache 13/3117 Nr. 2.10 
Drucksache 13/3286 Nr. 1.5 
Drucksache 13/3286 Nr. 1.6 
Drucksache 13/3286 Nr. 2.2 

Finanzausschuß 
Drucksache 13/3286 Nr. 2.23 
Drucksache 13/3286 Nr. 3.1 

Ausschuß für Wirtschaft 
Drucksache 13/2494 Nr. 1.16 
Drucksache 13/3117 Nr. 2.3 
Drucksache 13/3182 Nr. 1.1 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.6 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.9 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.10 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.11 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.12 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.13 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.17 
Drucksache 13/218 Nrn. 58, 64-70, 74-77, 79-80, 83 
Drucksache 13/1614 Nrn. 2.1, 2.3-2.5, 2.7, 2.16 
Drucksache 13/1898 Nrn. 2.1, 2.2 
Drucksache 13/2306 Nrn. 2.5, 2.9, 2.14, 2.17, 2.35, 2.38, 
2.39, 2.44, 2.58, 2.64, 2.66, 2.69, 2.72, 2.77, 2.79, 2.81, 2.82, 
2.87, 2.97, 2.98, 2.100 
Drucksache 13/2494 Nrn. 1.17, 1.18, 1.22, 1.23 
Drucksache 13/2674 Nrn. 2.4, 2.8-2.10, 2.17, 2.27, 2.28, 
2.31, 2.39 
Drucksache 13/2988 Nr. 1.21 
Drucksache 13/3117 Nrn. 2.15, 2.30, 2.32 
Drucksache 13/3286 Nrn. 2.4-2.6, 2.10, 2.19, 2.20, 2.24 
Drucksache 13/3790 Nr. 2.8 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.14 
Drucksache 13/3529 Nr. 1.17 
Drucksache 13/2306 Nrn. 21.5, 271, 286 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 
Drucksache 13/2306 Nr. 2.30 
Drucksache 13/2988 Nr. 1.24 
Drucksache 13/3286 Nr. 2.25 
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